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Menschen mit geistiger Behinderung werden 
wie wir alle von Gefühlen, Nöten, Ängsten, 
Konflikten, Freuden, Lust, Beziehungen bewegt. 
Sie leben mit sich und ihrer Welt ebenso im 
Reinen, wie sie auch darunter leiden können. 
Viele ihrer ungewöhnlichen Verhaltensäußerun-
gen sind Ausdruck seelischen Leidens. Dies zu 
verstehen und ggf. psychiatrisch-psychothera-
peutisch zu behandeln, ist ein selbstverständ-
liches und notwendiges gesundheitsbezogenes 
Angebot zur Verbesserung der Lebensqualität 
und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Ausgewiesene Fachleute aus der Behinderten-
hilfe und erfahrene psychologische Psycho- 
therapeut(inn)en zeigen, wie Psychotherapie 
erfolgreich funktioniert, wie sie als hilfreiche 
Behandlungsoption im Rahmen multimodaler 
Behandlungsstrategien eingesetzt wird, unter 
welchen rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen ambulante (Kassen-)Psycho- 
therapie möglich ist.
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IsBn: 978-3-88617-536-9;  
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Informationen und Entscheidungshilfen für 
Menschen mit Behinderung, deren Eltern, An- 
gehörige und rechtliche Betreuer, die das Spek- 
trum der Arbeitsmöglichkeiten jenseits des 
klassischen WfbM-Arbeitsplatzes aufzeigen. 
Die vorgestellten Beispiele haben Menschen 
mit jeder Art von Behinderung im Blick, unab- 
hängig vom Umfang des Unterstützungsbedarfs.

Diese Best-Practice-Beispiele sollen alle Betei- 
ligten bei der Berufswahl und der Wahl des 
Arbeitsplatzes zu kreativen und vielfältigen  
Lösungen und Ideen ermuntern. So kann auch 
im Arbeitsleben das Wunsch- und Wahlrecht 
Wirklichkeit werden.

Was mache ich nach der Schule? Kann ich 
mich nach 20 Jahren beruflich noch mal ver- 
ändern? Freunde arbeiten an sehr interessan-
ten Arbeitsplätzen oder in einer ganz normalen 
Firma. Das finde ich toll. Kann ich das auch?
Fragen der beruflichen (Neu-)Orientierung 
stellen sich für alle Menschen – unabhängig 
von Alter, Unterstützungsbedarf oder derzeiti- 
gem Arbeitsort. Dazu stellen 19 Menschen mit 
Behinderung ihren neuen Arbeitsplatz vor. Sie 
zeigen auf, was sich für sie verändert hat, was 
sie lernen mussten und wie sie auf ihrem Weg 
begleitet wurden. Die Beispiele bringen zum 
Ausdruck, dass auch auf den ersten Blick sehr 
anspruchsvolle und unkonventionelle Arbeits- 
wünsche realisiert werden können, wenn sie 
mutig angegangen werden und alle Beteiligten 
zusammenwirken. Ausgangspunkt ist dabei 
oftmals die Persönliche zukunftsplanung (PzP), 
welche in der Broschüre als einfaches, aber sehr 
hilfreiches Instrument zur Perspektivenplanung 
vorgestellt wird. Die Arbeitswelt besteht aus 
Chancen und Möglichkeiten. Sie ist vielfältig 
und bunt.

| Andreas Fröhlich, norbert Heinen,   
   Theo Klauß, Wolfgang Lamers (Hgg.)

schwere und mehrfache Behinderung – 
interdisziplinär
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Menschen mit besonderen Beeinträchtigungen 
und hohem Unterstützungsbedarf stehen in 
allen Lebensbereichen – sowohl in der Praxis 
als auch in der Wissenschaft und Politik – trotz 
mancher Lippenbekenntnisse am Rande. Es wi- 
derspricht den zielen von Teilhabe und Inklusion, 
wenn Kinder, Jugendliche und erwachsene 
Menschen mit schwerer Behinderung mit ihren 
Bedürfnissen, Lern- und Entwicklungsmöglich-
keiten nach wie vor kaum beachtet und ernst 
genommen werden.

Das vorliegende Buch will – in enger Verzahnung 
von Praxis und Theorie und aus dem Blickwin-
kel unterschiedlicher Disziplinen und Professio-
nen – Grundfragen des Lebens mit schwerer 
und mehrfacher Behinderung thematisieren, 
Probleme deutlich machen und Lösungswege 
ansprechen. Es geht darum, theoretisch und 
praktisch konkret aufzuzeigen, was betroffene 
Menschen von uns – ihren Eltern, den Fachleuten 
und Wissenschaftlern sowie von Gesellschaft 
und Politik – an Angeboten und Unterstützung 
benötigen und erwarten dürfen.
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„ich komme direkt aus dem Fegefeuer
der Integration“. So beschrieb ein be-
kannter Professor der Sonderpädago-
gik in Deutschland vor einigen Jahren
seine Erfahrung in der Rolle als Teil-
nehmer einer Fachdiskussion zum Ab-
schluss einer Tagung zur schulischen
Integration in Marburg, bei der er mit
zahlreichen Argumenten pro Integra-
tion von Eltern und Fachleuten kon-
frontiert wurde. Fegefeuer, Vorstufe zur
Hölle, ewige Verdammnis ... – Kritiker
schulischer Integration und Inklusion
sehen gar die Würde des Menschen mit
geistiger Behinderung in großer Gefahr,
wenn ein geistig behindertes Kind
„allein“ in eine größere Gruppe nicht
geistig behinderter Kinder integriert
wird (vgl. Teilhabe 2/11, S. 90–91).
Woher meinen wir eigentlich zu wissen,
dass die Tatsache, als geistig behinder-
ter Mensch in einer Gruppe gemein-
sam mit anderen als geistig behindert
klassifizierten Menschen unterrichtet
zu werden, für die Entwicklung dieser
Kinder förderlich ist? 

Vor einigen Jahren besuchte ich eine
erst kurz zuvor eröffnete Tagesstätte für
schwerstbehinderte, schwer pflegebe-
dürftige Kinder und Jugendliche. Voller
Stolz (zu Recht!) wurden mir die hel-
len, nach den neuesten fachlichen Er-
kenntnissen gestalteten Räumlichkei-
ten mit vielen Therapie- und Spielgerä-
ten gezeigt. Bewundernswert war das
Engagement der Fachleute für diesen
Personenkreis, der das Grenzgebiet bis-
her gelebter menschlicher und fachli-
cher Zuwendungskraft erreicht. Aner-
kennung auch für das finanzielle Enga-
gement von Land und Gemeinde für
dieses Projekt. Mich aber beschlich bei
allem Lob für das Schöne und Neue ein
ungutes Gefühl, das ich zunächst nicht
näher fassen konnte. Nach einiger Zeit
aber „fiel es mir wie Schuppen von den
Augen“: Es war fast still in dem Gebäu-
de, eine unheimliche Stille auf sämtli-
chen Gängen und Fluren, obwohl alle
Kinder und Jugendliche im Haus waren.
Was der Einrichtung fehlte, war ganz

einfach ein Kinderleben, das gewöhn-
lich einhergeht mit Lachen, Weinen,
Schreien, Toben etc. Diese Kinder wur-
den offensichtlich so ihrer Kindheit
„beraubt“, sie saßen sprichwörtlich im
„goldenen Käfig“. Kinder aber brauchen
vor allem Kinder für ein gedeihliches
Aufwachsen.

Wer oder was belegt eigentlich die tra-
ditionelle These, dass es behinderten
Kindern am besten unter lauter anderen
Kindern mit Behinderung gehe? Immer
noch ist die Behauptung im sonderpä-
dagogischen Umlauf, dass schwerstbe-
hinderte Kinder und Jugendliche in ih-
rem Alltag insbesondere auf heteroge-
ne Gruppen angewiesen seien, wobei
heterogen meint, dass diese Gruppen
sich aus verschiedenen Schweregraden
geistiger Behinderung zusammenset-
zen. Wer oder was stützt eigentlich die
These, dass die vor allem schwerstbe-
hinderten Menschen gegenüber not-
wendige besonders ausgeprägte Solida-
rität und Unterstützung als Aufgabe im
Alltag eher Menschen mit einer weni-
ger schweren Behinderung übertragen
werden solle als nichtbehinderten Men-
schen? Diese in der Vergangenheit vor-
findliche Form der Heterogenität droht
heute zunehmend Gefahr, da Kinder
mit leichterer Beeinträchtigung heute
vermehrt eine Integrationsklasse an 
einer allgemeinen Schule oder eine 
andere Sonderschulform besuchen.

Warum berichte ich Ihnen dies alles,
liebe Leserinnen und Leser? Ich tue
dies, weil ich hinter diesen Beobach-
tungen ein gemeinsames Phänomen
unserer Zeit sehe: Argumentiert wird
stets mit dem Wohl eines Kindes, sei-
ner verletzten Würde, seiner möglichen
Instrumentalisierung, einem drohenden
Exotenstatus und weiterer düsterer Pro-
phezeiungen für den Menschen mit
geistiger Behinderung, der sich auf ver-
meintlichen Abwegen aus Lern-, Arbeits-
und Lebensorten, konzipiert nach „be-
währten“ sonderpädagogischen Güte-
kriterien, befindet. Argumentiert wird

Inklusion:
Krise der Behindertenpädagogik
positiv wenden 

Liebe Leserin, lieber Leser,

Theo Frühauf
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hinderte Menschen werden dabei nicht
nur erforscht, sie forschen vor allem
selbst. So gesehen sind Disability Stu-
dies die Umsetzung von Teilhabe und
Inklusion im Forschungsbereich. 

Susanne Wachsmuth und Matthias
Schmidt stellen unter dem Titel „Parti-
zipation von unterstützt kommunizie-
renden Personen“ Ergebnisse ihrer em-
pirischen Studie vor. Es wird deutlich,
dass unterstützt Kommunizierende un-
abhängig vom Alter ihre wichtigsten
Kommunikationspartner im nahen Um-
feld und bei professionellen Akteuren
finden und dass sie in allen Gesprächs-
situationen körpersprachliche Äußerun-
gen bevorzugt nutzen. Deren Interpre-
tation ist von der gegenseitigen Vertraut-
heit der Kommunizierenden abhängig. 

Barbara Feurer und Bettina Lindmeier
referieren ein örtliches Konzept aufsu-

chender Beratung zur Unterstützung
bei der Zukunftsplanung für erwachse-
ne Menschen mit Behinderung, die
noch bei Angehörigen wohnen, und ih-
re Familien: der Aufsuchende Familien-
beratende Dienst KOMPASS. Oft fin-
det in Familien keine konsequente Aus-
einandersetzung mit der Frage statt,
wie die zukünftige Lebensgestaltung
des behinderten Kindes aussehen könn-
te, die mit zunehmendem Alter aller
Beteiligten an Dringlichkeit gewinnt.
Verbunden mit dem Anliegen, künftige
Wohnbedarfe zu ermitteln, um eine am
tatsächlichen Bedarf orientierte Sozial-
planung zu ermöglichen, ist ein aufsu-
chender Beratungsdienst entstanden. 

Der Beitrag von Evemarie Knust-Potter
und Matthias Windisch „Circles of
Support als soziale Netzwerke und
Chance zur Inklusion“ befasst sich mit
Circles of Support (COS) als lokale,
kleine Unterstützerkreise, die zur Teil-
habe von Menschen mit Behinderung
am Gemeinwesen beitragen sollen.
Modellhaft werden sie in Dortmund
und Kassel in den Studiengängen So-
ziale Arbeit umgesetzt. Die COS-Mit-
glieder treffen sich regelmäßig und
unternehmen gemeinsame Aktivitäten.
Studierende lernen so, ihre eigenen
und andere Handlungen kritisch ein-
zuschätzen und sich anhand der prak-

tischen Erfahrungen mit Fragen der
Teilhabe, Selbstbestimmung und Fremd-
bestimmung auseinanderzusetzen. 

Sybille Haefke und Ulrike Mattke be-
handeln in ihrem Beitrag „Ein Kinder-
garten für Alle“ den Prozess einer Kin-
dertagesstätte, sich mit Hilfe des Index
für Inklusion in Richtung einer inklusi-
ven Kita weiterzuentwickeln. Der
Index für Inklusion erwies sich dabei
als geeignetes Handwerkszeug und
lässt auf einen Kindergarten für Alle
hoffen, in dem sich jede und jeder will-
kommen fühlt. 

Andreas Hinz antwortet auf Riccardo
Bonfranchis Leserzuschrift in der Teil-
habe 2/11, mit der dieser Theo Früh-
aufs Analyse und Kommentierung der
KMK-Statistiken (vgl. Teilhabe 1/11)
kritisiert hatte. Dabei stelle Bonfran-
chi, so Hinz, Behauptungen auf, die
nicht unwidersprochen stehen bleiben
können. Der Hauptkritikpunkt Bon-
franchis bestehe darin, dass Frühauf
seine kritische Bestandsaufnahme zur
jahrelangen Stagnation der Teilhabe
von Schüler(inne)n mit dem Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung le-
diglich normativ auflade, ohne in aus-
reichender Weise Hintergründe zu re-
flektieren. Das unhinterfragte Ziel „Teil-
nahme am Gemeinamen Unterricht“
verletze gar die Menschenwürde. „Wenn
es so wäre, wäre dies dramatisch“, wie
Andreas Hinz ausführt. Seine Ausfüh-
rungen kommen zu dem Schluss, dass
es sich bei Bonfranchis Argumenten
nicht nur um die Reproduktion von
bekannten Verdächtigungen und Vor-
würfen handele. Die Ausführungen
sind auch Zeichen einer Krisensitua-
tion der Heilpädagogik. 

Angesichts derartiger Kontroversen
von aktuellen Akteuren in der Sonder-
pädagogik muss mit Hinz gefolgert
werden, dass sich die Behinderten-
und Sonderpädagogik aktuell in einer
Krise befindet, heute vor allem ange-
sichts der Diskussionen um Inklusion
und damit einhergehend um eine Ent-
grenzung dieser Fachdisziplinen und
einer stärkeren Verortung der (behin-
derten-)pädagogischen Kompetenzen
in den allgemeinen Strukturen unserer
Gesellschaft. Jede Krise beinhaltet aber
die Chance zur Klärung strittiger Stand-
punkte. Schaffen wir so gemeinsam
eine positive Wendung dieser Krise im
Sinne von mehr Teilhabe behinderter
Menschen in unserer Gesellschaft, lie-
be Leserin und lieber Leser!

Theo Frühauf, Marburg

also in der Regel mit auf behinderte
Menschen gerichtete Kriterien. Im Vor-
dergrund stehen aber in Wahrheit viel-
fach eigene Ängstlichkeit, die Unsicher-
heit und das Beharrungsvermögen von
Lehrern, Pädagoginnen und anderen
professionellen Fachkräften in der Be-
hindertenhilfe. Deren Rolle und Funk-
tion würde sich in der Tat in angestreb-
ten neueren Strukturen, wie sie auch
im vorliegenden Heft dargestellt werden,
erheblich verändern. Die gravierendste
Rollenveränderung betrifft wohl die
Zielgruppe sonderpädagogischen Han-
delns: Nicht mehr der einzelne Mensch
mit Behinderung und seine Therapie-
bedürfnisse stehen im Mittelpunkt son-
derpädagogischen Handelns, sondern
Menschen seiner sozialen Netzwerke,
die Akteure seiner realen Sozialräume –
sie sollen befähigt und stark gemacht
werden, die besonderen Bedarfe behin-
derter Mitbürger zu beantworten.

Die Beiträge des vorliegenden Heftes
greifen die Grundthematik inklusiver
Weiterentwicklung sonderpädagogischer
Handlungsfelder unter einem jeweils
spezifischen Blickwinkel auf. 

So geht Wolfgang Hinte unter dem Ti-
tel „Sozialräume gestalten statt Sonder-
systeme befördern“ der Frage nach, wel-
ches identitätsstiftende Konzept Soziale
Arbeit benötigt, um Inklusion als leiten-
des Paradigma in der Behindertenhilfe
zu befördern. Der Beitrag zeigt anhand
des Konzepts Sozialraumorientierung
die Chancen einer Konzeptlogik auf und
welche Konsequenzen daraus für So-
zialpolitik und Soziale Arbeit erwach-
sen auf dem Hintergrund einer durch
das Konzept Sozialraumorientierung
geprägten Kernkompetenz. Unter die-
ser Vorgabe darf sie sich nicht weiter-
hin ausschließlich auf den Einzelfall
ausrichten. 

Ursula Naue geht es unter dem Titel
„Disability Studies und Menschen mit
Lernschwierigkeiten“ um den Beitrag
der Disability Studies zu Fragen von
Inklusion und Teilhabe. In den Disabi-
lity Studies stehe, so die Autorin, For-
schung und Lebenserfahrung in direk-
tem Zusammenhang. Die Erfahrungen
behinderter Menschen sind für die Dis-
ability Studies besonders wichtig. Be-

Die Behinderten- und Sonderpädagogik befindet 
sich in einer Krise angesichts der Diskussionen 
um Inklusion und damit einhergehend um eine 
Entgrenzung dieser Fachdisziplinen. 
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| KURZFASSUNG Wenn Soziale Arbeit dazu beitragen soll, „Inklusion“ als leitendes
Paradigma in der Behindertenhilfe in der konkreten Arbeit im Berufsfeld zu befördern,
benötigt sie ein identitätsstiftendes fachliches Konzept, auf dessen Grundlage sie ihre
Kompetenzen in allen gesellschaftlichen Feldern so verankert, dass nicht weiterhin Son-
dersysteme zur Integration befördert werden. Der Beitrag zeigt anhand des Fachkon-
zepts Sozialraumorientierung die Chancen einer konsequenten Konzeptlogik auf und
welche Konsequenzen daraus für Sozialpolitik, Gesetzgebung und Soziale Arbeit
erwachsen. Dass derzeit erst ökonomischer Druck ein erstarrtes System zu sinnvoller
Innovation treibt, wird nicht argwöhnisch betrachtet, sondern als Chance gesehen, öko-
nomische Funktionslogik und aufgeklärte sozialarbeiterische Fachlichkeit aufeinander zu
beziehen.

| ABSTRACT Organizing Community instead of Sustaining Specials Systems.
The Contribution of Social Work to the Creation of an Inclusive Environment.
If social work should serve to put the guiding paradigm „inclusion” into practice, a con-
cept is necessary which promotes a sense of identity and creates the framework to trans-
fer the competencies regarding the support for people with disabilities in all social areas
instead of sustaining a special system for integration. This article illustrates the chances
which lie within the concept of community orientation and the arising consequences for
social politics, legislation and social work. The fact that currently the need for innovation
is a consequence of economic pressure should not be considered suspiciously. Rather, this
should be seen as a chance for linking economic thinking with professional social work.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Sozialräume gestalten statt 
Sondersysteme befördern
Zur Funktion Sozialer Arbeit bei der Gestaltung 
einer inklusiven Infrastruktur

Irgendwo habe ich gelesen, dass einMensch mit sog. geistiger Behinde-
rung einem „normal behinderten“ Be-
sucher seiner stationären Einrichtung
den Unterschied zwischen Integration
und Inklusion folgendermaßen erklärt
hat: Wenn man hier einen Haufen bun-
te Gummibärchen hat und daneben
einen nur mit roten Gummibärchen,
und wenn man dann die roten Gummi-
bärchen in die Mitte der bunten Gum-
mibärchen legt, dann ist das Integrati-
on.Wenn aber von Anfang an die roten
Gummibärchen zwischen den bunten
Gummibärchen liegen, dann ist das In-
klusion. 

Soziale Arbeit ist mit dem Thema
Integration auch deshalb beschäftigt,
weil Soziale Arbeit selbst ein Bestand-
teil des Systems ist, das desintegriert:
Etikette wie „besonderer Förderbedarf“,

„erziehungsschwierig“, „verhaltensge-
stört“, „lernbehindert“ usw. rechtferti-
gen die Existenz Sozialer Arbeit, die
wenig zu tun hätte, wenn alle Men-
schen „inkludiert“ wären – wenn also
die Regelsysteme für Sozialisation und
Partizipation so ausgestattet wären,
dass sie auch mit solchen Menschen
einigermaßen klar kommen, die ein
wenig aus der Reihe tanzen, langsamer
oder zu schnell sind, merkwürdig aus-
sehen, aus der Rolle fallen, sich schwer-
tun mit dem feinen Unterschied zwi-
schen Randale und lautstark demons-
trierter guter Laune oder körperlich
oder materiell eingeschränkt sind. Der
das gesellschaftliche Feld sondierende,
umherschweifende Blick der Sozialen
Arbeit führt seit jeher dazu, dass vor-
handene Benachteiligung und Ausgren-
zung wahrgenommen werden, und er
ist somit darauf gerichtet, Zielgruppen

Wolfgang Hinte
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zu definieren (man könnte auch sagen:
„zurecht zu schreiben“) – also zu desin-
tegrieren, indem die roten Gummibär-
chen immer präziser beschrieben und
damit Ressourcen für diese Gummibär-
chen herangeschafft werden. Gleichzei-
tig wird der Haufen der übrigen Gum-
mibärchen vor diesen roten Gummibär-
chen verschont bzw. ihnen die Chance
vorenthalten, im Umgang mit den roten
Gummibärchen zu lernen. Bei aller
Programmatik von Inklusion: Derzeit
ist auch Soziale Arbeit erst mühsam
dabei, im eigenen System Integration
zu bewerkstelligen, und zwar in einem
System, das aus gutem Grund jahrelang
auf Desintegration hingewiesen und
damit desintegriert hat und es immer
noch tut. Desintegrations- bzw. Ausson-
derungsprozesse führten – gesellschaft-
lich wie sozialarbeiterisch (weil u. a. leis-
tungsgesetzlich erforderlich) befördert –
zu einer Standardisierung von Hilfen:
abrechenbar und schematisiert, und
zwar außerhalb des Regelsystems. Die
Folgen sind: anstaltsähnliche Unter-
bringung, besondere Wohnformen, be-
schützende Versorgung, unzählige Spe-
zial-Hilfeformen, Kostensätze und Pfle-
gesatzkommissionen. Die Hilfen wer-
den individualisiert, weil nur das Indi-
viduum Anspruch auf Hilfe hat – und
wiederum liegt das rote Gummibärchen
draußen. Heute steht an, die Haltungen
und Kenntnisse Sozialer Arbeit in der
Schule, in der Arbeitswelt, im Stadt-
teil/im Kiez, in allen gesellschaftlichen
Feldern so zu verankern, dass Soziale
Arbeit kein Sondersystem mehr ist, son-
dern Bestandteil des Regelsystems –
also quasi institutionelle Inklusion.

Vom Fall zum Feld

Soziale Arbeit hat sich jahrzehntelang
auf dem Hintergrund ständig wechseln-
der Fachlichkeit bemüht, desintegrierte
(„benachteiligte“) Menschen zu verän-
dern (neuerdings: zu unterstützen). Mit
wenigen Ausnahmen ging es dabei
immer um einzelne Menschen, um den
sog. „Einzelfall“, also um ein identifi-
ziertes Individuum, dem es schlecht
ging, das arm oder behindert war, dem
eine Leistung zustand oder das Hilfe
suchte. Trotz Gruppenarbeit, trotz Ge-
meinwesenarbeit: Der Fallbezug domi-
nierte die Soziale Arbeit und er prägt sie
bis heute (vgl. HERING 2007). Wir
müssen konstatieren: So, wie etwa 
der Paradigmenwechsel von der Inte-
gration zur Inklusion vollzogen werden
muss, muss die Soziale Arbeit den
Schritt „vom Fall zum Feld“ (HINTE,
LITGES & SPRINGER 1999; FEHREN
2011) vollziehen, und dies in doppelter
Hinsicht: 

> zum einen in das räumliche Feld
(Sozialraum), in dem die „identifizier-
ten Fälle“ leben,

> zum anderen muss sie sich selbst als
inklusiver Bestandteil eines Feldes
unterstützender Regelsysteme profes-
sioneller Hilfe verstehen.

Damit tut sich die Profession außer-
ordentlich schwer. Womit hängt das
zusammen? Im Konzert mit anderen
Professionen spielt Soziale Arbeit bis
heute nicht gerade die erste Geige. Wer
sich selbst mit Randgruppen beschäf-
tigt, wird schnell zur Randgruppe
innerhalb seines eigenen Feldes. Durch
die Geschichte hinweg dominiert in der
Sozialen Arbeit die Mentalität einer
nachgeordneten Instanz. Wie oft kommt
es in Ämtern vor, dass ein Gutachten
einer Medizinerin oder eines Psychia-
ters alle vom Stuhl haut, während die
Einschätzung des Sozialarbeiters nicht-
mals als Anhang zur Akte brauchbar
ist? „Mein Rechtsanwalt hat gesagt ...“
klingt einfach anders als „Meine Sozial-
arbeiterin hat gesagt …“. Noch mehr
wirkt die Wucht eines Richterspruchs:
„Das Gericht hat gesagt …“ (und wenn
man dann mal schaut, wie widersprüch-
lich sich Gerichte verhalten – ein Gericht
hält einen prominenten Strafverdächti-
gen vier Monate in Untersuchungshaft,
und das nächste Gericht lässt ihn wie-
der heraus). Schon seltsam, dass diese
und andere Berufsgruppen relativ
unhinterfragt ein hohes Prestige besit-
zen. Nun mag das mit diesen Berufs-
gruppen und ihren Aufgaben zu tun
haben; es kann aber auch ein wenig
daran liegen, wie wenig die Profession
der Sozialen Arbeit selbst von sich hält. 

Diese auch strukturell bedingte
Unsicherheit darüber, dass man selbst
eigentlich nicht weiß, was man kann,
hat dazu geführt, dass Sozialarbeiter
sich auch darüber ausweisen, dass sie
„Zusatzqualifikationen“ haben. Beson-
ders beliebt: therapeutische Zusatzqua-
lifikationen (am besten: systemische

Familientherapie, Organisationsbera-
tung oder Coaching). Von einer Thera-
peutin würde man wohl kaum hören,
dass sie stolz von sich sagt, sie hätte
eine „sozialarbeiterische Zusatzqualifi-
kation“, oder welcher Jurist, welche
Medizinerin käme auf die Idee, sich
sozialarbeiterisch fortzubilden? Für die

Sozialarbeit dagegen scheint es gerade-
zu ein Ausweis von Qualität zu sein,
eine therapeutische (wahlweise eine
heilpädagogische, eine juristische oder
eine medizinische) Zusatzausbildung
vorweisen zu können. Als Folge dieses
merkwürdigen Zustandes verschwimmt
das Profil „Soziale Arbeit“. Die Gren-
zen zwischen Sozialarbeit – Therapie –
Pflege – Supervision sind fließend, und
manchmal drängt sich der Eindruck
auf, Sozialarbeiter wären lieber Thera-
peuten (das hebt den Status und das
Gehalt), während der ein oder andere
Sozialarbeiter sich in Wirklichkeit wie
ein Pfleger verhält (das hebt zwar nicht
den Status, bedient aber das eigene
Helfersyndrom).

Wenn Soziale Arbeit nicht mehr nur
integrieren, sondern Inklusion fördern
und gleichzeitig selbst „inkludiert“ sein
will, benötigt sie professionsspezifische
Standards, quasi identitätsstiftende
Kompetenzen, die Inklusion unterstüt-
zen und im Regelsystem anschlussfähig
sind. Mit dem Fachkonzept Sozial-
raumorientierung liegt seit einiger Zeit
ein Entwurf vor, solche Kompetenzen
zu beschreiben. Die dort benannten
Prinzipien dienen als Grundlage für
eine fachliche Identität Sozialer Arbeit
(also nicht für eine Identität als Thera-
peutin oder als Fachkraft in der Pflege)
und sind inzwischen leitende fachliche
Folie für zahlreiche Innovationsprozes-
se insbesondere in der Jugendhilfe in
zahlreichen Städten und Landkreisen
in Deutschland, Österreich und der
Schweiz (vgl. HALLER, HINTE &
KUMMER 2007; HINTE 2009). 

Sozialraumorientierung: 
ein Fachkonzept für Soziale Arbeit

Grundsätzlich geht es in der Sozial-
raumorientierung nicht darum, Men-
schen zu verändern, sondern Arrange-
ments zu schaffen und Verhältnisse zu
gestalten. Der Fokus ist immer die
Umwelt, das Feld, in dem sich die

jeweiligen Akteure mit ihren Interessen
und Lebensentwürfen bewegen. Profes-
sionelle in der Sozialen Arbeit sind
nicht Spezialisten darin, Vergangenheit
aufzuarbeiten oder eine gelähmte Frau
zu pflegen, aber sie sind in der Lage,
leistungsgesetzliche Möglichkeiten mit
individuellen Ressourcen zu verbinden,

So, wie der Paradigmenwechsel von der Integration
zur Inklusion vollzogen werden muss, muss die Soziale
Arbeit den Schritt „vom Fall zum Feld“ vollziehen.
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Unterstützung bei der Organisation von
Alltagsprozessen zu geben und mit
Blick auf individuelle und sozialräumli-
che Möglichkeiten Verbindungen zu
anderen hilfreichen Akteuren herzu-
stellen. Sie kennen sich aus im Quar-
tier, in Leistungsgesetzen, im System
der sozialen Versorgung und in Varian-
ten knapper, lösungsorientierter Ge-
sprächsführung zur Erkundung des
Willens von Menschen sowie in der
Moderation von Konfliktsituationen, in
denen es darum geht, sich auf nächste
Schritte zu verständigen. Ich will die
grundlegenden Prinzipien hier kurz
und pointiert beschreiben (genauer
dazu vgl. HINTE & TREESS 2007;
FRÜCHTEL & BUDDE 2010):

1. A und O jedweder Sozialen Arbeit
sind Interessen und Wille der Men-
schen – egal, ob sie uns gefallen oder
nicht. In allen Quartieren und Insti-
tutionen, in den ich gearbeitet habe,
musste ich immer wieder neu lernen:
Meine Vorstellungen von gelingen-
dem Zusammenleben sind relativ
unbedeutend, und es gilt immer wie-
der aufs Neue, in den jeweiligen ört-
lichen Gemengelagen, in den je un-
terschiedlichen, immer wieder neu
abgesteckten Claims, bei den je un-
terschiedlichen Traditionen, bauli-
chen und materiellen Gegebenheiten,
bei den je unterschiedlich vorhande-
nen Machtkonstellationen, kulturel-
len und multikulturellen Eigenarten,
in diesem oft nur mit Mühe stillge-
legten „Bürgerkrieg“ den kleinsten
gemeinsamen Nenner zu finden, auf
dessen Grundlage halbwegs friedli-
ches Zusammenleben möglich ist –
ob wir das nun Integration nennen,
Zusammenleben ohne Ausgrenzung
oder wie auch immer die Programm-
atik heißt. 

Mittlerweile wissen wir, dass eine
ausführliche Stadtteilanalyse, for-
schungsmethodisch sauber erstellt,
zwischen zwei Buchdeckel gepresst,
durch alle politischen Ausschüsse
gejagt und in der Presse veröffent-
licht, relativ unbedeutend ist, wenn
man herausfinden will, was die Leu-
te in einem Wohnquartier bewegt.
Was die Menschen der empirischen
Sozialforschung berichten, ist oft
nicht das, was im Alltag tatsächlich
handlungsrelevant ist. Wenn wir
etwa wissen, dass 70 % der Leute in
einem Quartier sagen, das größte
Problem sei die Arbeitslosigkeit,
dann ist das sozialstatistisch bedeut-
sam, aber für die konkrete Arbeit
zunächst unerheblich. Viel wichtiger
bei der Gestaltung des Zusammenle-
bens ist das, worüber die Menschen
sich täglich ärgern, worüber sie sich

regelmäßig aufregen und was ihr
Herz erfreut. So ist etwa von Rele-
vanz, dass die Nachbarin nicht die
Treppe putzt, dass mein Geld nur
noch für wenige Tage reicht, dass die
Kinder über mir mittags immer
Krach machen, dass die Heizkosten-
abrechnung nicht verständlich ist
oder dass der Vermieter immer noch
nicht das Badezimmer renoviert hat.

Die Orientierung geht oft von innen
nach außen, vom Nahen zum Wei-
ten. Der zwei Straßen weiter geplan-
te Park ist weniger wichtig als der
Parkplatz vor der eigenen Haustür.
Die feuchte Zimmerdecke in der
Wohnung setzt unvergleichlich mehr
Energie frei als der Wunsch nach
einem Familienzentrum. Eine Wohn-
gruppe von Behinderten in der Woh-
nung nebenan regt die Nachbarn
mehr auf als hohe Ozonwerte im
Quartier. Spielende Kinder unter
dem eigenen Wohnzimmerfenster
aktivieren eher als das niedrige
Niveau der Bildungsabschlüsse. So-
ziale Arbeit sucht Willen und Hand-
lungsbereitschaft der Menschen, ver-
mittelt zwischen verschiedenen Inte-
ressen und unterstützt Gruppen, die
nicht machtvoll genug sind, sich Bü-
rokratie kompatibel zu organisieren. 

Übertragen auf die Arbeit in der Ein-
zelhilfe heißt das, dass der Wille der
Menschen (nicht der Wunsch; zur
Unterscheidung vgl. HINTE 2007,
106 ff.) die zentrale Grundlage ist für
die Durchführung von Maßnahmen
im Kontext gewährter sozialstaatli-
cher Leistungen. In der konkreten
sozialarbeiterischen Interaktion wird
die Förderung individueller Autono-
mie geradezu konterkariert, wenn
etwa in der Jugendhilfe oder in der
Eingliederungshilfe die formulierten
Ziele in den Hilfeplänen von den
Leistungs- und Kostenträgern (also
von Sozialarbeitern, Medizinern oder
anderen) für die Betroffenen formu-
liert werden. Die Energie, sein Leben
selbst zu gestalten, wird nicht da-
durch erhöht, dass man sich an
einem Ziel ausrichtet, das andere (im
besten Fall: in guter Absicht) formu-
liert haben. Sie entwickelt sich indes
bzw. sie erhöht sich, wenn ich mir
meiner eigenen Ziele bewusst bin
und meine eigenen Pläne gemacht
habe, um sie zu erreichen. Doch bis
heute gibt es keine ausgeprägte Kul-
tur der systematischen Erarbeitung
des Willens leistungsberechtigter
Menschen, weil derzeit immer gilt:
Um eine Leistungsberechtigung zu
erhalten, müssen wir ein Defizit kon-
statieren, und wer dann „die Musik

bezahlt“, bestimmt auch, wie der
Mensch sich zu entwickeln hat. 

2. Aktivierung statt Betreuung und
Versorgung: Fachkräfte gerade in
der psychosozialen Arbeit sind im-
mer verführt, die Wünsche der Men-
schen zu hören und diese als Aufträ-
ge zu verstehen. In der Sozialraum-
orientierung wird darauf geachtet,
dass Betreuung nicht zur Entmündi-
gung führt und dass Menschen
dadurch, dass sie selbst etwas tun,
Würde entwickeln und Autonomie
behalten. Auch in der Eingliede-
rungshilfe wird häufig die falsche
Eingangsfrage gestellt: Welche Un-
terstützung brauchen die Men-
schen? Besser wäre es zu fragen:
Was können die Menschen selbst?
Was wollen sie erreichen? Welche
leistungsgesetzlichen Ressourcen ste-
hen ihnen zu? Erst dann muss ver-
einbart werden, welche Unterstüt-
zung sie erhalten. Diese Reihenfolge
ist von Bedeutung: Manche Men-
schen – Einzelklientinnen wie auch
Quartierbevölkerung – reden sich
äußerst schnell in eine Problemtran-
ce, die Heerscharen von Fachkräften
in Bewegung setzt und gleichzeitig
dazu führt, dass die Leute selbst
nicht aktiv werden, obwohl sie
durchaus die Kraft und Fähigkeit
dazu hätten. Die aktivierende Hal-
tung darf nicht verwechselt werden
mit sozialarbeiterischem Neolibera-
lismus, der berechtigte Leistungen
nicht gewährt und darauf setzt, dass
man sich an den eigenen Haaren aus
dem Sumpf zieht. Leistungsgesetz-
lich garantierte Ressourcen oder
Fördergelder für einen Stadtteil zu
aquirieren, sind wichtige professio-
nelle Aufgaben, doch nachhaltig
wirksam sind sie nur, wenn auf Sei-
ten der begünstigten Menschen bzw.
Quartiere nicht eine Haltung geför-
dert wird, aus der heraus man sich
zurücklehnt, auf links und rechts
schimpft und die eigenen Möglich-
keiten zur Verbesserung der jeweili-
gen Situation nicht nutzt. Ein be-
schützendes System trägt leicht dazu
bei, dass die behüteten Menschen
(gut und manchmal sogar falsch ver-
sorgt) unter ihren Möglichkeiten
bleiben. „Je mehr sie aktiv beteiligt
sind, wenn Dienstleistungen für sie
bereitgestellt und passend zuge-
schnitten werden, desto eher dürfte
eine vorsorgende Unterstützung ge-
lingen.“ (WENDT 2011, 6)

3. In einem sozialräumlichen Konzept
stehen die Ressourcen sowohl der
einzelnen Menschen als auch der
Quartiere im Fokus der professionel-
len Aufmerksamkeit (vgl. KRACH

102



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Sozialräume gestalten statt Sondersysteme befördern

Teilhabe 3/2011, Jg. 50

2010; SEIFERT 2010). Ob eine Eigen-
schaft eine Ressource oder ein Defi-
zit ist, entscheidet sich im Kontext.
Der Jugendliche, der häufig geklaut
hat, kann oft am besten auf die
Gruppenkasse aufpassen. Schul-
schwänzer(innen) sind nicht nur
erziehungsbedürftige Objekte, die
noch nicht kapiert haben, wie wich-
tig Schule ist, sondern sie können
auch gesehen werden als kenntnis-
reiche Beratungsinstanz für Lehr-
kräfte, die mit Schulschwänzer(in-
nen) zu tun haben. Nach bürgerli-
chen Beschreibungs- und Diagnose-
kriterien sind zahlreiche Menschen
verwahrlost, erziehungsschwierig,
geistig behindert, entwicklungsge-
hemmt, verhaltensgestört, verhal-
tensauffällig und hyperaktiv – in
einem anderen Kontext sind die glei-
chen Menschen kreativ, lebendig,
originell, anregend und erheiternd.
Reagieren wir auf den 15-jährigen,
der dramatisch erklärt „Mein Vater
hat versucht, mich umzubringen“,
mit empathischem Mitleid oder mit
„Gratulation – du hast überlebt“?
Liegt mein Fokus auf der Durchhal-
tefähigkeit eines Menschen oder auf
dem Bedauern über die katastropha-
len Umstände? Dabei geht es nicht
darum, Verhältnisse schön zu reden
oder von gesellschaftlich produzier-
ter Ungerechtigkeit abzulenken, es
geht darum, die Handlungsfähigkeit
innerhalb benachteiligender Bedin-
gungen zu fördern. 

Gerade im Bereich der Hilfen für
Menschen mit Behinderungen ist
das nicht ganz einfach. Wenn ein
behinderter Mensch gelernt hat,
mehr auf seine Kompetenzen als auf
seine Defizite zu schauen, und dann
etwa beim Gutachter des medizini-
schen Dienstes der Krankenkasse
tapfer von seinen Hobbys und sei-
nen sportlichen Fortschritten erzählt
(anstatt zu klagen, dass er alleine 
seinen Alltag nicht bewältigt be-
kommt), dann könnte er sich um
Kopf und Kragen und somit um die
Leistungen der Pflegekasse reden.
Leistungsgesetzliche Finanzierungs-
stränge setzen das diagnostizierte
und immer neu diagnostizierte Defi-
zit voraus, und sie orientieren Fach-
kräfte wie Leistungsberechtigte da-
rauf, immer wieder die vermeintli-
chen Schwächen zu benennen. Das
prägt die Akteure mental enorm,
sowohl bei der Arbeit mit Einzelnen
als auch in Quartieren. Auch hier
gilt: Es geht nicht darum, Benachtei-
ligung zu ignorieren oder schlechte
materielle Verhältnisse schön zu re-
den. Wir müssen als Fachkräfte ler-
nen, gleichsam in mindestens zwei

Welten zu leben: Zum einen müssen
wir auf der Grundlage gezielter Defi-
zitbeschreibungen immer wieder
Ressourcen in benachteiligte Quar-
tiere bzw. zu benachteiligten Men-
schen lenken, gleichzeitig dürfen wir
uns nicht den Menschen bzw. den
Quartieren gegenüber von diesen
Defizitbeschreibungen „chloroformie-
ren“ lassen. 

4. Sozialräumliche Arbeit ist zielgrup-
pen- und bereichsübergreifend an-
gelegt. Förderprogramme und Leis-
tungsgesetze orientieren auf An-
spruchsgruppen bzw. auf Zielgrup-
pen. Ein Wohnquartier ist jedoch
nicht feinsortiert nach Zielgruppen,
es ist eine nur lose verkoppelte Anar-
chie, in der natürlich bestimmte
Milieus prägend sind und gleichzei-
tig die Verflochtenheit dieser Milieus
täglich deutlich wird. Wer mit Frau-
en arbeitet, muss auch mit Männern
arbeiten; wer mit Arbeitslosen arbei-
tet, muss auch mit ortsansässigen
Unternehmen arbeiten; wer mit
Jugendlichen arbeitet, muss auch mit
Erwachsenen arbeiten; wer mit
Migrant(inn)en arbeitet, muss auch
mit Einheimischen arbeiten; wer mit
offiziell und amtlich anerkannten
Behinderten arbeitet, muss auch mit
den „normal Behinderten“ arbeiten.
Die Konzentration auf eine be-
stimmte Zielgruppe verstellt den
Blick für die Verflechtungen dieser
Gruppe in einem Wohnquartier und
verstärkt gelegentlich gar die Isolati-
on bzw. die Marginalität der Ziel-
gruppe. So favorisieren wir konse-
quent Quartierprojekte – und nicht
Projekte für oder mit Migrant(in-
n)en, Menschen mit Behinderungen
oder alten Menschen. Natürlich flie-
ßen die Geldströme in der Regel
über die leistungsberechtigte Ziel-
gruppe, doch ist diese Tatsache auch
der gesetzlich induzierten Finanzie-

rungslogik geschuldet. Wer das Quar-
tier ausschließlich wahrnimmt als
Kulisse für das erwünschte Wohler-
gehen der eigenen Zielgruppe, über-
sieht allzu leicht die Energiestränge
und Machtströme, die oft erst beim
zweiten oder dritten Blick der präfe-
rierten Zielgruppe zugute kommen
können. Insofern ist ein zielgrup-
penunspezifischer Blick insbesonde-

re bei der Annäherung an ein Wohn-
quartier von großer Bedeutung –
auch und gerade, wenn man Aus-
grenzung nicht zusätzlich durch Vor-
ab-Etikettierung befördern will. 

Gleiches gilt für den Blick über den
jeweiligen Bereich hinaus: Die im
sozialen Bereich tätigen Menschen
übersehen häufig die Bedeutung von
Wohnungsbaupolitik, von Arbeitsmarkt-
politik, Schul- und Kulturpolitik und
der Politik großer Unternehmen für das
jeweilige Quartier und konzentrieren
sich zu eng auf das ihnen bekannte
Milieu.

5. Vernetzung und Abstimmung der
verschiedenen sozialen Dienste sind
Grundlage für funktionierende Ein-
zelhilfen und für eine nachhaltig
wirksame Gestaltung der Regelsyste-
me im Sozialraum. Die derzeitigen
institutionsgestützten Varianten von
Doppelbetreuung, Schnittstellen-
Chaos und Konkurrenz um „Fälle“
müssen abgelöst werden durch ko-
operative Verfahren und integrierte,
abgestimmte Leistungserbringung. 

Im Kern existiert dieses Konzept in
seinen basalen Prinzipien seit den
1920er Jahren und hat sämtliche Fach-
lichkeitsschübe überstanden. Um es in
neueren Vokabeln zu sagen: Im Grunde
ist es „systemisch“, „lebensweltorien-
tiert“, „ökosozial“, „lösungsorientiert“
und trägt zum „Empowerment“ bei,
doch es existierte schon, bevor es in all
diese zeitgenössischen Strömungen
einfloss: die Gnade der frühen Geburt
bzw. des Nachhaltigkeitspotenzials der
„alten“ Gemeinwesenarbeit (vgl. HIN-
TE, LÜTTRINGHAUS & OELSCHLÄ-
GEL 2011). Letztlich geht es darum,
wegzukommen von der auf die Klientin
bzw. den Klienten bezogenen Haltung
des „Ich weiß, was für Dich gut ist, und
das tun wir jetzt“ über das „Eigentlich

weiß ich schon, was für Dich gut ist,
aber ich höre Dir erstmal zu“ hin zum
konsequenten „Dein Wille wird ernst
genommen – er ist mir nicht Befehl,
aber ich will mich ihm mit meinen fach-
lichen und den leistungsgesetzlichen
Möglichkeiten stellen und dabei alles
mir Mögliche tun, damit Du in Deinem
Lebensumfeld möglichst selbstständig
leben kannst“. 
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Überholt ist nach diesem Verständ-
nis ein naiv-parteilicher Blick, der sich
eng daran ausrichtet, was die jeweilige
Zielgruppe vermeintlich benötigt und
auf diesem Hintergrund so ziemlich 
alle Verhaltensweisen der jeweiligen
Klient(inn)en entschuldigt oder Quar-
tierleben idealisiert. So sind etwa die
Vorstellungen von einem harmoni-
schen Zusammenleben mit viel Akzep-
tanz, gegenseitiger Hilfe und gelingen-
dem Austausch von Ressourcen durch-
aus in Ordnung, doch wenn man sie
gleichsam als zu erreichende Messlatte
nimmt, werden sie zu einem neuen Pro-
gramm, das vom realen Leben regelmä-
ßig ausgetrickst wird. Natürlich gibt es
Kinder und Jugendliche, die sich freu-
en, wenn der 75-jährige Rentner ihnen
vom Krieg erzählt oder irgendwelche
Geschichten aus Büchern vorliest.
Gleichzeitig gibt es diejenigen Kinder
und Jugendlichen, die sich über diesen
„alten Sack“ lustig machen, ihre eige-
nen Kriege für erheblich interessanter
halten und viel lieber selbst lesen wol-
len oder weder was vom Lesen noch
vom Vorlesen halten. Da gibt es natür-
lich den 25-jährigen arbeitslosen
Jugendlichen, der sich gern mit dem
körperlich behinderten Jugendlichen
von nebenan trifft und gern die Freizeit
mit ihm verbringt. Auf der anderen Sei-
te gibt es auch die 25-jährigen Arbeits-
losen, die angetrunken im Stadtteil ran-
dalieren und sich als Opfer mit Vorliebe
Alte, Behinderte und Migranten aussu-
chen. Ein Wohnquartier ist weder gut
noch böse, weder ein Hort gelingender
Nachbarschaft noch eine Keimzelle
von Krieg und Verbrechen. Es gibt 
in jedem Quartier Gelegenheiten, die
Menschen zusammenbringen; es gibt
Menschen, die etwas miteinander an-
fangen können; es gibt integrierende
Personen, die über die Milieus hinweg,
über Altersgrenzen hinweg, über ver-
schiedene Eigenarten hinweg „normal
Verrückte“, „verrückte Normale“, „nor-
mal Behinderte“ und „behinderte Nor-
male“ zusammenbringen. Sozialarbei-
terische Kompetenz besteht nicht
darin, solche Personen zu formen, sie
pädagogisch herzurichten, sie zu moti-
vieren – sie besteht darin, sie zu finden
und Anlässe zu schaffen, dass diese
Personen sich entlang ihren Interessen
entwickeln können. Es geht darum, mit
offenem Blick die vorhandenen Chan-
cen zu nutzen, die sich täglich bieten.
Soziale Arbeit schafft in einer globali-
sierten, komplexen Welt kleinteilig in
schwierig durchschaubaren Quartieren,
die Ameisenhaufen gleichen, Begeg-
nungen, Anlässe, Treffpunkte und Ide-
enwerkstätten, und dort finden sich
Menschen, zwischen denen dann die
Chemie stimmt. Wer aber versucht, die-
se Menschen zu „machen“, sie zu moti-

vieren oder sie zu werben, der verkennt
die Beharrungskraft sowohl von per-
sönlicher Sozialisation als auch von
Quartierrealität. Soziale Arbeit fungiert
somit als intermediäre Instanz, die Brü-
cken schlägt sowohl innerhalb der sozi-
alräumlichen Lebenswelt als auch zwi-
schen der Lebenswelt und der Bürokra-
tie – eine Instanz, die zuständig ist für
Kommunikation, Ideenproduktion, Or-
ganisation und Ressourcenbeschaffung.
Damit hat sie nicht mehr die klassische
pädagogische Funktion, aus der heraus
man gelegentlich ein wenig patriarchal
das vermeintlich Beste für die identifi-
zierte Zielgruppe sucht, sondern man
vertritt ein gestaltendes Interesse zur
Herstellung von guten Lebensbedin-
gungen für möglichst alle Bevölke-
rungsgruppen (vgl. FEHREN 2011).

Dabei hilft es, wenn Soziale Arbeit
anschlussfähig ist an die Regelsysteme
(besser noch: mehr und mehr Bestand-
teil der Regelsysteme wird). Sozialar-
beiter(innen) müssen sich in den insti-
tutionellen Systemen auskennen, sie
müssen ihre Dynamik verstehen, ihre
Stärken und Schwächen kennen, die
Finanzierungsstränge durchschauen und
die Aussonderungsmechanismen bear-
beiten. Schwierig ist in diesem Zusam-
menhang der leistungsgesetzliche Teil.
Leistungsgesetze atmen ja den attestier-
ten, außerhalb des Regelsystems zu
erbringenden Bedarf: Eingliederungs-
hilfe, Hilfe zur Erziehung, besonderer
Förderbedarf usw. Solange die Geset-
zessystematik nahezu ausschließlich
auf das Defizit fokussiert, kann man
noch so viel reden von flexiblen und
sozialräumlichen Hilfen, von Ambulan-
tisierung, Normalisierung und Inklusi-
on – die Profession Soziale Arbeit und
ihre Institutionen lassen sich von der
Gesetzessystematik mental so nachhal-
tig prägen, dass sie immer erst bei nach-
gewiesenem Leistungsanspruch „aufs
Feld hüpfen“ und dann noch darauf
fixiert sind, dort nur die roten Gummi-
bärchen zu bearbeiten. Als präventive
Medizin wirken da allenfalls klare fach-
liche Standards, die als radikale Leitli-
nien sowohl im Kontakt zu den betrof-
fenen Menschen als auch mit Blick auf
die umgebenden juristischen und büro-
kratischen Systeme dienen.

Sparen und fachliche Innovation

In der sozialarbeiterischen Fachdiskus-
sion trifft ein aktivierender, auf den
Sozialraum bezogener und damit auch
einrichtungskritischer Ansatz auf die
seit jeher gepflegten Vorurteile so man-
cher akademischer Innovationsskepti-
ker – wie etwa von DAHME & WOHL-
FAHRT (2009), die ohnehin hinter
jeder fachlichen Weiterentwicklung der

letzten 20 Jahre reflexartig den breit
angelegten Sozialstaats-Verrat wittern.
„Da in allen Feldern der Sozialen
Arbeit gegenwärtig Anstrengungen un-
ternommen werden, den Anteil der sta-
tionären Einrichtungen zugunsten des
Ausbaus ambulanter Versorgungsstruk-
turen abzubauen, um die damit verbun-
denen Kosten einzudämmen, ist die
Behindertenhilfe angesichts des sehr
großen Anteils an stationären und teil-
stationären Einrichtungen (…) beson-
ders herausgefordert, an Umbauplänen
mitzuwirken, um Kosten zu dämmen“
(ebd., 166). Jeder Paradigmenwechsel
in der Sozialen Arbeit in Richtung Akti-
vierung, zivilgesellschaftliches Engage-
ment (vgl. FEHREN 2008) und Ambu-
lantisierung ist umgehend dem Verdikt
des neoliberalen Konsolidierertums aus-
gesetzt, und zwar vornehmlich von
denjenigen, die den fachlichen Gehalt
nur „mit zusammengekniffenen Augen“
betrachten und sich dafür umso infla-
tionärer zu Wort melden, wenn es um
die Analyse finsterer Sparabsichten geht.

Natürlich wird derzeit im Netz der
sozialen Sicherung (an vielen Stellen
äußerst brutal) gekürzt; natürlich ste-
hen die Sozialsysteme unter hohem
Druck, ihre Leistungen zu rechtferti-
gen; natürlich sind ökonomische Fra-
gen nicht ohne weiteres von sozialar-
beiterischen Ansätzen zu trennen. Die
Reduzierung stationärer Einrichtungen
zugunsten ambulanter Versorgungs-
strukturen jedoch gleichsam reflexartig
mit kommunalem Kürzungswahn zu
verbinden, erschwert die Diskussion
um das fachliche (wir können auch
gern im Duktus der 1970er Jahre sagen:
emanzipatorische) Potenzial etwa eines
sozialräumlichen Ansatzes. Ambulante
Einrichtungen kosten möglicherweise
weniger als stationäre, aber nach be-
stimmten Standards sind sie gerade im
Gefolge der Inklusionsdebatte die bes-
seren; systematisch organisierte nach-
barschaftliche Selbsthilfe kostet mögli-
cherweise weniger Geld als professio-
nelle, gleichzeitig ist sie in manchen
(nicht in allen) Fällen die im Sinne der
Inklusion bessere Unterstützung; der
Hinweis auf die Selbsthilfekräfte der
Betroffenen spart sicher an der einen
oder anderen Stelle die professionelle
Betreuung, und gleichzeitig erhält ein
Mensch, der sich selbst in seinen Mög-
lichkeiten um seine Belange kümmert
mehr an Würde und Autonomie als ein
betreuter Mensch, dessen eigene Fä-
higkeiten durch optimale Betreuung
mehr und mehr nachlassen. Der gebets-
mühlenartige Hinweis darauf, dass der
Anlass für so manche Innovation nicht
die Bedürfnisse der leistungsberechtig-
ten Menschen, sondern die aus dem
Ruder laufenden Kosten seien, fördert
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mittlerweile eine intellektuell mehr und
mehr aus dem Tritt kommende Diskus-
sion über Ökonomisierung und lenkt
ab von den richtigen fachlichen Impli-
kationen einer Inklusionspolitik, die
bedauerlicherweise zu einem Zeitpunkt
diskutiert wird, zu dem auf allen Ebe-
nen gespart wird. Im Übrigen: War das
in der Sozialarbeit je anders? Vielleicht
ist es tatsächlich so, dass erst (realer oder
vermeintlicher) ökonomischer Druck
ein erstarrtes System zu sinnvoller In-
novation treibt, was ja durchaus der ka-
pitalistischen Funktionslogik entspricht.

Konsequenzen

Wenn also die Profession „Soziale Ar-
beit“ einen Beitrag zur Inklusion leisten
will und dies auf dem Hintergrund
einer durch das Fachkonzept Sozial-
raumorientierung geprägten Kernkom-
petenz, dann darf sie sich nicht weiter-
hin ausschließlich auf den Einzelfall
ausrichten, denn allenfalls wird dann
der Einzelfall in irgendein Umfeld inte-
griert – also das rote Gummibärchen
zwischen die bunten gelegt. Wer Inklu-
sion will, muss den gesamten Apparat
der Sozialen Arbeit darauf orientieren,
dass die roten Gummibärchen gar nicht
erst ausgesondert werden. Wenn wir
Inklusion ernst nehmen und wenn
Soziale Arbeit ihre langjährig gepfleg-
ten Fachlichkeitsschübe (von der Päda-
gogisierung über die „Versozialwissen-
schaftlichung“, der Therapeutisierung
bis hin zum Sozialmanagement) hinter
sich lassen will, muss mehr Energie in
die Stärkung alltagsweltlicher Bezüge
und damit in die vorhandenen Regel-
einrichtungen wie auch die vorhande-
nen Netze und Ressourcen in den
Quartieren investiert werden. Wir
benötigen also nicht noch mehr Sozial-
arbeiter(innen), die spezialisiert sind
auf ADHS-Kinder, sondern wir müssen
dazu beitragen, dass die Erzieher(in-
nen) in den Kitas wissen, wie man mit
ADHS-Kindern umgeht; wir dürfen
nicht fixiert sein auf die Werkstätten für
Menschen mit Behinderung, sondern
müssen wissen, wie man Betriebe bei
der Schaffung von Arbeitsplätzen für
körperlich und geistig behinderte Men-
schen unterstützt; wir müssen nicht die
137. moderne stationäre Einrichtung
konzipieren, sondern wir müssen Ge-
bäude und Wohnungen in Quartieren
so gestalten, dass dort auch kognitiv

oder körperlich beeinträchtigte Men-
schen wohnen können. Dazu braucht
es den systematischen Ausbau zielgrup-
penunspezifischer Stadtteilarbeit (Quar-
tiermanagement), u. a. um kommunale
Infrastruktur auszubauen und funkti-
onsfähig zu erhalten, anstatt hochspe-
zialisierte Sonderdienste bei jedem neu
auftauchenden Problem einzurichten.
Wir müssen uns lösen von der zielgrup-
penspezifischen Unterstützung der uns
ans Herz gewachsenen Spezialgruppe.
Integrierend betrachtet geht es also
nicht nur um Inklusion in der Behin-

dertenhilfe oder die Realisierung des
Fachkonzepts Sozialraumorientierung,
sondern um eine systematischere leis-
tungsgesetzliche Unterstützung einer
personengestützten Infrastruktur in
sozialen Räumen, die leistungsfeld-
übergreifend dazu beiträgt, dass unter-
schiedlichste Menschen mit unter-
schiedlichsten Ressourcen und Handi-
caps relativ friedlich und – wenn es
geht – in wechselseitiger Unterstützung
sowie mit entsprechender staatlicher
Unterstützung einigermaßen gerecht
koexistieren können. Für diese den
Sozialraum gestaltende Arbeit braucht
es Mittel, die letztlich auch verschiede-
nen Leistungsfeldern, sei es die Einglie-
derungshilfe, die Jugendhilfe, die Ar-
beitsförderung oder andere Bereiche,
zugute kommen. Wenn sich jeder dieser
Bereiche einzeln aufmacht und etwa
unter der Überschrift „fallunspezifische
Arbeit“ (vgl. HINTE 1999) die Ressour-
cen des Sozialraums für seine jeweilige
Zielgruppe erkundet, so ist das wieder
mal ein Beispiel für engagierte Umtrie-
bigkeit ohne Sinn und Verstand. Der
leistungsfeldübergreifende Aufbau von
tragenden Strukturen im Gemeinwesen
durch „Sozialraum-Generalisten“ könn-
te finanziert werden durch relativ gerin-
ge Beträge aus den jeweiligen Leis-
tungsfeldern, die in ihrer integrierenden
Wirkung im nächsten Schritt durchaus
potenziert den jeweiligen Leistungsfel-
dern zugute kämen (wie etwa beim
Quartiersentwicklungsprojekt Q8 der
Evangelischen Stiftung Alsterdorf in
Hamburg; vgl. SCHULZ 2011). 

Soziale Arbeit und Ökonomie

Wenn in einer Gesellschaft die Ökono-
mie dominiert (wie das nun mal in
modernen spätkapitalistischen Gesell-

schaftsformen so ist), dann müssen wir
sozialarbeiterische Fachlichkeit nicht
an die Ökonomie anpassen, sondern in
der Lage sein, ökonomisch zu denken
und dies für unsere fachlichen Vorstel-
lungen zu nutzen. Wir müssen mehr
und mehr Varianten schaffen, in denen
Finanzierungsstränge, bezogen auf ein-
zelne Anspruchsberechtigte, zu flexi-
blen Budgets zusammengeführt werden
bis hin zu Budgets für soziale Räume.
Wir haben in Deutschland zahlreiche
leistungsgesetzlich recht gut gemeinte
und zum Teil sogar üppig ausgestattete
Finanzierungsstränge, die indes einen
hohen Abrechnungs- und Bürokratie-
aufwand nach sich ziehen und immer
wieder auf das Individuum und selten
auf den Kontext orientieren. Wenn sich
eine Familie mit einem behinderten
Kind durch eine monatliche Zahlung
von einigen hundert Euro einen Assis-
tenten leisten kann, der da und dort
hilft, ist das eine feine Sache – besser
wäre es, wenn die Regeleinrichtungen
im Quartier fit gemacht würden für den
Umgang mit behinderten Personen,
etwa auch mit Menschen mit schwerer
Behinderung und komplexen Unter-
stützungsbedarfen, und zwar ohne
irgendwelche Sonderprogramme für
eine Spezialgruppe. Die Addition der
monatlichen Zahlungen an einzelne
Familien ergäbe eine „hübsche Sum-
me“, mit der man integrative Arbeit in
Regeleinrichtungen finanzieren könnte.
In der Jugendhilfe haben einige Städte
und Landkreise mit Sozialraumbudgets
gute Erfahrungen gemacht (vgl.
PICHLMEIER & ROSE 2010), und
auch in der Eingliederungshilfe gibt es
diesbezüglich interessante Versuche
(vgl. STEINHART 2009). Wenn man
sich einmal anschaut, wie viel Geld
über Individualleistungen auch und
gerade in benachteiligte Stadtteile
fließt, so könnte die Addition dieser
Leistungen zur Gestaltung von Lebens-
bedingungen im Quartier einen erhebli-
chen Qualitätsschub in der Ausstattung
des Stadtteils auch und gerade mit
Blick auf die Bedarfe benachteiligter
Bevölkerungsgruppen bringen. 

Nun ist die Behindertenhilfe weder
auf das Persönliche Budget vorbereitet
(vgl. dazu SCHÄFERS 2009) noch auf
die Sozialraumorientierung. Der Begriff
der Inklusion droht zu einer Kon-
zeptvokabel zu werden, die immer prä-
ziser formuliert und in ihren wün-
schenswerten Auswirkungen anschau-
lich beschrieben wird – immer wieder
gut für einen Szenenapplaus auf einem
Kongress – und die zwar leuchtet wie
ein Fixstern, jedoch den Gang der welt-
lichen Dinge relativ wenig beeinflusst.
Sondereinrichtungen hin, Sonderein-
richtungen her: Die Werkstätten für
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Menschen mit Behinderung haben
durchaus auch marktwirtschaftliche
und finanzielle Interessen (sie verwei-
sen auf ihre gute Arbeit und sind or-
dentlich ausfinanziert); die Sozial- und
Gesundheitsämter (Kostenträger) ste-
hen unter dem Druck knapper öffentli-
cher Kassen – da ist es leichter, im Bud-
get einer Sondereinrichtung gezielt ein
wenig zu kürzen als einen anstrengen-
den Umbau der gesamten Landschaft
vorzunehmen. Die stationären Einrich-
tungen haben Immobilien, Personal
und eine langjährig finanzierte (und in
der Regel gelobte) Praxis. Sich unter
der Konzeptvokabel „Inklusion“ aufzu-
lösen und sich auf eine unsichere Wirk-
lichkeit jenseits von ambulant und sta-
tionär einzulassen, bringt ganze institu-
tionelle Biografien durcheinander. Na-
türlich werden all diese Akteure pro-
grammatisch dem Inklusionsgedanken
zuneigen und bei Bedarf auch „rote
Backen und feuchte Augen“ hervorzau-
bern, die Mühsal der Umsteuerung
jedoch und die Bereitschaft, sich auf
einen zehn- bis 20-jährigen Prozess mit
nicht unbedingt sicherem Ausgang ein-
zulassen, ist nicht so ohne Weiteres zu
erwarten. 

Sozialpolitik, Gesetzgebung und die
Institutionen Sozialer Arbeit stehen
damit vor folgenden Fragen:

> Wie wird durch rechtliche Vorgaben
und Finanzierungsstränge gewähr-
leistet, dass der Wille des betroffenen
Menschen und seine persönlich for-
mulierten Ziele im Vordergrund jed-
weder Hilfe stehen – und nicht das
vorhandene Hilfeangebot, das Träger-
interesse, der Markt der Anbieter
oder die Sparwut des Kostenträgers?

> Welche rechtlichen und ökonomi-
schen Vorgaben sind nötig, damit
Eigenaktivität der Menschen geför-
dert wird – und nicht der ausufernde
Betreuungswahn, das Helfersyndrom
der Profession oder die Belegung der
vorhandenen Einrichtungen?

> Welche rechtlichen und ökonomi-
schen Vorgaben sind nötig, damit wir
nicht auf eine Defizitdiagnostik zur
Begründung des Leistungsanspruchs
angewiesen sind, sondern unter kon-
sequenter Achtung der persönlichen
Kompetenzen eines jeden Menschen
staatliche Unterstützungsleistungen
gezielt als Ergänzung einsetzen?

> Was müssen Recht und Ökonomie
leisten, damit es besser gelingt, sozial-
räumliche, alltagsweltliche, also Quar-
tier-Ressourcen so zu gestalten, dass
Hilfe zu einem frühen Zeitpunkt und
mit möglichst geringer staatlicher Un-
terstützung geschieht – und dies nicht
mit dem Interesse, Kosten zu sparen,
sondern mit dem Interesse, Hilfen

besser, passgenauer und frühzeitiger
zur Verfügung zu stellen?

> Wie müssen rechtliche Grundlagen
und Finanzierungsstränge beschaffen
sein, um nicht immer wieder nur auf
Zielgruppen zu fixieren, sondern ziel-
gruppenübergreifend und bereichs-
übergreifend Verhältnisse so gestalten
zu können, dass es (idealiter) gar kei-
ne Zielgruppen gibt, und wenn dann
doch, dass diese im Sinne eines inklu-
siven Ansatzes unterstützt werden?

> Wie können im derzeitigen System
Kooperation und Koordination geför-
dert werden, damit nicht alle Kraft in
Anbieter-Konkurrenz fließt, sondern
in den Aufbau eines guten Unterstüt-
zungsnetzes, das kooperativ und nicht
konkurrierend funktioniert?
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„Wer’s nicht einfach und klar sagen
kann, der soll schweigen und weiter-
arbeiten, bis er’s klar sagen kann.“
(POPPER 2009, 100) 

Wenn es um Wissenschaft, Forschung
und Behinderung geht, beschäf-

tigten sich immer noch viele Gespräche
mit folgenden Fragen: In welchem Aus-
maß können Menschen mit Lern-
schwierigkeiten forschen? Können Men-
schen mit Lernschwierigkeiten über-
haupt gleichberechtigt in Forschung
und Wissenschaft beteiligt sein? Diese
Gespräche zeigen eines deutlich:
Immer noch glauben sehr viele For-
scher(innen) und Wissenschaftler(in-
nen), dass das unmöglich ist. Man 
kann – so wird gesagt – schwierige wis-
senschaftliche Themen nicht in einfa-
cher(er) Sprache besprechen.1 Erstaun-
licherweise setzen dabei viele dieser
Forscher(innen) und Wissenschaftle-

r(innen) nicht bei sich selbst an. Sie set-
zen auch nicht beim Forschungs- und
Wissenschaftsbetrieb als solches an. Sie
fragen nicht: Liegt es an mir, dass ich
nicht imstande bin, Schwieriges klar
und einfach zu sagen und zu schrei-
ben? Stattdessen stellen sie fest: Es geht
einfach nicht, Schwieriges einfach zu
sagen, denn wissenschaftliches Wissen
ist zu vielschichtig und zu schwer 
verständlich. Schnell wird dann ge-
sagt: Menschen mit Lernschwierigkei-
ten können eben einfach nicht an For-
schung und Wissenschaft teilhaben,
weil ihnen Wissen, Ausdrucksweise
und Fachkenntnis fehlen. 

Was dieser Diskussion jedoch fehlt,
sind Überlegungen dazu, wie denn
eigentlich wissenschaftliches Wissen
erzeugt wird und auch, wie dieses Wis-
sen an die Gesellschaft weitergegeben
wird – an die Gesellschaft, über die in
der Wissenschaft ja eigentlich nachge-
dacht wird. Wissenschaftliches Wissen
und Fachwissen hat sich immer weiter
von alltäglichem Wissen entfernt. Wis-

senschaftler(innen) haben dabei jeweils
Fachsprachen entwickelt, die kaum
noch jemand versteht. Nun haben sich
aber gerade die Disability Studies ent-
wickelt, damit behinderte Menschen
selbst forschen und nicht bloß be-
forscht werden. Disability Studies sind
auf diese Weise die Umsetzung von Teil-
habe und Inklusion im Forschungsbe-
reich. Es geht um einen Wechsel des
Schwerpunktes und des Blickfeldes auf
Behinderung und behinderte Men-
schen. Damit geht es auch um ein Hin-
terfragen von unverständlicher Spra-
che, denn Fachsprache schließt viele
Menschen aus Wissenschaft und For-
schung aus. Allerdings ist auch die
Sprache der Disability Studies vielfach
eine sehr schwer zu verstehende Spra-
che. Der Beitrag bespricht daher das
Verhältnis von Disability Studies zu
Menschen mit Lernschwierigkeiten.
Erfolgt Teilhabe von behinderten Men-
schen im Forschungsbereich in ausrei-
chendem Maße? Werden Menschen
mit Lernschwierigkeiten dabei hinrei-
chend einbezogen? 

Fragen der Teilhabe und Inklusion 
in Wissenschaft und Forschung sind
grundsätzlich wichtig, denn sie betref-
fen alle Menschen, die nicht direkt zu
einem bestimmten Thema forschen.
Besonders wichtig sind solche Fragen
jedoch, wenn es um einen Forschungs-
bereich wie den Disability Studies geht,
denn deren Hauptanliegen ist ja die
Beantwortung der Frage: Warum und
auf welche Weise werden behinderte
Menschen aus Gesellschaft, Politik,
Wissenschaft und Forschung ausge-
schlossen?

Der Artikel beschäftigt sich daher
zuerst mit der Frage, was die Disability
Studies sind. Danach wird auf das
soziale Modell von Behinderung einge-
gangen, das für die Disability Studies
sehr wichtig ist. Ein weiterer Teil des
Beitrags setzt sich dann mit unter-
schiedlichen Strömungen der Disability
Studies auseinander. Das ist wichtig,
denn man kann erkennen, wo die un-
terschiedlichen Schwerpunkte liegen
und in welcher Weise Menschen mit
Lernschwierigkeiten in die Disability
Studies einbezogen werden. Der darauf
folgende Abschnitt des Artikels geht auf
die Frage ein, ob Sprache unverständ-
lich sein muss, um wissenschaftlich zu
sein. Dies führt dann auch zum letzten
Teil des Beitrags, in dem es um die Fra-
ge von Inklusion und Teilhabe im Wis-
senschafts- und Forschungsbereich geht. 

Was sind die Disability Studies? 

Disability Studies können auf Deutsch
mit „Studien zu Behinderung“ über-
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| KURZFASSUNG In den Disability Studies steht Forschung und Lebenserfahrung in
einem direkten Zusammenhang. Die Erfahrungen behinderter Menschen sind für die Dis-
ability Studies besonders wichtig. Die Disability Studies untersuchen unterschiedliche
Ursachen für gesellschaftliche Ausgrenzung. Behinderte Menschen werden dabei nicht
nur erforscht, sie forschen vor allem selbst. So gesehen sind Disability Studies die Umset-
zung von Teilhabe und Inklusion im Forschungsbereich. Der Beitrag bespricht folgende
Fragen: Erfolgt diese Teilhabe im Forschungsbereich in ausreichendem Maße? Werden
Menschen mit Lernschwierigkeiten dabei hinreichend einbezogen?

| ABSTRACT Disability Studies and People with Learning Difficulties: Inclusion
in Science and Research. The Disability Studies focus on connecting research activities
with subjective experience of life. Therefore the experiences of people with disabilities
are very important. The Disability Studies examine different causes for social exclusion.
Besides, people with disabilities are not only research objects, they do research themsel-
ves. Thus the Disability Studies can be seen as the incorporation of participation and
inclusion in research. The article discusses the following questions: Does this participati-
on in research sufficiently take place? Are people with learning difficulties adequately
included in these activities?

Disability Studies und Menschen mit
Lernschwierigkeiten
Inklusion in Wissenschaft und Forschung

1 Der vorliegende Artikel ist als erster Versuch
der Autorin zu werten, über das Thema in ein-
facherer Sprache zu schreiben. 

Ursula Naue
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setzt werden. Der Begriff Disability Stu-
dies bleibt jedoch meist unübersetzt
und wird mit seinem englischsprachi-
gen Namen verwendet. Für die Disabi-
lity Studies gilt: Forschung und Lebens-
erfahrung stehen in direktem Zusam-
menhang. Die Erfahrungen behinderter
Menschen sind für die Disability Stu-
dies besonders wichtig. Behinderte
Menschen werden dabei nicht nur
erforscht, sie forschen selbst. Gegen-
stand der Disability Studies ist nicht
„der Behinderte“, sondern „Behinde-
rung“ als solches (vgl. PRIESTLEY
2003, 32). Behinderung wird dabei als
eine Form sozialer Ausgrenzung ver-
standen (vgl. ebd.) und dementspre-
chend erforscht. Das bedeutet vor
allem, dass gefragt wird, was denn nun
eigentlich Behinderung ist. Behinde-
rung ist kein Merkmal eines bestimm-
ten Menschen. Behinderung ergibt sich
vielmehr daraus, dass die Gesellschaft
behinderte Menschen ausgrenzt (vgl.
Sommeruni 2003). 

Entwicklung und Ideen der Disability
Studies

Die Disability Studies wurden zu Be-
ginn der 1980er Jahre erstmals in den
USA und in Großbritannien unterrich-
tet (vgl. JOHNSTONE 2002, 3; Somme-
runi 2003). Die Wurzeln liegen in einer
engen Verbindung mit der Behinder-
tenbewegung. Behinderte Menschen
waren und sind schon lange politisch
aktiv. Dabei ist folgende Aussage wich-
tig: „Nichts über uns ohne uns“. Das
drückt aus, dass behinderte Menschen
ihr Leben selbstbestimmt leben wollen –
wie alle Menschen – und dass es um
den Begriff „Empowerment“ (deutsch:
Ermächtigung oder Befähigung) geht:
Behinderte Menschen sind Expert(in-
n)en in eigener Sache. Sie sollen unter-
stützt werden, dürfen aber von anderen
Menschen nicht abhängig gemacht
werden (vgl. HÜBNER 2006, 10). 

Daraus ergab sich die Idee der 
Disability Studies: aktiv werden und
selbstbestimmt handeln auch im For-
schungs- und Wissenschaftsbereich
(vgl. HUGHES 2005, 79). Behinderte
Menschen selbst wollen über bestimm-
te Themen nachdenken und forschen,
die für sie wichtig sind und die sich aus
ihren Lebenserfahrungen ergeben.
Dabei wird der Begriff „Behinderung“
hinterfragt, und man sagt: Behinderung
wird konstruiert – also von der Gesell-
schaft gemacht und erzeugt (WALD-
SCHMIDT 2003, 13). Wird ein Mensch
als „behindert“ bezeichnet, gilt er oder
sie als nicht normal, als anders, als feh-
lerhaft (vgl. MITCHELL & SNYDER
2001, 7). Dieser Mensch wird dann aus
der Gesellschaft ausgeschlossen. Das

untersuchen die Disability Studies (vgl.
NAUE 2008; Sommeruni 2003): Die
Disability Studies beschäftigen sich mit
der Frage, wer und was Behinderung
verursacht. Sie fragen, welche Barrie-
ren es gibt, die behinderte Menschen an
der Teilhabe in der Gesellschaft aus-
schließen (vgl. PRIESTLEY 2003, 23;
THOMAS 2002, 38). 

Das soziale Modell von Behinderung

Das soziale Modell von Behinderung
ist die Grundlage für die Disability Stu-
dies (vgl. LINTON 1998, 133; WALD-
SCHMIDT 2003, 11). Das soziale
Modell von Behinderung wurde bereits
in den 1980er Jahren vom Briten Mike
OLIVER (1990) entwickelt als Gegen-
satz zum so genannten individuellen
Modell von Behinderung. Das indivi-
duelle Modell von Behinderung wird
auch medizinisches Modell genannt. 

Was besagt das soziale Modell von
Behinderung?

Das soziale Modell von Behinderung
besagt: Behinderung ist kein Ergebnis
einer Beeinträchtigung eines Menschen.
Behinderung ist vor allem eine Form

gesellschaftlichen Ausschlusses. Nicht
die Funktionsbeeinträchtigung verhin-
dert die Teilhabe an der Gesellschaft,
sondern soziale, rechtliche und bauli-
che Barrieren müssen abgebaut werden.
Das bedeutet: 

a. Das Zusammenleben der Menschen
in der Gesellschaft muss sich ändern,

b. Gesetze müssen geändert werden
und es ermöglichen, dass behinderte
Menschen am alltäglichen Leben
teilhaben können, und 

c. Wohnungen, Büros, Gebäude, Straßen,
öffentliche Verkehrsmittel etc. müssen
für alle Menschen benutzbar sein. 

Alle diese Barrieren verhindern der-
zeit noch die volle Teilhabe behinderter
Menschen in der Gesellschaft. Das
bedeutet, die Gesellschaft ist also das
Problem. Das individuelle oder medizi-
nische Modell von Behinderung besagt
hingegen: Der Mensch, der eine Beein-
trächtigung hat, ist wegen dieser Beein-
trächtigung behindert. Der Mensch sel-
ber wird also das Problem verstanden

(vgl. CORKER & FRENCH 2002, 2 ff.;
HERMES & KÖBSELL 2003, 7;
HIRSCHBERG 2003, 13 f.; TREGAS-
KIS 2004, 9 ff.; WALDSCHMIDT 2003,
12 ff.; WENDELL 1996, 45). 

Disability Studies und das soziale
Modell von Behinderung

Die Disability Studies sagen wie das
soziale Modell von Behinderung: Be-
hinderung ist keine persönliche Tragö-
die, sondern das Ergebnis aus politi-
schem und gesellschaftlichem Handeln
und Verhalten (vgl. GOODLEY 2010,
xi). Behinderte Menschen werden
dagegen vielfach immer noch als nicht
normal verstanden, und sie werden aus
der Gesellschaft ausgeschlossen. Das
soziale Modell und die Disability Stu-
dies stellen diese Vorstellung von
behinderten Menschen und Behinde-
rung ausdrücklich in Frage: Wer sagt,
was Behinderung ist? Warum wird das
gesagt? Mit welchen Absichten und
mit welchen Auswirkungen auf und für
behinderte Menschen? Susan WEN-
DELL (1996, 24) stellt in diesem
Zusammenhang etwas sehr Wichtiges
fest: Es gibt viele Situationen, in denen
etwas überMenschen gesagt wird, aber

diese Menschen haben nicht immer die
Möglichkeit, dazu selbst etwas zu
sagen. Dadurch können diese Men-
schen nicht mitbestimmen, wie über sie
geredet wird.

Unterschiedliche Strömungen 
in den Disability Studies: 
ein kurzer Überblick

Nach dieser kurzen Einführung in das
soziale Modell von Behinderung und in
die Disability Studies ist klar: Die Dis-
ability Studies bewerten behinderte
Menschen anders – nicht abwertend
und ausschließend, sondern als gleich-
berechtigte Menschen. Nur so kann
Teilhabe und Inklusion behinderter
Menschen auch im Forschungs- und
Wissenschaftsbereich erreicht werden.
Aber gilt das für alle behinderten Men-
schen gleichermaßen? Diese Frage
muss mit Nein beantwortet werden,
denn manche behinderte Menschen –
vor allem Menschen mit Lernschwierig-
keiten – werden immer noch mehr als
andere aus der Gesellschaft ausge-
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das gesagt und mit welchen Auswirkungen auf 
und für behinderte Menschen? 
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schlossen. Es wird oft gesagt, dass Men-
schen mit Lernschwierigkeiten „an-
ders“ sind als andere behinderte Men-
schen. Andere behinderte Menschen
können zum Beispiel nicht sehen, nicht
hören, nicht gehen, aber – so wird ge-
sagt – sie können denken. Und Men-
schen mit Lernschwierigkeiten – so
wird weiter gesagt – können nicht wie
andere Mitglieder der Gesellschaft den-
ken und nachdenken. 

Die Disability Studies haben sich in
den letzten Jahrzehnten in verschiede-
nen Ländern der Welt unterschiedlich
entwickelt – unterschiedlich schnell und
mit unterschiedlichen Schwerpunkten
(worüber geforscht und nachgedacht
werden soll). In vielen Ländern der
Welt – auch in Europa – gibt es noch gar
keine Disability Studies oder sie bilden
sich gerade erst. In vielen Ländern for-
schen immer noch weit mehr nicht
behinderte als behinderte Menschen
zum Thema Behinderung. Dabei steht
oft immer noch die Beeinträchtigung
des einzelnen Menschen im Vorder-
grund. Spätestens, seitdem es die UN-
Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen gibt, ist klar:
Behinderte Menschen – und zwar alle –
müssen voll, wirksam und gleichbe-
rechtigt an der Gesellschaft teilhaben
können (Artikel 3 der Konvention). Die
Länder, die Politiker(innen) und die
Gesellschaft als Ganzes sind durch diese
Konvention verpflichtet, dafür zu sor-
gen. Das bedeutet aber auch, dass die
Disability Studies über sich selbst und
ihre schwierige Fachsprache nachden-
ken müssen, denn Menschen mit Lern-
schwierigkeiten werden dadurch aus
den Disability Studies ausgeschlossen. 

Wichtig für den Vergleich verschie-
dener Strömungen von Disability Stu-
dies sind folgende Fragen: Wer forscht?
Worüber wird geforscht? Wie wird
geforscht? Wie sich zeigen wird, gibt es
einige Ähnlichkeiten zwischen den ver-
schiedenen Strömungen der Disability
Studies. Alle sind aus politischem Akti-
vismus entstanden – auch wenn dieser
politische Aktivismus heute in den Dis-
ability Studies unterschiedlich wichtig
ist. Alle wollen die Lebenssituation
behinderte Menschen verbessern und
Teilhabe an der Gesellschaft ermögli-
chen. Alle wollen, dass behinderte
Menschen selbst forschen oder zumin-
dest mitforschen. Das alles geschieht
aber in unterschiedlicher Weise. Nicht
überall forschen behinderte Menschen
wirklich mit, aber leider gibt es überall
eine Neigung zu schwieriger Sprache
und zu schwer verständlichen Texten.
Das schließt nicht nur Menschen mit
Lernschwierigkeiten aus, aber Men-
schen mit Lernschwierigkeiten sind

sozusagen die „ersten Opfer“ dieser
schwierigen Texte und Sprache. 

Amerikanische Disability Studies

Der Amerikaner Irving Kenneth Zola
gilt als einer der Begründer der Disabi-
lity Studies. Zugleich ist er der Begrün-
der der Amerikanischen Gesellschaft
für Disability Studies (englisch: Society
for Disability Studies, abgekürzt SDS2).
Aufgabe der Amerikanischen Gesell-
schaft für Disability Studies ist das
Erforschen von Behinderung in gesell-
schaftlichem, kulturellem und politi-
schem Zusammenhang. Dabei geht es
um Folgendes: Mit Hilfe von Wissen-
schaft, künstlerischen Ausdrucksfor-
men, Lehre und politischen Aktivitäten
soll das Verständnis von Behinderung
verändert werden. Die Lebenserfahrun-
gen behinderter Menschen sind dabei
wichtig. 

Das bedeutet: In den Amerikanischen
Disability Studies gibt es sehr viele und
unterschiedliche Möglichkeiten, über
Behinderung nachzudenken. Dieses
Nachdenken muss nicht nur „wissen-
schaftlich“ sein. Forschung und Wissen-
schaft sind nicht alles, was Disability
Studies sind. Andere Möglichkeiten des
Nachdenkens über Behinderung – wie
Kunst (zum Beispiel Tanz) – sind eben-
so wichtig. Durch diese vielen unter-
schiedlichen Möglichkeiten können
Menschen mit Lernschwierigkeiten un-
mittelbar in die Disability Studies ein-
bezogen werden. Daraus ergeben sich
weitere Möglichkeiten für Menschen
mit Lernschwierigkeiten. Als Teil dieser
großen Vielfalt in den Amerikanischen
Disability Studies sind Menschen mit
Lernschwierigkeiten von Beginn an ein
Teil davon, es muss nicht erst extra an
sie gedacht werden. Auf Konferenzen
(Treffen) der Amerikanischen Gesell-
schaft für Disability Studies ist es daher
üblich, dass die Vorträge in einfache-
r(er) Sprache gehalten werden müssen.
Die Fachsprache der Amerikanischen
Disability Studies ist zwar trotzdem oft
schwer zu verstehen, aber es wird zu-
mindest versucht, Forschung und Wis-
senschaft inklusiv zu gestalten. 

Britische Disability Studies

Ein wenig anders sieht es da in den bri-
tischen Disability Studies aus. Auch die
britischen Disability Studies haben sich
aus einer politischen Bewegung heraus
entwickelt, aber sie haben sich sehr
‚gründlich’ in den Wissenschafts- und
Forschungsbetrieb eingefügt. Das be-
deutet: Texte der britischen Disability
Studies sind teilweise sehr schwer ver-
ständlich. Das schließt Menschen mit
Lernschwierigkeiten in vielen Fällen

aus Forschung und Wissenschaft aus.
Das zeigt sich auch auf der Internetsei-
te des Zentrums für Disability Studies
(englisch: Centre for Disability Studies,
CDS) an der Universität Leeds (Eng-
land).3 Das Zentrum für Disability Stu-
dies wurde 1994 gegründet. Auf der
Internetseite des Zentrums für Disabili-
ty Studies steht: Das Ziel ist es, „inter-
nationale Exzellenz“ im Bereich der
Disability Studies zu fördern. Nun ist
aber der Begriff der „Exzellenz“ (s.
unten) eng mit schwieriger Fachspra-
che verknüpft. Es ist nicht immer ein-
fach, einen Text eines britischen Disabi-
lity Forschers (wie etwa Colin Barnes)
zu verstehen, denn die britischen Dis-
ability Studies sind nicht nur sehr stark
politisch, sondern auch sehr wissen-
schaftlich ausgerichtet. Das heißt aber,
dass die Texte meist sehr schwer ver-
ständlich sind – das schließt Menschen
mit Lernschwierigkeiten häufig aus. 

Die Internetseite des Zentrums für
Disability Studies sagt aber auch: For-
schung und Wissenschaft sollen parti-
zipativ gestaltet werden. Partizipativ
bedeutet eben, dass behinderte Men-
schen an der Forschung über sie teilha-
ben sollen – als Forscher(innen) und
Wissenschaftler(innen). Das bedeutet
auch, dass Forschung und Wissenschaft
direkt mit den Lebenserfahrungen
behinderter Menschen zu tun haben
sollen. Tom SHAKESPEARE (2006, 9)
sagt aber dazu: Die britischen Disability
Studies haben sich zwar aus dem politi-
schen Aktivismus zu Forschung entwi-
ckelt, dabei aber in Großbritannien
nicht ausreichend versucht, den Bezug
zu Lebenserfahrungen herzustellen.
Forschung ist daher immer mehr losge-
löst von den Lebenserfahrungen behin-
derter Menschen. Das alles bedeutet,
dass es für Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten nicht einfach ist, einen Platz
in den britischen Disability Studies zu
finden. 

Skandinavische Disability Studies
(Disability Research)

In den nordeuropäischen (skandinavi-
schen) Ländern werden die Disability
Studies „Disability Research“ (deutsch:
Behinderungsforschung) genannt. Das
ist nicht nur ein anderer Name, es
bedeutet auch etwas anderes, denn
skandinavischer Disability Research
findet vor allem durch nicht behinderte
Menschen statt. Hier forschen viel
weniger behinderte Menschen selbst als
zum Beispiel in den USA oder in Groß-
britannien. Es ist hier immer noch zum
Teil eher „forschen über“ als „selber for-

109

2 www.disstudies.org
3 www.leeds.ac.uk/disability-studies/



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Teilhabe 3/2011, Jg. 50
Disability Studies und Menschen mit Lernschwierigkeiten

schen“. Die Konferenzen (Treffen) des
Nordischen Netzwerks zu Behinde-
rungsforschung (englisch: Nordic Net-
work on Disability Research; NNDR4)
sind weit weniger barrierefrei gestaltet
als Konferenzen in den USA oder in
Großbritannien. Das bezieht sich wohl
auf sprachliche wie bauliche Barrieren
– Vorträge in einfacher(er) Sprache feh-
len oft ebenso wie Rampen. Das Nordi-
sche Netzwerk zu Behinderungsfor-
schung gibt es seit dem Jahr 1997. Ähn-
lich wie in den USA geht es beim
Nordischen Netzwerk zu Behinde-
rungsforschung um die Erforschung der
kulturellen, gesellschaftlichen und um-
weltbedingten Zusammenhänge. Es geht
um die Frage, wie sich bestimmte
Ansichten und Haltungen in der
Gesellschaft auf behinderte Menschen
auswirken und auf welche Weise behin-
derte Menschen aus der Gesellschaft
ausgeschlossen werden. Das Hauptin-
teresse auf Forschung (Research) deutet
aber bereits an, dass das Nachdenken
über Behinderung sehr stark wissen-
schaftlich ausgerichtet ist. Menschen
mit Lernschwierigkeiten haben hier
nicht von vornherein (wie zum Beispiel
in den USA) die Möglichkeit, mit ihren
Ideen zum Nachdenken über Behinde-
rung beizutragen. 

Deutschsprachige Disability Studies 

Ebenso wie der skandinavische Disabi-
lity Research gibt es die Disability Stu-
dies im deutschsprachigen Raum noch
nicht so lange. Erst im Jahr 2002 wur-
de die Arbeitsgemeinschaft „Disability
Studies – Wir forschen selbst“5 gegrün-
det. Im Jahr 2004 wurde in Köln die so
genannte Internationale Forschungs-
stelle Disability Studies (kurz iDiS)
gegründet. Im Jahr 2005 entstand dann
in Hamburg ein Zentrum für Disability
Studies (kurz ZeDiS) (vgl. WALD-
SCHMIDT & SCHNEIDER 2007, 14).
Erst seit dem Jahr 2009 gibt es eine Uni-
versität (Köln) in Deutschland, an der
es eine Professur für Disability Studies
gibt (die Anne Waldschmidt innehat).
Die deutschen Disability Studies sind
eine Verbindung von politisch orien-
tierter Forschung mit sozialwissen-
schaftlichen Fragestellungen. Das be-
deutet: Forschung zu Behinderung soll
nicht nur der Wissenschaft dienen, son-
dern sie soll behinderten Menschen
helfen. Behinderte Menschen sollen mit
Hilfe dieser Forschung ein gleichbe-
rechtigtes Leben führen können. Wis-
senschaft und Forschung sollen auf-
zeigen, auf welche Weise behinderte
Menschen aus der Gesellschaft ausge-
schlossen werden. Auch für die deut-
schen Disability Studies gilt: Sehr oft
wird schwierige Sprache verwendet.
Menschen mit Lernschwierigkeiten wer-

den auf diese Weise aus dem Nachden-
ken über Behinderung ausgeschlossen. 

So ist das auch bei den Schweizeri-
schen Disability Studies.6 Das Forum
für transdisziplinäre Projekte – wie sich
die Schweizerischen Disability Studies
im Internet nennen – ist Forschung von
nicht behinderten und behinderten
Menschen zum Thema Behinderung.
Es geht um die Verbindung von wissen-
schaftlichem Wissen mit Alltagswissen
und Lebenserfahrung – das bedeutet
das Wort „transdisziplinär“. Trotzdem
ist die Sprache der Schweizerischen
Disability Studies keine, die leicht ver-
ständlich ist. Menschen mit Lern-
schwierigkeiten werden dadurch auch
hier vom Nachdenken über Behinde-
rung ausgeschlossen. 

Die österreichischen Disability Stu-
dies gibt es erst sehr kurz. Das erste
Treffen fand im Jahr 2009 statt. Bisher
gibt es erst eine recht kleine Gruppe

von Forscher(inne)n und Wissenschaft-
ler(inne)n, die sagen, dass sie Disability
Studies machen. Es finden zweimal
jährlich Treffen statt. Es gibt bereits eine
Internetseite zu den Österreichischen
Disability Studies (DISTA – Disability
Studies Austria7), dort findet man aber
noch nicht viele Informationen. Zurzeit
überlegt DISTA, wer eigentlich in die-
ser Gruppe dabei sein soll. Dabei geht
es um folgende Fragen: Ist es „forschen
über“ behinderte Menschen? Wer ver-
wendet das soziale Modell von Behin-
derung, wer das medizinische Modell
von Behinderung? Es geht auch um die
Frage, wie Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten einbezogen werden können.
Die österreichischen Disability Studies
haben einen Vorteil: Sie entwickeln
sich jetzt erst und können aus den
„Fehlern“ der anderen lernen. Die
österreichischen Disability Studies le-
gen den Schwerpunkt auf Partizipative
Forschung zu Behinderung. Es geht
also um die Wichtigkeit der Lebenser-
fahrungen von behinderten Menschen
für Forschung. Menschen mit Lern-
schwierigkeiten sollen dabei ebenso

einbezogen werden wie alle anderen
Menschen auch. 

Muss Sprache unverständlich sein, 
um wissenschaftlich zu sein? 

Denkt man an den Beginn des Artikels
und die Aussage von Karl Popper, wird
ein Gegensatz deutlich: Wissenschaftli-
che Fachsprache ist schwierig und sehr
schwer zu verstehen. Wenn ein Mensch
diese Sprache nicht versteht, dann – so
wird gesagt – liegt es an diesem Men-
schen. Viel zu selten wird darüber nach-
gedacht, wo das Problem eigentlich
liegt: Warum schaffen es so wenige Wis-
senschaftler(innen), etwas einfacher zu
sagen und zu schreiben? Warum pro-
bieren sie es nicht wenigstens? Wenn
Texte einfacher geschrieben werden,
verstehen sie mehr Menschen. Inklusi-
on findet dann auf breiter Ebene statt
und betrifft dann viele Menschen –
nicht nur Menschen mit Lernschwierig-
keiten. Solange wissenschaftliches Wis-

sen aber nicht verständlich ist, bleibt
die Gruppe der Menschen klein, die
das Gesagte oder Geschriebene verste-
hen können. Oft bleibt der Eindruck,
dass das sogar beabsichtigt ist. 

Wissenschaft und Forschung sind
sozusagen geregeltes Nachdenken über
das, was in der Gesellschaft oder auch
der Natur – je nach Wissenschaft – vor
sich geht. Dagegen findet das Nachden-
ken im Zusammenhang mit Alltagswis-
sen und Lebenserfahrung oft nicht
geregelt statt. Daher gilt es als nicht wis-
senschaftlich. Aber die Grenze zwi-
schen Alltagswissen und wissenschaft-
lichem Wissen hat sich erst im Laufe
der Zeit entwickelt und verändert.
Damit wurden die Regeln für das Nach-
denken in der Wissenschaft geschaffen,
aber nicht alle Regeln können von allen
Menschen eingehalten werden. Selbst
wissenschaftliches Wissen ist mittler-
weile sozusagen geteilt: Es gibt das
„normale wissenschaftliche Wissen“ und
seit einiger Zeit so genannte „Exzel-
lenz“. Besonders gute Forschung und
Wissenschaft wird mit dem Wort Exzel-
lenz bezeichnet. Um heutzutage in Wis-
senschaft und Forschung anerkannt zu
sein, muss Exzellenz vorhanden sein.
Man muss besser als andere sein. Die-
ses „besser“ bedeutet in vielen Fällen
auch „unverständlicher“. Was bedeutet
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angelegt, schließen Menschen mit Lernschwierig-
keiten jedoch noch weitgehend aus. 

4 www.nndr.no 
5 www.disabilitystudies.de 
6 www.disability-studies.ch
7 dista.uniability.org 
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„besser“ und „gut“ überhaupt in diesem
Zusammenhang? Für wen ist so eine
Forschung besser? Wer setzt das fest?
Warum wird oft nicht einmal versucht,
etwas Schwieriges einfacher zu sagen? 

Man muss sich also fragen, warum
so genannte wissenschaftliche Experti-
se oft kaum verständliche Sprache ver-
wendet. Expertise bedeutet „besonde-
res Wissen“: Ein Mensch kann etwas
besonders gut oder hat besondere Er-
fahrungen in einem bestimmten Be-
reich. Lebenserfahrungen gehören hier
zwar dazu, aber sie werden als weniger
wichtig als wissenschaftliche Erfahrun-
gen verstanden. Frank FISCHER
(2009, 52 ff.) sagt dazu: Alltagswissen
und das Wissen der Menschen muss
ernst genommen werden. Die Frage
sollte nicht sein: Können Menschen
ohne Fachwissen überhaupt etwas zum
Nachdenken beitragen? Stattdessen
muss klar sein: Das hat etwas mit
Gerechtigkeit und Demokratie zu tun.
Das bedeutet, dass alle Menschen die
Möglichkeit haben müssen, ihr Wissen
in Gespräche und Forschung einzu-
bringen, weil dies das Recht aller Men-
schen ist. Es bedeutet aber auch, dass
gewonnenes Wissen wieder an die
Menschen zurückgegeben werden muss.
Nachdenken über bestimmte Themen
muss der Gesellschaft und den Men-
schen etwas bringen. Das kann aber
nur stattfinden, wenn das in verständli-
cher Sprache gesagt und geschrieben
wird. Erst dann kann Teilhabe voll,
wirksam und gleichberechtigt stattfin-
den. Das gilt für die Wissenschaft eben-
so wie für das gesellschaftliche Zusam-
menleben insgesamt. 

Nun haben sich die Disability Stu-
dies genau deshalb entwickelt, damit
behinderte Menschen über Behinde-
rung und das Leben mit Behinderung
nachdenken können – aus ihren Le-
benserfahrungen heraus. Leider werden
aber Lebenserfahrungen oft mit Alltags-
wissen gleichgesetzt, das eben nicht so
viel zählt wie wissenschaftliches Wis-
sen. Eigentlich ist es aber die Aufgabe
der Disability Studies – und das im Sin-
ne aller behinderten Menschen – dafür
zu sorgen, dass erlebtes und gelebtes
Wissen auch in Forschung und Wissen-
schaft anerkannt wird. 

Zusammenfassung: Inklusion und 
Teilhabe im Wissenschafts- und 
Forschungsbereich

Im vorliegenden Beitrag wird die
schwierige Situation der Disability Stu-
dies besprochen: Einerseits geht es um
Lebenserfahrungen behinderter Men-
schen. Es geht also um das erlebte und
gelebte Wissen behinderter Menschen.

Andererseits gilt dieses Wissen aus der
Erfahrung als nicht wissenschaftliches
Wissen. Das hat dazu geführt, dass
auch die Disability Studies – weil sie
eine Wissenschaft sein wollen – immer
schwerer verständlich wurden. Das
bedeutet: Nicht behinderte Menschen
schließen Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten aus vielen Bereichen des Le-
bens aus. Die Disability Studies gehen
mit Menschen mit Lernschwierigkeiten
jedoch ähnlich um und schließen Men-
schen mit Lernschwierigkeiten aus. Das
liegt in erster Linie an folgenden 
Gründen: Immer noch gibt es für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten weitaus
schlechtere Bildungs- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten und daraus resul-
tierend kaum Chancen, an der Univer-
sität studieren und lernen zu können.
Immer noch verhindern viele Barrieren
die volle Teilhabe von Menschen mit
Lernschwierigkeiten – auch in Wissen-
schaft und Forschung. Die UN-Kon-
vention über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen verpflichtet aber
die Länder, alle behinderten Menschen
an der Gesellschaft teilhaben zu lassen.
Das bedeutet, dass sich noch viel
ändern muss, auch in der Forschung
über das Thema Behinderung. Wie
bereits gesagt, gibt es in Forschung und
Wissenschaft bestimmte Regeln, aber
diese Regeln entsprechen der UN-Kon-
vention nicht, weil sie Menschen aus-
schließen und nicht einschließen. 

Am Weg, den die Disability Studies
seit knapp dreißig Jahren gehen, ist
„etwas verloren gegangen“. Das be-
wirkt, dass Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten in den Disability Studies nicht
ausreichend inkludiert sind. Die Dis-
ability Studies sollten in Zukunft öfter
partizipative Formen der Forschung
einsetzen. Partizipative Forschung be-
deutet Teilhabe am Nachdenken über
Behinderung. Auf diese Weise können
die Disability Studies wieder zurück zu
ihren Wurzeln finden. Die Disability
Studies sind eigentlich bereits inklusiv
und partizipativ angelegt, aber in Bezug
auf die Inklusion von Menschen mit
Lernschwierigkeiten gibt es auch in den
Disability Studies noch viel zu tun.
Auch die Disability Studies müssen
darüber nachdenken, wie in ihrem
Bereich Wissenschaft und Forschung
gemacht wird. Sie müssen auch darüber
nachdenken, worüber geforscht wird.
Inklusion zum Forschungsthema zu
machen – ganz im Sinne der UN-Kon-
vention über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen – ist ein wichtiger
und richtiger Weg, Menschen mit Lern-
schwierigkeiten verstärkt in die Disabi-
lity Studies einzubeziehen. Erst dann
werden die Disability Studies ihrer For-
derung wirklich gerecht werden, über

Behinderung aus einer inklusiven, neuen
und anderen Perspektive nachzudenken. 
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Kommunikative Kompetenzen sind
elementare Voraussetzungen, um

an Aktivitäten mit Anderen partizipie-
ren zu können, um zu lernen und um
selbstbestimmt leben zu können.

Fragestellung

Alle Kommunikation ist multimodal
und setzt neben der Lautsprache ver-
schiedene Kommunikationsformen wie
Gestik, Mimik und prosodische Ele-
mente ein. Für die Unterstützte Kom-
munikation wird diese Multimodalität
im Sinne einer Totalen Kommunikation
verstanden, nämlich im Bestreben,
„sämtliche Möglichkeiten, einem nicht-
sprechenden Menschen (als) ein wirk-
sames Kommunikationssystem bereit
zu stellen“ (BRAUN 2009, 01.004.001).
Dabei stellen sich die Fragen,

> welche Kommunikationsformen tat-
sächlich zum Einsatz kommen,

> welchen Stellenwert sie haben und 
> ob sich ihre Verwendungshäufigkeit
in Abhängigkeit vom Kommunika-
tionspartner oder dem Alter ändert
sowie

> ob der Einsatz Unterstützter Kommu-
nikation Einfluss auf soziale Partizi-
pationsmöglichkeiten hat.

Das Untersuchungsinstrument

Die Erhebung wurde mit den „Sozialen
Netzwerken“ durchgeführt (vgl. BLACK-
STONE & HUNT-BERG 2006). Dieses
Erhebungsverfahren wurde entwickelt,
um eine individuelle Förderplanung so
durchzuführen, dass sowohl die primä-
ren Bezugspersonen als auch die pro-
fessionellen Förderer gleichberechtigt

einbezogen werden und sich ihr jeweili-
ges Wissen optimal ergänzt.

Ohne ausführlich auf das Untersu-
chungsverfahren eingehen zu wollen
(vgl. dazu WACHSMUTH 2006), sollen
hier zwei Besonderheiten hervorgeho-
ben werden, die die Erhebungsbögen
auszeichnen und in der dargestellten
Studie von besonderer Relevanz sind:

a. Alle Fragen werden sowohl an pri-
märe Bezugspersonen gestellt als
auch an die professionellen Helfer, 
d. h., jeder Erhebungsbogen wird zwei-
mal ausgefüllt. Aus der Erkenntnis
von Differenzen ergeben sich man-
nigfaltige Ansatzpunkte für die För-
derung, die häufig darin besteht, dass
das Wissen der einen Personengrup-
pe (z. B. über erfolgreiche Kommuni-
kationsstrategien) an die andere wei-
tergegeben wird. 

b. Die Erhebungsbögen differenzieren
die Kommunikationspartnerinnen und
-partner in fünf verschiedene Kreise:

1. Kreis: Hierher gehören die Personen,
mit denen man lebenslang kommu-
niziert, wie z. B. Familienmitglieder
oder andere Haushaltsmitglieder. Bei
Kindern sind das meist die Eltern
und Geschwister. Bei erwachsenen
Individuen können es ebenfalls die
Eltern sein, sowie z. B. Ehepartne-
rinnen, Kinder, Lebenspartner oder
Mitbewohnerinnen in einer Wohn-
gruppe.

2. Kreis: Dem zweiten Kreis gehören
enge Freunde und Verwandte an. Es
sind Menschen, mit denen man die
Freizeit verbringt, gleiche Interessen
teilt und denen man vertraut. Bei
Kindern sind es oft Freunde aus der
Nachbarschaft, Klassenkameraden
und Verwandte, die in der Nähe
wohnen. Bei Erwachsenen sind es
ebenfalls häufig Verwandte, Leute,
mit denen man gegenwärtig am
liebsten die Zeit verbringt, ebenso
wie alte Freunde aus der Vergangen-
heit. Es besteht ein nahes und ver-
trautes Verhältnis.

3. Kreis: Die Bekannten sind Perso-
nen, mit denen der Mensch im Mit-
telpunkt der Kreise bekannt ist, mit
denen er aber nicht regelmäßig ver-
kehrt, z. B. Nachbarn, Klassenkame-
rad(inn)en, Kolleg(inn)en, Busfah-
rer, Geschäftsinhaberinnen, Mitar-
beiterinnen und Gemeindehelfer.

4. Kreis: Die bezahlten Helfer sind
Personen, die im Allgemeinen Geld
für die Zeit bekommen, die sie mit
der Person im Mittelpunkt des Krei-
ses verbringen. Das können Thera-
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| KURZFASSUNG Im Artikel wird die Auswertung einer mit Hilfe der „Sozialen Netzwer-
ke“ durchgeführten Studie vorgestellt, die untersucht, welche Kommunikationspartne-
r(innen) unterstützt Kommunizierende haben, welche Kommunikationsformen bevor-
zugt genutzt werden und ob die gewählte Form vom Alter oder dem Gegenüber abhän-
gig ist. Es wird deutlich, dass unterstützt Kommunizierende unabhängig vom Alter ihre
wichtigsten Kommunikationspartner(innen) im nahen Umfeld und bei professionellen
Helfer(inne)n finden und dass sie in allen Gesprächssituationen körpersprachliche Äuße-
rungen bevorzugt nutzen. Deren Interpretation ist von der gegenseitigen Vertrautheit der
Kommunizierenden abhängig. Somit kann eine Verbesserung der kommunikativen Teil-
habe nur durch mehr Partizipation im Alltag erreicht werden.

| ABSTRACT Participation of Persons with Complex Communication Needs – an
Empirical Study of the Social Networks. This article presents the results of a study
conducted regarding the social networks of people with complex communication
needs. The aim was to analyze the communication partners of these people, the modes
of expression used and the interdependence of the modes of expression and the per-
son’s age or the different communication partners. It is shown that regardless of age
people with complex communication needs mostly communicate with their life part-
ners or professional assistants and that they prefer the modes of body language. The
interpretation of these modes depends on the social closeness of the partners. Thus, an
improvement of the communicative attendance can only be achieved by more partici-
pation in everyday life.

Partizipation von unterstützt 
kommunizierenden Personen
Eine empirische Studie der Sozialen Netzwerke 

Susanne Wachsmuth Matthias Schmidt



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Teilhabe 3/2011, Jg. 50
Partizipation von unterstützt kommunizierenden Personen

peuten, Ärztinnen, Lehrer, Hilfsper-
sonal, Babysitter usw. sein. Obwohl
einige von ihnen Freunde werden
können, werden sie, solange sie Geld
für die Kontakte bekommen, im vier-
ten Kreis aufgelistet. Nur Pflegeel-
tern sind eine Ausnahme, weil sie
aufgrund ihrer Bedeutung in den ers-
ten Kreis eingetragen werden.

5. Kreis: Hierzu gehören alle anderen
(Fremde). Wenn man diesen Kreis
ausfüllt, müssen die Personen nicht
namentlich benannt werden. Eher
denkt man an Kategorien von Perso-
nen, die möglicherweise kontaktiert
werden könnten, z. B. Geschäftsleu-
te, Kellnerinnen, Busfahrer, Chatteil-
nehmerinnen, Schulpersonal, Ge-
meindehelfer usw. 

Bei den Befragungen wird erhoben,
wie viele Personen sich in den verschie-
denen Kreisen befinden, z. B. kann in
der Pilotstudie von Sarah BLACKSTO-
NE und Mary HUNT-BERG (2006)
klar erkannt werden, dass einige Teil-
nehmer(innen) keine Personen im 2.
Kreise (also keine Freunde) haben oder
dass sich unproportional viele Perso-
nen im 4. Kreis der bezahlten Helferin-
nen und Helfer befinden.

Es wird gefragt, welche dieser Perso-
nen besonders viel Zeit mit der unter-
stützt kommunizierenden Person ver-
bringt, besonders beliebt und geschickt
ist oder willens ist, Neues über den
Umgang mit Unterstützter Kommuni-
kation dazuzulernen oder weiterzugeben.

Für jeden der Kreise wird erhoben,
welche Kommunikationsarten dort ver-
wendet werden, z. B. ob die in dem 4.
Kreis erworbenen kommunikativen Fä-
higkeiten im Umgang mit elektroni-
schen Kommunikationsmitteln auf den
1. oder 2. Kreis übertragen werden.

Studie

Im Rahmen der zweieinhalbjährigen
berufsbegleitenden Weiterbildung zur
Kommunikationspädagogin bzw. zum
Kommunikationspädagogen im Rahmen
des „Lehrganges Unterstützte Kommu-
nikation (LUK)“, der vom Forschungs-
und Beratungszentrum für Unterstützte
Kommunikation federführend von der
Universität zu Köln organisiert wird,
füllen die Studierenden jeweils einen
Erhebungsbogen der Sozialen Netz-
werke aus. Da die Teilnehmer(innen)
des Lehrganges aus ganz Deutschland,
der Schweiz und Österreich kommen,
ergibt sich eine regionale Verteilung der
Befragten in diesem gesamten Raum.
Die in Österreich oder der Schweiz aus-
gefüllten Bögen gehen nicht in die Un-

tersuchung ein, da es dort einige Ab-
weichungen von bundesdeutschen Re-
geln gibt. So werden in Österreich die
elektronischen Hilfsmittel in der Regel
nicht über die Krankenkassen finan-
ziert und daher seltener verwendet als
in Deutschland.

Die Studierenden arbeiten in den un-
terschiedlichsten Institutionen wie Kin-
dergärten, Therapieeinrichtungen, Reha-
bilitationsstätten, Schulen oder Wohn-
heimen und Einrichtungen der Freizeit-
gestaltung. Sie erhoben Daten von unter-
stützt kommunizierenden Menschen, die
zwischen 2 und 67 Jahre alt waren.

Im Laufe mehrerer Lehrgänge wur-
den in den Jahren 2005 bis 2008 die
ausgefüllten Erhebungsbögen der
Sozialen Netzwerke gesammelt und
statistisch ausgewertet. Damit werden
die Daten eines Erhebungsbogens, der
eigentlich für eine individuelle Förder-
planung erhoben werden, für eine grö-
ßere Gruppe statistisch ausgewertet;
dadurch lassen sich einige Tendenzen
im Umgang mit Unterstützter Kommu-
nikation erkennen. 

Personenkreis der unterstützt 
Kommunizierenden

Im Rahmen der Studie wurden die Da-
ten von 76 unterstützt kommunizieren-
den Personen erhoben, 64 der ausge-
füllten Erhebungsbögen konnten aus-
gewertet werden. 29 der erfassten
Personen sind weiblich und 35 männ-
lich. Die Muttersprache von sechs 
Personen ist nicht deutsch; die Ange-
hörigen von vier Personen sprechen
deutsch und eine Fremdsprache. Somit
ist die Muttersprache von 58 Personen
deutsch, von denen vier zweisprachig
aufwachsen.

Der jüngste Teilnehmer ist zwei Jah-
re alt und der älteste 67 Jahre. Tabelle 1
veranschaulicht die Altersverteilung.

Somit ergab sich eine Einteilung in
Vorschul-, Schul- und Nachschulalter.
Bei Kindern zwischen 5 und 8 Jahren
wurde überprüft, ob sie bereits in die
Schule gehen, damit sie der entspre-
chenden Gruppe zugeordnet werden
konnten. Ebenso wurde bei den über
16-jährigen Jugendlichen verfahren;
alle Personen der dritten Altersgruppe
haben die Schule bereits verlassen. 

57 Personen haben sowohl körper-
liche als auch kognitive Beeinträchti-
gungen. Nur zwei der untersuchten
Personen haben lediglich eine motori-
sche Behinderung, und bei fünf Perso-
nen wird als einzige Behinderungsart
eine kognitive Beeinträchtigung ange-
geben. Dieses Bild spiegelt sich auch in
den Angaben zur Diagnose wider (vgl.
Abb. 1). 

Personenkreis der Interview-
partnerinnen und -partner

Die Interviewpartner, die für den 1.
Kreis (Familien- und Haushaltsmit-
glieder) antworten, sind in 37 von 64
Fällen die Mütter, zweimal haben die
Väter die Erhebungsbögen beantwortet
und viermal beide Elternteile gemein-
sam. In sechs Fällen übernahm eine
Betreuerin aus dem 4. Kreis (bezahlte
Helfer), die eine langandauernde stabi-
le und familienähnliche Position hat,
das Ausfüllen. In den anderen Fällen
kann nicht eruiert werden, wer Inter-
viewpartner(in) ist.

Die Ergebnisse, die durch die direk-
te Befragung von unterstützt Kommu-
nizierenden erhalten wurden, mussten
aus der Untersuchung herausgenom-
men werden. Leider liegen nicht ge-
nügend dieser Erhebungsbögen vor 
(es sind lediglich drei), um damit Aus-
sagen treffen zu können. Sie müssen in
einem anderen Zusammenhang auf
spezifische Fragestellungen untersucht
werden.
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Tab. 1: Altersverteilung der Untersuchungsteilnehmer(innen) (N = 64)

2 bis 6 Jahre

Alter

7 bis 16 Jahre

17 bis 67 Jahre

DurchschnittsalterAnzahl Prozentzahl

18

27

19

28 %

42 %

30 %

3,97 Jahre

11,2 Jahre

33,1 Jahre
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Ergebnisse

Kommunikationsarten in Abhängig-
keit der Kreise

Es wird erhoben, welche der Kommu-
nikationsarten Mimik, Gesten, Vokali-
sationen, Gebärden, Lautsprache, nicht-
elektronische kommunikative Hilfsmit-
tel (in der Regel grafische Systeme), ein-
fache elektronische Kommunikations-
mittel und komplexe Kommunikations-
mittel mit welchen Kommunikations-
partnerinnen und -partnern verwendet
werden (vgl. Abb. 2).

Für die Kommunikationsarten zeigt
sich in allen fünf Kreisen, dass die Kör-
persprache bevorzugt angewendet wird,
also natürliche, nicht explizit in Unter-
richt oder Therapie gelernte Kommuni-
kationsformen (d. h. Mimik, Gestik, Vo-
kalisation sowie auch Lautsprache).
Sowohl einfache und komplexe Kom-
munikationsgeräte als auch Gebärden
werden hauptsachlich im 4. Kreis (be-
zahlte Helfer) eingesetzt; es ist zu ver-
muten, dass sie insbesondere in The-
rapie- und Unterrichtssituationen ver-
wendet und geübt werden.

Anzahl der Kommunikationspartner
in den verschiedenen Kreisen in
Abhängigkeit vom Alter der unter-
stützt Kommunizierenden

Alle 64 unterstützt Kommunizierenden
haben mindestens eine Person im 1.
Kreis. Acht Personen haben keine Per-
son im 2. Kreis, d. h., dass weder die
primären Bezugspersonen noch die
bezahlten Helferinnen und Helfer (wie
z. B. die Therapeutinnen oder Lehrer)
Freunde dieser Person kennen. Von
diesen acht Personen haben drei auch
keine Bekannten (3. Kreis).

Die Anzahl der Personen im 2. Kreis
der Freunde nimmt im Schulalter
erwartungsgemäß zu, sinkt aber nach
der Beendigung der Schulzeit ab. Auch
eine Zunahme der Kontakte mit Frem-
den findet nicht statt, sondern die
Anzahl sinkt beinahe um die Hälfte.
Die Kreise der bezahlten Helferinnen
und Helfer und der Bekannten bleiben
hingegen stabil.

Relevante Kommunikations-
partnerinnen und -partner

Die Erhebungsbögen fragen u. a. da-
nach, welche Kommunikationspartne-
rinnen und -partner besondere Bedeu-
tung haben (vgl. Abb. 4, S. 116).

> Primäre Kommunikationspartner sind
solche, mit denen am meisten kom-
muniziert wird.
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Abb. 1: Bei den Untersuchungsteilnehmer(inne)n gestellte Diagnosen 
(Mehrfachnennungen möglich)

0% 

10% 

20% 

30% 

40% 

50% 

60% 

70% 

80% 

90% 

100% 

Kreis 1 Kreis 2 Kreis 3 Kreis 4 Kreis 5 

Mimik Gesten Vokalisation Gebärden Lautsprache nicht elek. 
Hilfsmittel 

Einfach
K-Geräte 

Komplexe
K-Geräte 

Abb. 2: Verwendete Kommunikationsarten in Abhängigkeit von den 
Kommunikationspartnerinnen und -partnern (N = 64)

Kreis 1 Kreis 2 Kreis 3 Kreis 4 Kreis 5

0 

2 

4 

6 

8 

10 

12 

14 

0-6 Jahre 7-16 Jahre 17 Jahre und älter 

Abb. 3: Anzahl der Kommunikationspartnerinnen und -partner in Abhängigkeit 
vom Alter der unterstützt Kommunizierenden (N = 64)



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Teilhabe 3/2011, Jg. 50
Partizipation von unterstützt kommunizierenden Personen

> Unter der Bezeichnung „geschicktes-
te Kommunikationspartner“ sind die-
jenigen zu verstehen, die den Umgang
mit Unterstützter Kommunikation
am besten beherrschen.

Darüber hinaus wird gefragt, 

> mit wem die meiste Zeit verbracht
wird,

> wer der beliebteste Partner oder Part-
nerin ist,

> welcher Partner bereit ist, neue kom-
munikative Fähigkeiten zu erwerben,
und schließlich, 

> wer diese Fähigkeiten lehren würde.

Fast alle dieser relevanten Kommuni-
kationspartnerinnen und -partner be-
finden sich im 1. oder 4. Kreis; es 
handelt sich also um Familien- und
Haushaltsmitglieder oder um bezahlte
Helfer. Nur wenige relevante Partnerin-
nen und Partner befinden sich im 2.

und 3. Kreis, den Kreisen mit den
Freunden und Bekannten. Es zeigt sich
also, dass neben den Personen des 1.
Kreises insbesondere bezahlte Helferin-
nen und Helfer von besonderer Bedeu-
tung sind.

Häufigkeit der Verwendung verschie-
dener Kommunikationsformen in
Abhängigkeit vom Alter

Abb. 5 zeigt deutlich, dass solche kör-
pereigenen Kommunikationsformen
bevorzugt werden, die auch lautsprach-
lich kommunizierende Personen einset-
zen: Mimik, Gesten und Vokalisatio-
nen. Auch Lautsprache, selbst wenn sie
schwer verständlich ist, kommt zum
Einsatz und nimmt tendenziell zu – im
Gegensatz zu den Vokalisationen, die
hier mit steigendem Alter kontinuier-
lich abnehmen.

Körpereigene Kommunikationsfor-
men, die speziell für Personen ohne
hinreichende kommunikative Fähigkei-
ten eingeführt werden, nämlich die
Gebärden, werden wesentlich weniger
verwendet. Im vor- und nachschuli-
schen Bereich scheinen sie tendenziell
eine größere Rolle zu spielen als im
Schulalter. Wie in Abb. 2 zu sehen, wer-
den sie insbesondere im 4. Kreis von
den bezahlten Helfern verwendet.

In der vorliegenden Untersuchung
hatten im Schulalter die nicht-elektro-
nischen Kommunikationshilfen (Kom-
munikationstafeln und -bücher) eine
höhere Bedeutung als die Gebärden.
Annähernd ähnlich beliebt sind im
Schulalter einfache Kommunikations-
geräte (BIGmack, Step-by-Step,
GoTalk, SuperTalker u. Ä.), ihre Bedeu-
tung scheint aber mit steigendem Alter
tendenziell abzunehmen. Schriftspra-
che und auch Lautsprache hingegen
werden für ältere nicht lautsprachlich
kommunizierende Personen tenden-
ziell bedeutsamer.

Komplexe Kommunikationsgeräte
und spezielle Software spielen in der
vorliegenden Untersuchung eine gerin-
gere Rolle. Wenn man die in Abb. 2 dar-
gestellten Ergebnisse hinzunimmt,
dann zeigt sich darüber hinaus, dass die
komplexen elektronischen Kommuni-
kationshilfen hauptsächlich in Thera-
pie- und Unterrichtssituationen, weni-
ger im Umgang mit Familienangehöri-
gen und Freunden verwendet werden.

Diskussion der Ergebnisse

Kommunikationspartner

In der vorliegenden Untersuchung
haben alle unterstützt Kommunizieren-

116

0% 

20% 

40% 

60% 

80% 

100% 

Vorschulalter Schulalter Nachschulalter

Mimik Gesten Vokalisation Gebärden Lautsprache Schreiben/
Zeichnen

nicht
elektronisch

einfache
K.-Geräte 

komplexe
K.-Geräte 

spezielle
K.-Software

E-MailTelefon

Abb. 5: Verwendung verschiedener Kommunikationsformen in Abhängigkeit vom
Alter der unterstützt Kommunizierenden (N = 64)

0% 

10% 

20% 

30% 

40% 

50% 

60% 

70% 

80% 

90% 

100% 

Kreis 1 Kreis 2 Kreis 3 Kreis 4 Kreis 5 

Primärer KP Geschicktester 
KP

KP verbringt
meiste Zeit
mit Nutzer

Lieblings
KP

KP mit
höchter Lern-
bereitschaft

KP bereit
zu lehren

Wichtigste Kommunikationspartnerinnen und -partner

Abb. 4: Anzahl der relevanten Kommunikationspartnerinnen und -partner in den
verschiedenen Kommunikationskreisen (N = 64)



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Partizipation von unterstützt kommunizierenden Personen

Teilhabe 3/2011, Jg. 50

den einen Partner oder eine Partnerin
im 1. Kreis (Familien-/Haushaltsmit-
glieder). Das ist u. a. deshalb von gro-
ßer Bedeutung, weil gerade Menschen,
die über keine Lautsprache verfügen,
ihre Erlebnisse nicht verbalisieren kön-
nen und auf Andere angewiesen sind,
um diese sprachlich zu formulieren,
damit sie verfügbar und erinnerbar
sind. Darüber hinaus wird es dieser Per-
sonengruppe so ermöglicht, Erinnerun-
gen auszutauschen und aufzufrischen,
wie das unter Sprechenden zum Erhalt
sozialer Nähe üblich ist. Mit ihrer Hilfe
kann es auch gelingen, Fremden von
Erlebten zu erzählen und damit die
unterstützt kommunizierende Person
als einen Menschen mit individueller
Lebensgeschichte sichtbar zu machen.

Über Freunde verfügen zwar die
meisten der untersuchten unterstützt
Kommunizierenden, allerdings finden
sich acht Personen, die niemanden im
2. Kreis, also keine Freunde haben.
Diese Situation ist besonders für die
drei Personen kritisch, die auch im 3.
Kreis (Bekannte) keine Partner(innen)
haben.

Obwohl die meisten der Befragten
Freunde benennen, zeigt Abb. 4, dass
die relevanten Kommunikationspart-
ner(innen) meist im 1. oder 4. Kreis
sind. Das bedeutet, dass die beliebtes-
ten, geschicktesten Partner oder dieje-
nigen, mit denen die meiste Zeit ver-
bracht wird, nicht unter den Freunden
zu finden sind, sondern unter den
engen Familienangehörigen und den
bezahlten Helferinnen.

Die Zahl der Freunde und der Kon-
takte mit Fremden ist im Schulalter am
höchsten und sinkt im nachschulischen
Alter. Insbesondere in Bezug auf Kon-
takte mit Fremden ist das ein erstaunli-
ches Ergebnis, weil es der Alltagserfah-
rung, dass man mit zunehmendem
Alter mehr Kontakte nach Außen und
zu Unbekannten hat, widerspricht.

Kommunikationsformen

Unabhängig vom Alter oder vom Kom-
munikationspartner sind körpersprach-
liche Methoden die weitaus bedeut-
samsten Kommunikationsformen. TO-
MASELLO (2009) beschreibt diese
Kommunikationsformen als den Ur-
sprung der Sprachentwicklung und gibt
Beispiele dafür, dass sie auch im Verlauf
des Erwachsenenlebens eine große Rol-
le spielen. Unter der Voraussetzung,
dass die Kommunikationspartner, die
körpersprachlich agieren, über ein
geteiltes Wissen verfügen und zudem
voneinander wissen, dass der jeweils

Andere das Wissen teilt, gelingt es
ihnen, auf diese Art und Weise auch
solche Informationen auszutauschen,
die das Hier und Jetzt überwinden. So
kann es z. B. durch das gestische Hin-
weisen auf einen Gegenstand gelingen,
gemeinsame Assoziationen zu wecken
und wortlos eine Situation zu kommen-
tieren. TOMASELLO (ebd., 13) gibt
dafür das Beispiel zweier Personen, die
ein Fahrrad vor einer Bibliothek sehen,
das einem gemeinsamen Bekannten
gehört, mit dem eine der Personen sich
zerstritten hat. Beide wissen von dem
Vorfall und wissen ebenfalls, dass der
Andere davon weiß. Allein der gesti-
sche Hinweis auf das Fahrrad reicht
aus, dass die beiden die Bibliothek mei-
den. Es wird also allein mit Hilfe der
Zeigegeste auf Vergangenes rekurriert
(Streit) und in die Zukunft geplant
(Vermeiden der Bibliothek). 

Hieraus ergibt sich für die kommuni-
kative Förderung von Menschen mit
komplexen Behinderungen die Mög-
lichkeit, die begrenzte Reichweite ihrer
Äußerungen dadurch zu überwinden,
dass ein möglichst umfassender ge-
meinsamer Erfahrungsraum geschaffen
wird (vgl. WACHSMUTH 2010). Das
setzt voraus, dass diese Personen an
gemeinsamen Aktionen teilhaben und
dass mit ihnen über diese gemeinsamen
Erlebnisse gesprochen wird, damit sie
wissen, dass den Anderen bewusst ist,
dass sie Erinnerungen teilen. Wenn Per-
sonen, die primär über Körpersprache
kommunizieren, während des Alltags
Gemeinsames mit den Anderen erleben
können, so kann ihr Blick zu einer
bestimmten Person, einem Gegenstand
oder zu einer Stelle im Raum oder ihr
Zeigen als Kommentar zu gemeinsa-
men Ereignissen gedeutet und als kom-
munikativer Anlass genutzt werden.

Körpereigene Kommunikationsfor-
men, die speziell für Personen ohne
hinreichende kommunikative Fähigkei-
ten eingeführt werden (Gebärden), wer-
den in der vorliegenden Untersuchung
wesentlich weniger verwendet. Hier
hatten im Schulalter die nicht elektro-
nischen Kommunikationshilfen (z. B.
Kommunikationstafeln und -bücher) ei-
ne höhere Bedeutung als die Gebärden. 

Der Einsatz einfacher Kommunika-
tionsgeräte (BIGmack, Step-by-Step,
GoTalk, SuperTalker u. Ä.) ist im Vor-
schul- und Schulalter am häufigsten,
ihre Bedeutung scheint aber mit stei-
gendem Alter tendenziell abzunehmen.
Schriftsprache und auch Vokalisatio-
nen hingegen werden für ältere nicht
lautsprachlich kommunizierende Per-
sonen tendenziell bedeutsamer.

Auch BOENISCH (2009, 130), der
eine Erhebung in allen deutschen Schu-
len für Körperbehinderte durchführte,
ermittelt für diese Personengruppe Wer-
te, die die Bedeutung der körpereige-
nen Kommunikationsformen betonen:

> „53 % der betreffenden Schüler/-innen
kommunizieren meist/immer mittels
ihrer Mimik

> 46 % der betreffenden Schüler/-innen
kommunizieren meist/immer mittels
ihrer Blickbewegungen

> 41 % der betreffenden Schüler/-innen
kommunizieren meist/immer mittels
ihrer unartikulierten Laute

> 33 % der betreffenden Schüler/-innen
kommunizieren meist/immer mittels
ihrer Gestik

> 10 % der betreffenden Schüler/-innen
kommunizieren meist/immer mittels
Gebärden

Über 80 % der betreffenden Schüler/-
innen kommunizieren nie mittels Kom-
munikationstafeln, 8 % selten und nur
4% meistens oder immer“.

Der Einsatz komplexer Kommuni-
kationsgeräte und spezielle Software
steigt erwartungsgemäß im Schulalter,
spielt allerdings in der vorliegenden
Untersuchung eine geringere Rolle.
Spezielle Kommunikationssoftware
wird in der Untersuchung sogar nur für
das Schulalter nachgewiesen. Wenn
man die oben genannten Ergebnisse
hinzunimmt, dann zeigt sich darüber
hinaus, dass die komplexen elektroni-
schen Kommunikationshilfen haupt-
sächlich in Therapie- und Unterrichts-
situationen, weniger im Umgang mit
Familienangehörigen und Freunden
verwendet werden.

Der fortwährend hohe Gebrauch
von körpereigenen Kommunikations-
formen ohne gleichzeitigem Anstieg
konventionellerer Formen, ist mutmaß-
lich ein ursächlicher Faktor für den
geringen Ausbau von Freundes- und
Bekanntenkreisen und der wenigen
Kontakte mit Fremden. Familienmit-
glieder, die häufig angeben, die unter-
stützt kommunizierende Person auch
ohne Worte zu verstehen, bleiben die
wichtigsten Partnerinnen und Partner. 

Die mit steigendem Alter tendenziell
zunehmenden Formen sind neben den
Gesten das Schreiben und Zeichnen
sowie die Lautsprache. Das bedeutet,
dass der Unterricht im Lesen und
Schreiben und die logopädische Be-
handlung von immenser Bedeutung für
den nachschulischen Bereich sind.
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Fazit

Die Förderung der unterstützt Kommu-
nizierenden sollte vermehrt einen
Schwerpunkt auf die Pflege sozialer
Kontakte mit Freunden und zu Frem-
den legen, damit eine Partizipation
außerhalb der Familie und der Schule
und Therapie gesteigert wird.

Zwei Vorgehensweise können paral-
lel eingesetzt werden: Vorhandene kör-
persprachliche Kompetenz sollte aus-
gebaut, dokumentiert und möglichst
vielen verfügbar gemacht werden.
Gleichzeitig oder aufbauend darauf ist
das Einführen konventionellerer Zei-
chen notwendig, um eine Partizipation
außerhalb des engen vertrauten Umfel-
des zu optimieren.

Zum einen sollten die professionel-
len Helfer(innen) die Aussage der Fa-
milienmitglieder, dass sie ihre Verwand-
ten auch ohne Worte oder gelernte
Symbole verstehen, ernst nehmen und
von ihnen lernen. Es ist eine interessan-
te Frage, welche körpereigenen Signale
ausgetauscht und interpretiert werden.
Die Basis dieser Ko-Konstruktionen
liegt in der Vertrautheit, und diese wie-
derum entsteht durch intensive Partizi-
pation an den Erlebnissen der nicht
lautsprachlich Kommunizierenden. Die
dargestellten Ergebnisse legen nahe,
dass die Mimik der wesentliche Faktor
bei der Kommunikation mit Familien-
mitgliedern darstellt. Leider ist das ver-
wendete Untersuchungsinstrument hier
zu grob, da unter Mimik sowohl Augen-
als auch Gesichtsbewegungen verstan-
den werden können. Eigene Beobach-
tungen, aber auch Biografien wie
„Kathrin spricht mit den Augen“, legen
nahe, dass die Blickrichtung relevante

Informationen liefern kann. Um hier zu
fundierten Aussagen zu kommen,
müssten Angehörige intensiv in Unter-
suchungen eingezogen werden, damit
die Fachleute von ihrem intuitiv erwor-
benen Wissen profitieren können.

Zum anderen scheint die Übertra-
gung der angebotenen augmentativen
und alternativen Kommunikationsfor-
men in den Alltag noch nicht hinrei-
chend zu gelingen, so dass außer mit
sehr vertrauten oder professionellen Be-
zugspersonen die Partizipation nur un-
zureichend ist. Dieses Problem wird in
der Literatur beschrieben; die erhobenen
Daten unterstützen die Dringlichkeit,
die sich unter den Bedingungen einer
von der UN gestellten und von Deutsch-
land ratifizierten Forderung nach In-
klusion verschärft. Wenn die Vertraut-
heit und das gemeinsame Erleben eine
wesentliche Bedingung für eine verbes-
serte Kommunikation ist, ist die Partizi-
pation am Alltagsgeschehen nicht nur
ein Ziel der kommunikativen Förde-
rung, sondern auch ein Weg, um Kom-
munikation effektiver zu gestalten. Ge-
rade die von allen unterstützt Kommu-
nizierenden genutzte Körpersprache
kann durch das geteilte Wissen um ge-
meinsame Erlebnisse ausgebaut werden.
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Anzeige

lich sein: von Herausforderungen imAlltag, Freizeitaktivitäten, Berufs- undLernsituationen bis hin zu Spezialinte-ressen. Als informelle, soziale Mikro-netzwerke können sich die COS ausPersonen mit unterschiedlicher sozialerNähe zur Fokusperson zusammenset-zen. Bei ihnen kann es sich um Famili-enmitglieder, Nachbarn und Freundeder Fokusperson sowie um andere Mit-glieder eines Gemeinwesens handeln,die in der Regel für ihr Engagementnicht bezahlt werden. Die Beteiligungim COS ist freiwillig und dadurch moti-viert, dass die Fokusperson für dieCOS-Mitglieder wichtig ist. Ein COS istnicht nur für die Fokusperson förder-lich, sondern für alle Teilnehmenden.COS ist darauf gerichtet, keine Abhän-gigkeiten zu verstärken, wie es oft intraditionellen Settings der Fall ist.Nicht ein System sozialer Dienstleis-tungen mit seinen strukturellen Anfor-derungen, sondern der Mensch steht imMittelpunkt von COS und ein Lernenvoneinander sowie das Herstellen undErhalten von reziproken Beziehungen,auf deren Basis Unterstützung undgegenseitiger Austausch ermöglichtwird. Auf diese Weise können Stärken

und Fähigkeiten sich potenzieren sowieSchwächen durch die gemeinsamenKompetenzen der Gruppe kompensiertwerden. 

Als Leitgedanken liegen dem COSSelbstbestimmung, Selbstvertretung,Empowerment und Inklusion zugrun-de. Für die Umsetzung sozialer Teilhabein die Praxis, zu der COS einen wichti-gen Beitrag leisten kann, sind nachO’Brien fünf Basiselemente ausschlag-gebend (vgl. KNUST-POTTER 2006):

> Präsenz im Gemeinwesen,> Partizipation im und Teilhabe amGemeinwesen, 
> Wahl- und Handlungsmöglichkeiten, > Kompetenzen- und Ressourcenorien-tierung,
> Status und Respekt. 

Je nach Ziel- und Aufgabenorientie-rung kann ein COS in unterschiedli-chen sozialen Kontexten angesiedeltsein und die Fokusperson in verschie-densten Lebensbereichen wie Alltag,Freizeit, Schule und Ausbildung oder

im Rahmen von Arbeit und Berufunterstützen. 

In Deutschland spielen die alsUnterstützerkreise bezeichneten COSbisher auch in Verbindung mit der Per-sönlichen Zukunftsplanung von Men-schen mit Behinderung eine große Rol-le (vgl. z. B. DOOSE 1999; BOBAN2003; HINZ 2005). In Großbritannienkönnen sich behinderte Menschen undihre Angehörigen seit 1994 an dienationale Circles-Network-Organisati-on mit verschiedenen regionalen Pro-jekten wenden (vgl. Circles Network2010), um dort Unterstützung und Hil-fen bei der Bildung eines COS für dieStärkung von Ressourcen und Kompe-tenzen (Empowerment) und zur Ver-besserung sozialer Teilhabe zu finden.

Die Bedingungen und Möglichkei-ten von Selbstbestimmung, Empower-ment und sozialer Teilhabe bei Behin-derung durch das COS-Modell zu ver-bessern, ist ebenfalls das Ziel dermodellhaft kooperierenden Theorie-Praxis-Projekte im Rahmen des Studi-ums der Sozialen Arbeit in Dortmundund Kassel. 

Organisationsform und praktischeUmsetzung der COS in Dortmund und Kassel 

Der professionelle und sozialpolitischeParadigmenwechsel von der Marginali-sierung zur Inklusion spiegelt sich inder Forderung nach „ambulant vor sta-tionär“ auf lokaler Ebene bis in die glo-bale Ebene der BRK wider. Eine daranorientierte Qualifizierung und Kom-petenzvermittlung für professionelleFachkräfte zu verankern, die vor Ortmit Menschen mit Behinderung undUnterstützungsbedarf arbeiten undgesellschaftliche Bewusstseinsbildungs-prozesse initiieren, ist zentrale Aufgabeder Hochschulausbildung. Es gilt demerforderlichen und sich allmählich voll-ziehenden Wandel von Rollen und Rollenverständnissen in den sozialenDiensten im Rahmen der Behinderten-hilfe vom „Betreuer zum Begleiter“(HÄHNER u. a. 2006) angemessen Rech-nung zu tragen. Dieser Wandel beinhal-tet neue Herausforderungen und zu-gleich auch neue Gefahren. Hochschul-ausbildungen sind entsprechend der

neuen Anforderungen umzugestaltenund Leitbilder der professionellen Un-terstützung auf dem Weg zu Selbstbe-stimmung und sozialen Teilhabe imGemeinwesen aufzunehmen. Dies er-fordert ein Verständnis für die Koope-ration mit Ressourcen aus dem Bürger-engagement und gleichzeitige kritischeReflexion und Bewusstheit hinsichtlichder damit verbundenen Probleme undGefahren. 

Mit Problemen und Gefahren ist z. B.ein „Ambulant-vor-stationär-Denkmus-ter“ gemeint, das davon ausgeht, dassein Umzug von der ausgrenzendenInstitutionsunterbringung in das Ge-meinwesen genügt, ohne ein angemes-senes formelles und informelles Dienst-leistungssystem zu installieren (vgl.KNUST-POTTER 1998). Um diesen fa-talen Irrtümern entgegenzutreten, hatauch die Hochschulausbildung für dieSoziale Arbeit mit behinderten Men-schen zu gewährleisten, dass sich Fach-kräfte der Komplexität des Inklusions-ansatzes und der Herausforderungenim Gemeinwesen bewusst sind unddass sie mit den zusätzlichen erforderli-chen Kompetenzen ausgestattet wer-den, d. h. auch, dass sie über ein kriti-sches Bewusstsein für die Ambivalen-zen in der zweifelsohne erstrebens-werten und alternativlosen Ambulant-vor-stationär-Entwicklung verfügen. DieInitiierung und Installation von COS-Gruppen im Rahmen von Theorie-Pra-xis-Projekten als ein Bestandteil desStudiums der Sozialen Arbeit an denHochschulen in Dortmund und Kasselzielt darauf ab, dazu einen Beitrag zuleisten. Ebenso geht es darum, modell-haft für die Praxis der Sozialen Arbeitbei Behinderung einen Weg aufzuzei-gen, auf welche Weise die Teilhabe vonMenschen mit Behinderung im Ge-meinwesen verbessert werden kann. 

Auf Wunsch von Menschen mitAutismus und kognitiven Beeinträchti-gungen schließen sich zwei bis vier Stu-dierende jeweils mit einer Fokuspersonzu einem COS für jeweils ein akademi-sches Jahr zusammen, um sich regelmä-ßig zu gemeinsamen Aktivitäten zu tref-fen – durchschnittlich einmal in derWoche in Dortmund und zweimal imMonat in Kassel für mehrere Stunden.Die Kontakte werden entweder in Ko-operation mit ambulanten Dienstenvermittelt, oder die potenziellen Fokus-personen oder ihre Familien nehmendirekt Kontakt zur Hochschule auf. ZuBeginn bietet eine Auftaktveranstaltungdie Gelegenheit, sich gegenseitig ken-nen zu lernen und als COS-Kleingrup-pen zusammenzufinden. Ihre Aktivitä-ten umfassen ein sehr breites Spektrumder Alltags t l    
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Organisationsform und praktischeUmsetzung der COS in Dortmund und Kassel 

Der professionelle und sozialpolitischeParadigmenwechsel von der Marginali-sierung zur Inklusion spiegelt sich inder Forderung nach „ambulant vor sta-tionär“ auf lokaler Ebene bis in die glo-bale Ebene der BRK wider. Eine daranorientierte Qualifizierung und Kom-petenzvermittlung für professionelleFachkräfte zu verankern, die vor Ortmit Menschen mit Behinderung undUnterstützungsbedarf arbeiten undgesellschaftliche Bewusstseinsbildungs-prozesse initiieren, ist zentrale Aufgabeder Hochschulausbildung. Es gilt demerforderlichen und sich allmählich voll-ziehenden Wandel andel von Rollen und Rollenverständnissen in den sozialenDiensten im Rahmen der Behinderten-hilfe vom „Betreuer zum Begleiter“(HÄHNER u. a. 2006) angemessen Rechnung zu tragen. Dieser Wandel andel beinhal-tet neue Herausforderungen und zu-gleich auch neue Gefahren. Hochschul-ausbildungen sind entsprechend der

neuen 
und Leitbilder 
terstützung 
stimmung 
Gemeinwesen 
fordert 
ration mit 
engagement 
Reflexion 
der damit 
Gefahren. 

Mit Pr
ein „Ambulant-vor
ter“ gemeint, 
ein Umzug 
Institutionsunterbringung meinwesen 
senes formelles und informelles Dienstleistungssystem 
KNUST-POTTER -POTTER 
talen Irrtümern 
auch die 
Soziale Arbeit 
schen zu gewährleisten, 
kräfte der 
ansatzes und 
im Gemeinwesen 
dass sie mit 
chen Kompetenzen 
den, d. h. auch, 
sches Bewusstsein 
zen in der 
werten und 
vor-stationärvor
Initiierung 
Gruppen im 
xis-Projekten 
Studiums der 
Hochschulen 
zielt darauf 
leisten. Ebenso 
haft für die 
bei Behinderung 
gen, auf welche 
Menschen mit 
meinwesen verbessert we

Auf Wunsch unsch 
Autismus und 
gungen schließen 
dierende jeweils 
zu einem COS 
sches Jahr zusammen, 
ßig zu gemeinsamen 
fen – durchschnittlich 
Woche in Dortmund 
Monat in Kassel 
Die Kontakte we
operation mit 
vermittelt, oder 
personen oder 
direkt Kontakt 
Beginn bietet eine 
die Gelegenheit, 
nen zu lernen und 
pen zusammenzufinden. 
ten umfassen ein sehr br
der Alltagsgestaltung: 

Circles of Support als soziale Netzwerke und Chance zur Inklusio

Teilhabe 3/2011, Jg. 50

Gefährlich ist ein Denkmuster, das davon ausgeht,dass ein Umzug von der Institution in das Gemein-wesen genügt, ohne ein angemessenes formelles undinformelles Dienstleistungssystem zu installieren.

D I E  F A C H Z E I T S C H R I F T  D E R  L E B E N S H I L F E

I N  D I E S E M  H E F T  

W W W . L E B E N S H I L F E . D E

WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Sozialraumorientierung

Disability Studies

Unterstützte Kommunikation

PRAXIS UND MANAGEMENT

Familienberatung

Circles of Support

Inklusive Kindertagesstätte

INFOTHEK

Buchbesprechungen

Bibliografi e

Veranstaltungen

 
  

A U G U S T  2 0 1 1

5 0 .  J a h r g a n g

| www.lebenshilfe.de/teilhabe.php

| PrePrint online
Neuer Service!

Ausgewählte Beiträge der Fachzeitschrift 
Teilhabe sind vor Erscheinen der 
Printausgabe kostenlos online abrufbar



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNGTeilhabe 3/2011, Jg. 50

119

In der Teilhabe 2/11 kommentiert Ric-cardo BONFRANCHI die Analyse
und Kommentierung der KMK-Statisti-
ken von 2010 durch Theo FRÜHAUF.
Dabei stellt er Behauptungen auf, die
nicht unwidersprochen stehen bleiben
können.

Die zentrale These besteht darin,
dass FRÜHAUF (2011) seine kritische
Bestandsaufnahme zur jahrelangen Sta-
gnation der Teilhabe von Schüler(in-
ne)n mit dem Förderschwerpunkt geis-
tige Entwicklung lediglich normativ
auflade, ohne „mit einer Silbe“ Hinter-
gründe zu reflektieren. Dieses unhinter-
fragte Ziel der Teilnahme am Gemeina-
men Unterricht verletze sogar die Men-
schenwürde. Das ist starker Tobak –
wenn es so wäre, wäre dies dramatisch.

Gehen wir der Argumentation
Schritt für Schritt nach: Zunächst
behauptet BONFRANCHI (2011), dass
in Deutschland ebenso wie in der
Schweiz „quasi alle“ Kinder und
Jugendlichen mit diesem Förderschwer-
punkt die allgemeine Schule über kurz
oder lang verlassen müssten. Woher
diese Gewissheit? Für diese Behaup-
tung gibt es zumindest aus Deutschland
keinerlei Belege. Allerdings ist der Fall,
dass eine Reihe deutscher Bundeslän-
der diesen Personenkreis so gut wie gar
nicht erst zum Gemeinsamen Unter-
richt zulässt: Die Quoten liegen in
sechs Bundesländern um oder eher
noch unter einem Prozent (vgl. FRÜH-
AUF 2011, 33 f.). In den Bundeslän-
dern, in denen seit Jahren die höchsten
Integrationsquoten für den Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung be-

stehen – Hamburg mit weitem Abstand
vor Berlin – gibt es keinerlei Anzeichen
für nennenswerte Übergänge in das
Förderschulsystem, die Quoten steigen
in beiden Stadtstaaten seit Jahren an.
Bremen ist, wie auch FRÜHAUF
schreibt, mit seinen eigenen Klassen in
allgemeinen Schulen und einem mög-
lichst hohen Anteil Gemeinsamen
Unterrichts ein Sonderfall; hier stellt
sich darüber hinaus die Frage, wohin
denn Abbrüche führen sollten, denn es
gibt seit Jahren keine eigenständigen
Förderschulen mit diesem Schwer-
punkt mehr. Damit ist klar, BON-
FRANCHIs Argumentation hat keine
reale Basis, sondern beruht bezogen auf
Deutschland nicht nur auf unbelegten,
sondern auf falschen Grundannahmen.
Um kein Missverständnis aufkommen
zu lassen: Jeder einzelne Abbruch des
Gemeinsamen Unterrichts ist ein dra-
matisches Ereignis, allemal für das
betreffende Kind und seine Familie, zu
hohen Anteilen auch für die beteiligten
Professionellen. Dies – hier wird ein
späteres Argument vorweggenommen –
als Ende der Illusion des Weniger-
behindert-Seins des Kindes von Seiten
seiner Eltern zu interpretieren, repro-
duziert ihr in den 1980er behauptetes
„Verarbeitungssyndrom“ (vgl. DAN-
NOWSKI, KÖRNER & MIEHLICH
1989) und stellt in dieser Pauschalität
einen diskriminierenden Generalver-
dacht gegenüber Eltern dar. Damit wird
alles Gerede von partnerschaftlicher
Zusammenarbeit mit Eltern zur Farce.

BONFRANCHIs eigene Reflexion
verkürzt die Probleme allerdings so ex-
trem, dass er den Schüler(inne)n mit dem
Schwerpunkt geistige Entwicklung –
wenn man sie denn noch in diesen
alten Gruppenkategorien so bezeich-
nen muss – pauschal faktisch ihre „Inte-
grationsfähigkeit“ (Formulierung der
1980er Jahre) bzw. ihr „Menschenrecht
auf Teilhabe“ (aktuelle Formulierung)
abspricht. Das ist nicht nur ein Skan-
dal, sondern eine kollektive Menschen-
rechtsverletzung, wenn nicht ein Bei-
spiel gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit (vgl. HEITMEYER 2005);
damit scheint sich HAEBERLINs Frage
(2007), ob die Heilpädagogik über ihre
Haltungen zum Alltagsrassismus beitra-
ge, zu bestätigen. In Deutschland sind
derartige Vorstellungen einer kollektiv
nicht vorhandenen „Integrationsfähig-
keit“ seit BACH (1982) nicht mehr
ernsthaft geäußert worden. Daher
könnte fast der Verdacht nahe liegen,
dass der Autor seinen Text selbst nicht
ernst meine, sondern auf diese Weise
provozieren wolle – das wäre allerdings
nicht wesentlich unproblematischer.

STANDPUNKT
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| KURZFASSUNG Der Beitrag reflektiert die kritische Bestandsaufnahme zum
Gemeinsamen Unterricht durch FRÜHAUF (2011) und BONFRANCHI (2011). Die Argu-
mentation BONFRANCHIs nachzeichnend wird deutlich, dass die dort dargelegten The-
sen weitgehend von pauschalisierenden, unbelegten oder falschen Grundannahmen
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Unbelegte Behauptungen und uralte Klischees – oder: Krisensymptome der Heilpädagogik?

BONFRANCHI konstruiert zur wei-
teren Absicherung seiner Grundthese
ein kollektives Tabu, dem zufolge nicht
über Probleme beim Gemeinsamen
Unterricht gesprochen werden dürfe.
Das ist wiederum eine pauschale Aus-
sage, die schon deswegen falsch ist,
weil sich in der Literatur eine ganze
Reihe von Beispielen findet, die durch-
aus kritische Aspekte des Gemeinsa-
men Unterrichts beleuchten. Durchaus
gab es Phasen, in denen kritische Be-
trachtungen des Gemeinsamen Unter-
richts kritisiert wurden, weil dies
Gegenargumente zur Integration be-
stärken könnte. Daraus jedoch ein kol-
lektives Kritik-Tabu zu konstruieren, ist
durch nichts belegt.

Den Kern der Verletzung der Würde
sieht BONFRANCHI darin, dass es
nicht mehr um spezielle Förderung
gehe, sondern nur noch das schlichte
Dabeisein thematisiert werde. Das ist
der uralte Vorwurf, der dem Gemeinsa-
men Unterricht schon in den 1980er
Jahren gemacht wurde. Was hat sich bei
wachsender Praxis gezeigt? In vielen
Fällen entwickeln sich Schüler(innen)
mit diesem Förderschwerpunkt so, wie
sie sich eigentlich – sondererwartungs-
gemäß – gar nicht entwickeln können.
Dies gibt eher Anlass zu der ernsten
Frage, ob die „Schule für geistig Behin-
derte“ nicht strukturell eher einen Bei-
trag zur Konstitution von „geistiger
Behinderung“ leistet (vgl. BOBAN &
HINZ 1993). Eine ganze Reihe von
Schüler(inne)n konnte Dinge, die sie
gar nicht können dürften – und damit
gerät der Begriff der Geistigen Behinde-
rung ins Verschwimmen. Wie weit die-
ses strukturelle Problem der extremen
Reduzierung des Zugangs zu Bildungs-
inhalten und zu Anregungspotenzialen
von heterogenen Lerngruppen auch mit
einer entsprechenden Qualität der
Arbeit dort tätiger Pädagog(inn)en zu
tun hat, wäre ein eigenes Thema – die
strukturelle Kritik als Lehrerschelte
aufzufassen, dagegen ein Missverständ-
nis. Das schlichte Dabeisein als pau-
schaler Vorwurf ist also ebenso eine
unbelegte These wie die anderen davor.

Ergänzt wird dieser Vorwurf mit dem
Argument, dass die schulische Heilpä-

dagogik eine Fülle spezifischer Förder-
und Therapieansätze für diesen Perso-
nenkreis entwickelt habe. Das stimmt,
ihr kommt das Verdienst zu, für ihre
Klientel den Nachweis der Bildungsfä-
higkeit erbracht zu haben. Nicht belegt
werden kann dagegen, dass die unter
den spezifischen Bedingungen – Unter-
richt von Schüler(inne)n, die alle mit
dem Phänomen geistiger Behinderung
zu tun haben – entwickelten Konzepte
auch für andere Bedingungen – den
Gemeinsamen Unterricht in der allge-
meinen Schule – tauglich, geschweige
denn notwendig sind. Nach
WOCKENs jüngster Publikation (2011)
– nur ein Beispiel für diesen Aspekt der
Diskussion – ist mit der juristischen

Verpflichtung zur Inklusion die Son-
derpädagogik aufgefordert, ihre Exper-
tise selbstkritisch zu überprüfen – und
sie ist aufgefordert, einen bisherigen
Teil von ihr zu verlernen: genau jenen,
der den Anregung reduzierenden
Bedingungen der Förderschule geschul-
det ist, sich aber in der inklusiven
Situation als kontraproduktiv erweist.
Hier stehen alle Formen direkter Förde-
rung auf dem Prüfstand, denn sie wei-
sen als zweite Seite der Medaille stig-
matisierende Effekte auf – und das wis-
sen wir spätestens seit den Schweizer
Untersuchungen zur stundenweisen,
stark auf einzelne Kinder zugeschnitte-
nen Heilpädagogischen Schülerhilfe
(vgl. HAEBERLIN et al. 1991).

Eine weitere Facette von BON-
FRANCHIs Argumentation ist, dass
geistig behinderte Kinder permanent
überfordert würden. Hier wird das alte
Klischee bemüht, dass in heterogenen
Lerngruppen im Gleichschritt gelernt
werde und es so etwas wie zieldifferen-
ten Unterricht nicht gebe. Mit solcher
Argumentation verabschiedet sich
BONFRANCHI aus einer fachlich qua-
lifizierten Diskussion. Nach den im
vorigen Punkt angedeuteten Erfahrun-
gen – wie auch in vielen Erfahrungsbe-
richten von Eltern, etwa von KÖRNER
(1999) – ist klar, dass die ständige Über-
forderung eine Fiktion ist, und das
sowohl in kognitiver als auch in sozia-
ler Hinsicht. Geradezu scheint es eher
so zu sein, dass Schüler(innen) mit dem

zugeschriebenen Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung durch deutliche
Forderung – auch mitunter durch einen
latent unangemessenen Unterricht, den
es zweifellos gibt, und zwar für alle
Schüler(innen), wenn es in Richtung
„Bulimie-Pädagogik“ und die Reduzie-
rung des Lernens nur noch für die
nächste Prüfung geht – zu anderen, und
zwar höheren Leistungen herausgefor-
dert werden. Gleichwohl kann dies
kein Freibrief sein, denn die sensible
Begleitung ist eine der zentralen päda-
gogischen Aufgaben, und hier besteht
eine zentrale Schlüsselstelle in der
Fähigkeit, in einen möglicherweise zu
schnellen Film einzugreifen und die
Stopp- ebenso wie die Wiederholungs-
taste zu drücken – und auch das gilt
nicht nur für kognitive, sondern auch
für soziale Aspekte des Gemeinsamen
Unterrichts. Daran wird in vielen inte-
grativen Klassen gearbeitet, und das ist
durchaus etwas anderes als „bloßes
Dabeisein“.

Ein weiteres Argument von BON-
FRANCHI ist die „soziale Isolation“,
das „fehlende Gegenüber“, der „Exo-
tenstatus“. Offenbar hat der Kollege die
soziometrischen Ergebnisse aus inte-
grativen Klassen seit den 1980er Jahren
nicht wahrgenommen (vgl. MAI-
KOWSKI & PODLESCH 2002): Es
besteht keine durchgängige oder gar
automatische soziale Isolation; Kinder
mit dem zugeschriebenen Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung fin-
den sich – so sie denn kultusministeriell
zugelassen werden – in nahezu allen
sozialen Rollen des möglichen Spek-
trums wieder. Hier ist die Situation
übrigens günstiger als bei Kindern mit
aggressiven Verhaltensweisen. Über-
dies stellt sich die Frage, ob die
Mischung in der schulischen Lerngrup-
pe bedeutet, dass man dem Kind „seine
Bezugsgruppe“ vorenthält. Offenbar
hat BONFRANCHI auch nichts davon
mitbekommen, dass Kinder in integrati-
ven Klassen im Freizeitbereich häufig
an Aktivitäten in eher homogenen
Gruppen teilnehmen – mit der elterli-
chen Begründung, dass der Kontakt zur
Bezugsgruppe wichtig sei. Warum sollte
ausgerechnet in der Schule, in der ein-
zigen Institution, die jeder Mensch
durchlaufen muss, in der also soziale
Gemeinsamkeit am ehesten entwickelt
werden kann, Separierung zugunsten
der Bezugsgruppe realisiert werden?

Einem Argument von BONFRAN-
CHI kann dagegen gefolgt werden: dass
es ein unhaltbarer Zustand ist, dass
Integration über den Status eines
Nadelöhrs nicht hinauskommt – mit
den Ausnahmen Hamburg, Berlin und
Bremen, siehe oben – und eine ver-
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Im Gemeinsamen Unterricht entwickeln sich in 
vielen Fällen Schülerinnen und Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung so, wie 
sie sich eigentlich – sondererwartungsgemäß – 
gar nicht entwickeln können.
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schärfte Separierung von Schüler(in-
ne)n mit elementaren Unterstützungs-
bedürfnissen die Folge ist. Das stimmt!
Die Frage ist allerdings, ob die Konse-
quenz gezogen wird, auch das Men-
schenrecht auf Teilhabe für andere zu
verneinen, oder ob Entwicklungen
vorangetrieben werden, dieses Men-
schenrecht für alle – und das heißt: aus-
nahmslos für alle – zu realisieren (vgl.
HINZ u. a. 1992; HINZ 2007).

Auf die These der Instrumentalisie-
rung von „geistig behinderten Kindern“
für das soziale Lernen der Anderen
braucht hier nach den oben geschilder-
ten Erfahrungen unerwartet positiver
Entwicklungsverläufe in integrativen
Kontexten (vgl. auch die Selbstaussa-
gen der Redaktion Ohrenkuss 2010)
nicht weiter eingegangen zu werden.

Von der Stagnation der KMK-Statis-
tik auf die Bagatellisierung von Behin-
derung zu kommen, wie BONFRAN-
CHI es tut, erscheint schwer nachvoll-
ziehbar. Natürlich geht es darum,
Gründe zu eruieren für diese Stagnati-
on. Ein wesentlicher in sechs Bundes-
ländern ist bereits benannt: die prak-
tisch ausbleibende kultusministerielle
Zulassung. In Sachsen gibt es noch
nicht einmal die schulrechtliche Zulas-
sung für zieldifferenten Gemeinsamen
Unterricht in der Sekundarstufe I –
BONFRANCHI dürfte zufrieden sein,
andere wird jedoch eher die juristische
Unverträglichkeit mit der UN-Konven-
tion als Beispiel für Alltagsrassismus
(vgl. HEITMEYER 2005) in den Sinn
kommen. Bisher hat die Schweiz die
Konvention noch nicht unterschrieben;
aktuell läuft die Vernehmlassung, und
die Perspektiven sehen nicht günstig
aus. Natürlich gibt es andere Gründe:
Alltagstheorien über „geistige Behinde-
rung“, an denen die Heilpädagogik
durchaus mitwirkt, führen dazu, dass
so benannte Kinder und Jugendliche als
so extrem anders wahrgenommen wer-
den, dass Schule sich wirklich massiv
verändern müsste. Da erscheint es
leichter, sich auf Schüler(innen) einzu-
stellen, die zielgleich lernen können
und „nur“ geringere Modifikationen im
Sinne von Nachteilsausgleichen brau-
chen. Dass Veränderung von Schule
allerdings auch für viele „unproblemati-
sche“ und erfolgreiche Schüler(innen)
notwendig ist, kommt damit natürlich

nicht in den Blick (Deutschland produ-
ziert bekanntermaßen mit seinem inter-
national exotisch differenzierten Bil-
dungssystem weder in der Spitze noch
in der Breite international gesehen
guten Leistungen, sondern füllt mit
neuen Strukturen ohne curriculare
Modifikationen wie G 8 eher die Kin-
der- und Jugendpsychiatrien). Ein wei-
terer Grund ist natürlich auch die ent-
sprechende segregative Lehrerbildung –
im Ausland versteht niemand, warum
es in Deutschland sechs Typen von
Lehrkräften gibt. Hier besteht ebenfalls
Veränderungsbedarf, denn es ist nicht
nachvollziehbar, dass diejenigen, die
später kooperieren sollen, weitgehend
oder ganz getrennt ausgebildet werden
– und das nicht nur in Deutschland,
sondern auch in der Schweiz. Mit
Sicherheit gibt es weitere Hintergründe,

seien es die zunehmend abstrakt und
atomisiert werdenden Inhalte der wei-
terführenden Schulstufen oder die Tra-
dition der Trennung von allgemein- und
berufsbildenden Schulen – nur von
alledem erfährt man bei BONFRAN-
CHI nichts.

BONFRANCHIs Alternative ist: Tei-
lintegration – zeitlich begrenzt, auf ein-
zelne Projekte, Vorhaben, Feiern o. Ä.
bezogen. Natürlich können dies sinn-
volle Schritte aus der kompletten Sepa-
ration heraus sein. Seit CLOERKES
Untersuchungen zur Kontakthypothese
(vgl. zusammenfassend CLOERKES
2007) wissen wir jedoch, dass vor allem
ihre Qualität, ihre Intensität und ihre
Kontinuität entscheidend sind – und
dass punktuelle Kontakte ohne ein star-
kes gemeinsames Ziel und mit klarer
Zuordnung der beiden Gruppen in hie-
rarchischer Weise als Helfer(innen) und
Geholfene eher den heimlichen Lehr-
plan der Diskriminierung verstärken
können. Insofern ist das integrative
Potenzial kooperativer und teilzeitinte-
grativer Modelle strukturell begrenzt.
Gerade die Erfahrungen mit schwieri-
gen Phasen in integrativen Klassen 
zeigen, dass dort ein soziales Netz
höchst unterschiedlicher Menschen
gemeinsam schwierige Situationen
bewältigt – und im Rückblick wird von
Beteiligten deutlicher gesehen, dass
dies auch Prozesse des Lernens und des
Wachsens befruchtet hat (vgl. BOBAN
1998). Für solche Prozesse gibt es bei

zeitlich begrenzter oder Teilzeitintegra-
tion keine Chance.

Wie kann man die Entgegnung von
BONFRANCHI produktiv wenden? Es
ist ja nicht nur die Reproduktion von
aus den 1980er Jahren bekannten Ver-
dächtigungen und Vorwürfen bei kon-
sequenter Ignoranz gegenüber lange
vorliegenden Untersuchungen und Er-
fahrungsberichten. Sie lässt sich auch
lesen als Zeichen einer Krisensituation
der Heilpädagogik. Sie und ihr bisheri-
ger Schonraum werden mit der Ver-
pflichtung zur Inklusion als Menschen-
rechtsfrage massiv in Frage gestellt. Das
hat logischerweise Befürchtungen und
Ängste zur Folge. Leider werden sie
hier jedoch als pauschale unbelegte
Vorwürfe formuliert – schade eigent-
lich. Die Heilpädagogik ist schlecht
beraten, mit solch rückwärtsgewandten
und defensiven Argumentationen zu
agieren. Produktiver wird es, wenn sie
sich der Verunsicherung anders stellt
als projizierend, nämlich selbstreflexiv
in dem Sinne, sich tatsächlich ihrer für
inklusive Kontexte hilfreichen Experti-
se zu vergewissern (vgl. HINZ & BO-
BAN 2008). Das würde bedeuten, dass
sie sich in inklusive Entwicklungen ein-
bringt und mithilft, für eine hohe Quali-
tät der Bildung zu sorgen – und nicht
weniger als das fordert auch Artikel 24
der UN-Behindertenrechtskonvention.
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Es gilt heute überwiegend als normal,
dass Menschen mit Behinderung im

Erwachsenenalter das Elternhaus ver-
lassen, wie es schon das Grundsatzpro-
gramm der Lebenshilfe aus dem Jahr
1990 fordert: „Geistig behinderte
Erwachsene haben einen Anspruch auf
ein eigenes Zuhause. Sie müssen die
Möglichkeit haben, ihr Elternhaus im
selben Alter zu verlassen wie andere
junge Leute auch“ (Bundesvereinigung
Lebenshilfe 1991, 25). Trotz dieser ge-
sellschaftlichen Normalitätserwartun-
gen ist davon auszugehen, dass wenigs-
tens die Hälfte der erwachsenen Men-
schen mit geistiger Behinderung noch
im Elternhaus lebt (vgl. HENNIES &
KUHN 2004, 131). Dass es (regionale)
Wartelisten für Wohnangebote gibt,
einen Mangel an Plätzen für Menschen
mit besonderen Bedarfen sowie einen
sehr unterschiedlichen Umgang mit der
Bewilligung von Fachleistungsstunden
bei ambulanter Assistenz, spielt in die-
sem Zusammenhang eine Rolle. Auf
der anderen Seite berichten Mitarbei-
ter(innen) ambulanter Dienste oder
Wohnbereiche, im Zusammenhang mit

wohnbezogenen Beratungsgesprächen
von Eltern, die einem Auszug ihrer
behinderten Angehörigen ambivalent
oder ablehnend gegenüberstehen, un-
abhängig davon, was diese selbst möch-
ten. Eine geplante Aufnahme kommt in
diesen Fällen häufig nicht zustande,
unabhängig von der Wohnform. Diese
Familien werden überwiegend als „Pro-
blemgruppe“ angesehen. Mit zuneh-
mendem Alter aller Beteiligten steigt
der Handlungsdruck und die Gefahr,
dass eine Zukunftsperspektive für den
behinderten Menschen aufgrund eines
Betreuungsengpasses rasch und unter
Zeitdruck getroffen werden muss.

Lange Zeit wurde die Beziehung der
Familienmitglieder daher in Fachkrei-
sen vorrangig unter dem Gesichtspunkt
der notwendigen „Ablösung“ betrach-
tet (vgl. SCHULTZ 2010). Vor allem
Familien mit hochaltrigen Betreuungs-
personen, aber tendenziell alle Famili-
en mit Angehörigen im Erwachsenenal-
ter, galten als gefährdet, den notwendi-
gen Entwicklungsschritt der Ablösung
zu versäumen. Eine erste kritische Aus-
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| KURZFASSUNG Viele Menschen mit geistiger Behinderung leben im Erwachsenenal-
ter noch bei ihren Eltern und werden von ihnen im Alltag unterstützt. Oft findet keine
konsequente Auseinandersetzung mit der Frage statt, wie die zukünftige Lebensgestal-
tung aussehen könnte, die mit zunehmendem Alter aller Beteiligten an Dringlichkeit
gewinnt. Auf diesem Hintergrund, verbunden mit dem Anliegen, künftige Wohnbedarfe
zu ermitteln, um eine am tatsächlichen Bedarf orientierte Sozialplanung zu ermöglichen,
ist in Kooperation mit der Stadt Karlsruhe ein aufsuchender Beratungsdienst in Träger-
schaft der Lebenshilfe entstanden, der diese Menschen und ihre Familien bei der Klärung
ihrer Lebenssituation unterstützt. 

| ABSTRACT Family Counselling for Adults with Disabilities. Many adults with
intellectual disabilities live with their parents and gain the necessary support from them
in everyday life. In many families there is a lack of discussion about the future plans alt-
hough this issue wins in urgency due to the increasing age of all family members. This is
the reason for implementing an outreach consulting service by the Lebenshilfe Karlsruhe
in cooperation with the city government of Karlsruhe. The service’s task is to determine
future needs and to allow a social planning as well as to provide advisory assistance to
families concerning their current life situation.

Barbara Feurer Bettina Lindmeier



einandersetzung mit dieser Auffassung
erfolgte durch WEISS (2002), der eine
Analogie zum „Annahmepostulat“ in
der Frühförderung herstellte. In der
Frühförderung hatte in den 1980er Jah-
ren eine intensive Diskussion über die
Forderung von Fachleuten stattgefun-
den, Eltern müssten die Behinderung
ihres Kindes „annehmen“. Diese Forde-
rung führte bei Eltern vielfach dazu,
dass sie sich unter Druck gesetzt fühl-
ten, und auch zu dem Eindruck, ihre
sachliche Kritik an Einrichtungen der
Behindertenhilfe oder dem Handeln
von Fachkräften werde mit dem Hin-
weis abgewehrt, sie hätten „die Behin-
derung nicht angenommen“. WEISS
argumentierte, die Behindertenhilfe sei
in Gefahr, mit der apodiktischen Forde-
rung nach Ablösung in ähnlicher Weise
Druck auf Familien mit erwachsenen
Angehörigen auszuüben. Die Experten-
schaft der Familie für ihr Zusammenle-
ben und ihre Lebensleistung werde
dadurch entwertet und die Kooperation
von Angehörigen und Fachleuten mit
dem Ziel, eine Lösung entsprechend
den Wünschen des behinderten Men-
schen zu finden, erschwert. Die Sicht
von WEISS wird durch Forschungser-
gebnisse gestützt: Die Psychologie des
Jugendalters geht davon aus, dass nicht
Ablösung von den Eltern, sondern ein
Umbau der Beziehungen notwendig ist,
innerhalb dessen Beziehungen zu
Gleichaltrigen wichtiger werden und
die Beziehung zu den Eltern sich verän-
dert, aber bedeutsam bleibt (vgl. FEND
2003, 269 ff.).

Lebenssituation und Zukunfts-
wünsche von Familien

Die familiensoziologische und -psycho-
logische Forschung zum Belastungser-
leben durch die Behinderung eines Kin-
des und zur Bewältigung dieser Situati-
on durch Familien geht davon aus, dass
nicht nur objektive Aspekte, z. B. der
zeitliche Aufwand durch die Betreuung
eines behinderten Angehörigen, als
Stressfaktoren zu bewerten sind, son-
dern dass auch die Ressourcen der
Familie und die subjektive Bewertung
der Beteiligten eine Rolle spielen. Wäh-
rend in der Bundesrepublik Deutsch-
land dieses transaktionale Stressbewäl-
tigungsmodell bisher nur auf die Situa-
tion von Familien mit Kindern (vgl.
ENGELBERT 1999) und Jugendlichen
(vgl. HECKMANN 2003) angewandt
wurde, gibt es einige Forschungsarbei-
ten aus dem angelsächsischen Raum zu
Familien mit hochaltrigen Betreuungs-
personen: Danach sehen sich „ältere
Familien“ keineswegs als Problemgrup-
pe. Sie haben sich gut mit der Situation
arrangiert und erleben weniger Stress
als jüngere Familien mit einem behin-

derten Kind, sind aber der Meinung,
dass Fachleute dies nicht in ausreichen-
dem Maße wahrnehmen und würdigen,
da sie die familiären Wertvorstellungen
und Lebensperspektiven zu wenig
wahrnehmen (vgl. zusammenfassend
BIGBY 2004). Viele Eltern ziehen z. B.
Stolz und Selbstachtung aus der Tatsa-
che, keine Hilfe annehmen zu müssen,
allein zurechtzukommen, ihr Kind gut
zu versorgen. Genau dieses Verhalten
sehen Fachkräfte oft als hinderlich für
die Weiterentwicklung der Familiensi-
tuation und das Ausprobieren mögli-
cher Zukunftsszenarien an. Zudem
beurteilen sie die Situation der Familie
häufig auf Grundlage eines anderen
Wertesystems, das wesentlich stärker
an Werten wie Selbstverwirklichung
und Individualisierung orientiert ist
(vgl. THIMM 1997). Sie vermissen neue
Erfahrungen für alle Familienmitglieder
und persönliches Wachstum, wenn der
behinderte Angehörige z. B. noch nie
eine Nacht außerhalb des Elternhauses
verbracht hat, kein Taschengeld hat
oder die Freundin nicht nach Hause
mitbringen darf. Sorgen bezüglich der
Zukunft sind in den Familien gleich-
wohl vorhanden, und zwar ebenso bei
den Eltern wie den behinderten Men-
schen selbst. Ihre Wünsche an Fach-
kräfte richten sich dennoch häufig
zunächst darauf, die Situation zu stabi-
lisieren, z. B. durch die Vermittlung ei-
nes Pflegedienstes oder hauswirtschaft-
licher Hilfe. Vertrauen entsteht dann
durch die Erfahrung, in diesen prakti-
schen Fragen ernst genommen zu wer-
den und Hilfe zu erfahren (vgl. ausführ-
lich LINDMEIER 2011). Dies gilt ins-
besondere für Familien mit Eltern über
65 Jahren.

Eine der wenigen aktuellen deut-
schen Studien zur Lebenssituation und
den Wünschen betroffener Familien für
die zukünftige Lebenssituation ihres
Angehörigen wurde von STAMM (2009)
im Landkreis Minden-Lübbecke (West-
falen) durchgeführt; die Fragebogenun-
tersuchung richtete sich an die Haupt-
betreuungspersonen von erwachsenen
Menschen mit geistiger Behinderung,
die im Kontext der Herkunftsfamilie
lebten und eine WfbM oder Förder-
schule besuchten.

Ergänzend können Ergebnisse einer
Untersuchung von METZLER & RAU-
SCHER (2004) herangezogen werden,
die junge Menschen mit Behinderung
und ihre Angehörigen nach ihren Wohn-
wünschen befragte. Sie zeigte deutlich,
dass Menschen mit Behinderung und
Angehörige abweichende Zukunfts-
wünsche haben, wobei für die Angehö-
rigen die Sicherheit von Wohnangebo-
ten stärker im Vordergrund steht, für

die Menschen mit Behinderung die
Wohnsituation mit Partner(in) oder
Freunden. Ebenso wird allerdings sicht-
bar, dass von jüngeren Eltern die Aus-
weitung der Lebensperspektiven von
Menschen mit Behinderung wahrge-
nommen und wertgeschätzt wird.

Aus den beiden Untersuchungen lässt
sich zusammenfassend folgern:

> Nicht alle Familien sind ausreichend
informiert, insbesondere über Alter-
nativen zur traditionellen Wohnein-
richtung wie ambulante Betreuung,
Persönliches Budget, integrative Wohn-
projekte.

> Bei vielen Eltern stehen das emotio-
nale Erleben (das Thema verursacht
Angst und Trauer) und die kognitive
Sicht (das Thema muss „angegangen“
werden) in Widerspruch.

> Menschen mit Behinderung und El-
tern haben verschiedene Perspekti-
ven; es kann angenommen werden,
dass in manchen Familien auch die
beiden Elternteile unterschiedliche
Auffassungen haben.

> Ein Teil der Eltern hat schlechte Er-
fahrungen mit Fachkräften und be-
fürchtet Vorwürfe, Bevormundung,
nicht passende Angebote.

> Für einen Teil der Familien gibt es
auch finanzielle Gründe für das Auf-
rechterhalten der gemeinsamen Le-
benssituation.

> Ein Teil der Eltern möchte die derzei-
tige Situation zunächst aufrechter-
halten. 

Die übliche „Komm-Struktur“ in
Form von Beratungsstellen, die von den
Familien aufgesucht werden müssen
oder wo sie sogar zunächst einen An-
sprechpartner suchen müssen, erreicht
einen Teil der Familien nicht. Dabei ist
zunächst gleichgültig, welche der in
den einzelnen Untersuchungen ange-
führten Gründe maßgeblich sind; in der
Regel ist von einer Kombination ver-
schiedener Gründe auszugehen. 

Das Angebot an Familien sollte zu-
dem ergebnisoffen und nicht direktiv
erfolgen: Die Familienmitglieder sollten
das Gefühl haben, dass sie Tempo und
Inhalt der Beratung und Begleitung
bestimmen können und dass ihre Ent-
scheidungen akzeptiert werden. Eine
exemplarische Umsetzung dieser For-
derungen bietet die Arbeitsweise 
des Aufsuchenden Familienberatenden
Dienstes KOMPASS. 

Der Aufsuchende Familienberatende
Dienst KOMPASS

KOMPASS entstand in Kooperation
zwischen der Lebenshilfe Karlsruhe,
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Ettlingen und Umgebung e. V. und der
Stadt Karlsruhe in Abstimmung mit den
anderen Trägern von Wohnunterstüt-
zung für Menschen mit geistiger und/
oder mehrfacher Behinderung vor Ort.
Der Kommune als Leistungsträger der
Eingliederungshilfe ist der Ausbau
bedarfsgerechter Angebote für erwach-
sene Menschen mit Behinderung im
Bereich Beratung und Unterstützung
ein wichtiges Anliegen. Besonders Men-
schen mit geistiger und/oder mehrfa-
cher Behinderung, die bei ihren Eltern
oder anderen Angehörigen leben, und
ihre Familien schienen im Hinblick auf
Beratung und Information nicht ausrei-
chend versorgt zu sein. Zudem wurde
eine Bedarfsanalyse im Bereich Wohn-
versorgung für notwendig erachtet, um
die Dienste und Angebote am Bedarf
der (potenziellen) Nutzer ausrichten zu
können. Die Möglichkeiten ambulanter
Begleitung im vertrauten Wohnumfeld
sollten dabei je nach Wünschen und
Bedarf im Einzelfall vorrangig berück-
sichtigt werden. Dies sollte auf der
Grundlage einer persönlichen Befragung
geschehen. 

Die Lebenshilfe sah es ebenfalls als
notwendig an, das seit langem beste-
hende Beratungsangebot für Familien
mit behinderten Kindern auf diese Ziel-
gruppe auszuweiten. Die Familien hat-
ten diese Lücke im Angebot immer 
wieder angemahnt, wenn aus den Kin-
dern Erwachsene geworden waren.
Zudem gab es, meist wegen plötzlichen
Ausfalls der oft hochaltrigen Eltern,
zunehmend Notaufnahmen im Bereich
Wohnen, vor allem in stationäre Ange-
bote. Angesichts der Altersstruktur (vgl.
Abb. 1) ist dies als problematische Ent-
wicklung zu werten, die darauf schlie-
ßen lässt, dass es den Menschen mit
Behinderung und ihren Familien für
eine gute Gestaltung des Übergangs in
familienunabhängiges Wohnen an In-
formationen und Vorbereitungspoten-
zial mangelte.

Diese Überlegungen führten dazu,
dass der „Aufsuchende Familienbera-
tende Dienst“ unter dem Namen
„KOMPASS“ in Trägerschaft der Le-
benshilfe im November 2007 als zwei-
jähriges Projekt gestartet wurde. Dieses
besteht inzwischen als dauerhaftes
Angebot weiter, das als Regelleistung
der Eingliederungshilfe zu einem ho-
hen Prozentsatz durch die Stadt Karls-
ruhe mitfinanziert wird. Seit Anfang
2010 ist KOMPASS in das „Lebenshil-
fe-Haus“ in Karlsruhe integriert, in dem
die Lebenshilfe Karlsruhe, Ettlingen
und Umgebung e. V. Beratungsangebo-
te für alle Alterstufen, offene Angebote
und eine integrative Kindertagesstätte
vereint. 

Im Folgenden soll das Projekt KOM-
PASS kurz vorgestellt werden. Die dar-
gestellten Ergebnisse beschränken sich
auf die zweijährige Projektphase. Der
Beratungsdienst war von Anfang an mit
einer Diplomsozialpädagogin (FH,
Vollzeit) besetzt. Die Stadt beteiligte
sich an der Gesamtfinanzierung über
eine fallbezogene Pauschale für das
Erstgespräch und die Vergütung weite-
rer Fachleistungsstunden. Ein ausführ-
licher Projektbericht (FEURER & VAN
EICKELS 2010) kann über die Lebens-
hilfe Karlsruhe bezogen werden.

Auftrag von Kompass 

1. Bedarfserhebung: Alle Erwachsenen
mit geistiger und/oder mehrfacher
Behinderung im Stadtgebiet Karlsru-
he, die bei Eltern oder Angehörigen
lebten, in der WfbM arbeiteten oder
den Förder- und Betreuungsbereich
besuchten, sollten kontaktiert wer-
den. Durch direkte Befragung der
behinderten Menschen (so weit
möglich) sowie ihrer Hauptbezugs-
personen sollten zukünftige Bedarfe
im Bereich Wohnunterstützung au-
ßerhalb der Familie individuell er-
fasst und, so weit die Befragten zu-
stimmten, in Einzeldokumentatio-
nen an den Leistungsträger weiter-
gegeben werden.

2. Aufsuchende Beratung: Die Bera-
tung fand i. d. R. am Wohnort der
Familien statt. Im Fokus stand die
zukünftige Lebensgestaltung des Men-
schen mit Behinderung. Je nach Be-
darf wurde über die Unterstützungs-
möglichkeiten und Angebote der
verschiedenen Träger der Behinder-
tenhilfe in Karlsruhe umfassend in-
formiert. Darüber hinaus wurden al-

le Fragen und Anliegen besprochen,
die die Familien einbrachten.

3. Längerfristige Begleitung: So weit im
Einzelfall längerfristige Begleitung
des behinderten Menschen notwen-
dig erschien, konnte ein Hilfeplange-
spräch mit dem Leistungsträger an-
geregt werden, um den Bedarf fest-
zustellen und zu vereinbaren. Ins-
besondere sollten die Menschen mit
Behinderung so die Möglichkeit be-
kommen, ihre Fähigkeiten zu erwei-
tern und eigenständiger zu werden.

Ziele von Kompass

> Ermittlung zukünftiger Wohnbedarfe
durch direkte Befragung der Betroffe-
nen

> Förderung des Menschen mit Behin-
derung in seinen Selbstbestimmungs-
wünschen und -bedürfnissen und sei-
ner individuellen Zukunftsplanung

> Beratung und Anleitung der Familie
in der adäquaten Vorsorgung, Beglei-
tung und Förderung des in der Fami-
lie lebenden erwachsenen Menschen
mit Behinderung

> Erhalt und Stärkung familiärer Selbst-
hilfe

> Unterstützung bei der Zukunftspla-
nung

> Krisenprävention durch Information 

Zielgruppe der Beratung

Insgesamt gehörten 199 Personen mit
Behinderung zur Zielgruppe, von de-
nen 195 Personen in die Datenerfas-
sung einbezogen wurden. Bei drei Per-
sonen lehnten die Eltern jedes Ge-
spräch ab, bei einer konnte die Be-
fragung wegen Krankheit nicht mehr im
Projektzeitraum stattfinden. 
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Abb. 1: Altersverteilung der Menschen mit Behinderung und ihrer Eltern (N = 195)
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Fast 45 % der Menschen mit Behin-
derung sind über 40 Jahre alt, ein Groß-
teil der Eltern über 70 Jahre (vgl. Abb.
1). Auch die Zahl der Personen, die nur
noch einen Elternteil haben, ist signifi-
kant; dies betrifft 64 von 195 Menschen
mit Behinderung (vgl. Abb. 2). Mehr als
die Hälfte dieser Elterngruppe sind
über 70 Jahre alt. Wenn die verbliebene
Hauptbezugsperson die Unterstützung
nicht mehr leisten kann oder verstirbt,
wird in den meisten Fällen eine akute
Notsituation für den behinderten Men-
schen entstehen. Umso wichtiger ist es,
die Familien bei der Klärung der
Zukunftsperspektiven und der nötigen
Schritte zu unterstützen.

Art und Umfang der Beratung

Erstgespräch mit vorausschauender
Klärung zukünftiger Wohnbedarfe

In einem persönlichen Beratungsge-
spräch mit den Personen der Zielgrup-
pe und/oder der Angehörigen sollte 
u. a. ermittelt werden,

> wer voraussichtlich Bedarf an Wohn-
unterstützung haben wird, 

> welche Art von Wohnunterstützung
voraussichtlich benötigt werden wird,

> ab wann Wohnunterstützung voraus-
sichtlich benötigt werden wird.

Soforthilfe: Beratung der Familien
über das Erstgespräch hinaus

Bis zu fünf Fachleistungsstunden weite-
re Beratung und Unterstützung des
Menschen mit Behinderung und seiner
Familie konnten jeweils ohne besonde-
re Prüfung und Antragstellung (nieder-
schwelliger Zugang) geleistet werden.

Langfristige Beratung und Begleitung
auf Grundlage eines Hilfeplange-
sprächs

Wenn der Hilfebedarf an Beratung und
Begleitung über den Rahmen der fünf
Stunden hinausging, konnte KOM-
PASS ein Hilfeplangespräch mit der
Sozial- und Jugendbehörde anregen.
Hier wurde dann ein zeitlicher Rahmen
für die weitergehende Begleitung durch
KOMPASS besprochen und vereinbart.

Bedeutung des Lebensalters für den
Umgang mit Zukunftsfragen

Die meisten der Menschen mit Behin-
derung der Zielgruppe sind vor mehr
als 40 Jahren geboren. Durchgängig be-
richteten deren Familien von geringer
oder fehlender Unterstützung seitens
der Behörden und wenig differenzier-
ten Angeboten von Geburt der behin-
derten Kinder an bis ins beginnende
Erwachsenenalter. Auch die Möglich-
keiten der Wohnunterstützung waren
demnach qualitativ wie quantitativ sehr
begrenzt. Entsprechend löst der Gedan-
ke, „ihr Kind“ in ein Wohnheim „zu
geben“, bei einer Reihe der Eltern große
Ängste aus. Alte Bilder von großen
Schlafsälen und Gitterbetten sowie (teils
lang zurückliegende) schlechte Erfah-
rungen mit Wohnheimaufenthalten ha-
ben oft einen bleibenden Eindruck hin-
terlassen, der nie korrigiert wurde.

Durch die vielen Jahre gemeinsamen
Lebens mit den Eltern sind enge Bin-
dungen entstanden. Die Angst, sich
trennen zu müssen, ist groß. Deshalb
stellt die Frage der Zukunftsplanung
die Familien vor besondere Herausfor-
derungen. Gleichzeitig wächst die
Dringlichkeit zu handeln aufgrund des
Alters der Eltern, insbesondere wenn
nur ein Elternteil mit dem behinderten
Menschen zusammenlebt und keine
weiteren Angehörigen vorhanden sind.

Um mit diesen Familien zu praktischen
Lösungen und gut gestalteten Übergän-
gen in eine Form der Wohnunterstüt-
zung zu kommen, braucht es einen lan-
gen Atem und immer wieder zugehende
Beratung. Es gibt auch Fälle, in denen
trotz Beratung ein Notfall nahezu vor-
programmiert ist, weil die Familie nicht
einsieht, dass Handeln gefordert ist,
oder trotz dieser Einsicht davor zurück-
schreckt, konkrete Schritte zu gehen.
Ein besonders gravierendes Beispiel in
dieser Hinsicht war Folgendes (vgl.
FEURER & VAN EICKELS 2010, 22):
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Abb. 2: Alter der Mütter und Väter, die allein mit Tochter oder Sohn mit Behinderung
leben (N = 64) (FEURER & VAN EICKELS 2010, 23)

Ein Mann mit geistiger Behinderung
(ca. Mitte 40) hat klare Vorstellungen,
wie die Wohnung aussehen sollte, in
der er mit ambulanter Begleitung
wohnen will, von der Zimmeranzahl
bis zur Badewanne. Allerdings hat er
gleichzeitig große Angst und ist unsi-
cher, ob er es schafft, weitgehend
selbstständig zu wohnen. Ins Wohn-
heim möchte er aber nicht. Mit Ermu-
tigung durch seine Eltern könnte er es
wahrscheinlich schaffen, ambulant
begleitet zu wohnen, wie es ja sein
Wunsch ist. 

Die Eltern könnten ihm beim Über-
gang zur Seite stehen, soweit es ihre
Kräfte noch zulassen. Der Vater (über
80) fände es sinnvoll, diesen Schritt
bald zu machen, damit sein Sohn
nicht plötzlich allein und ohne Unter-
stützung dasteht, wenn die Eltern
ausfallen. Die Mutter (Ende 70) ist
dagegen und findet, dass ihr Sohn bei
den Eltern bleiben sollte, solang die
Eltern noch leben. Man solle nicht so
pessimistisch sein und denken, sie
könnten ausfallen. Sie hat mit der
wiederholten Frage, ob ihr Sohn bei
den Eltern bleiben oder von ihnen
weg wolle, ihren Sohn so in die Enge
getrieben, dass er ihre Meinung über-
nahm und jetzt so lang bei den Eltern
bleiben will, wie sie leben. Somit ist
eine Pattsituation entstanden, die sich
nicht auflösen lässt. Hinweise auf ihre
Verantwortung prallen an der Mutter
ab. Der Vater setzt sich ihr gegenüber
nicht durch. Auch ein Gespräch mit
dem Vater allein bringt keine Lösung.

Reaktionen der Familien auf das
Gesprächsangebot

Die Mehrzahl der Familien zeigte sich
erfreut, dass jemand auf sie zukam und
Beratung anbot und sie dadurch kon-
frontierte, sich mit den Zukunftsfragen
auseinanderzusetzen, die sie mitunter
als bedrohlich oder zumindest unange-
nehm empfunden hatten. Häufig sagten
sie, das Thema Zukunft beschäftige sie



zwar, sie hätten es aber mangels ersicht-
licher Lösungswege immer verdrängt
und zudem nicht gewusst, an wen sie
sich mit ihren Fragen hätten wenden
können.

In einigen Fällen waren längere oder
mehrere Telefonate mit den Eltern/
Angehörigen bzw. dem verbliebenen
Elternteil nötig, bevor es zu einem
gemeinsamen Gespräch kam. Geduldi-
ges „Dranbleiben“ hat sich als erfolgrei-
che Strategie erwiesen, um Skepsis
oder Ängste zu überwinden.

der Menschen mit Behinderung hatten
bereits eine rechtliche Betreuung, meist
Eltern und/oder Geschwister, andere
benötigten keine, weil sie ihre Angele-
genheiten so weit überblicken, dass sie
nur jemanden brauchen, der ihnen ggf.
die Sachverhalte erläutert und ihre
Wünsche „übersetzt“. Unerwartet vie-
len Eltern war nicht bewusst, dass sie
ab dem Erwachsenenalter ihrer Tochter
oder ihres Sohnes nicht mehr automa-
tisch vertretungsberechtigt sind. 

Selbstständigkeit

Die Frage größtmöglicher Selbststän-
digkeit des behinderten Angehörigen
war und ist für einige Familien sehr
wichtig, und sie arbeiteten bereits in-
tensiv daran. Anregungen waren hier
sehr willkommen. Manchmal wurde
schon der Anruf zur Terminvereinba-
rung als Anstoß genommen, die Selbst-
ständigkeit des behinderten Menschen
mehr in den Blick zu nehmen und zu
fördern. 

Mit einer Mutter kam das Thema
Selbstständigkeit beim ersten Telefonat,
das in erster Linie der Terminabsprache
für das Erstgespräch mit der Familie
diente, zur Sprache. Bisher hatten sie
und ihr Mann ihrer 40-jährigen Tochter
zu Hause viel abgenommen. Außer
kleinen Handreichungen beim Tischde-
cken hatte sie keine Aufgaben. Vieles
schien sie nicht zu können. Nach unse-
rem Telefonat besprach die Mutter mit
ihrer Tochter die Idee, ihr einige prakti-
sche Dinge im Haushalt beizubringen. 

Als das gemeinsame Gespräch mit der
Familie einige Wochen später stattfand,
hatte die Tochter begonnen, den
Umgang mit der Wäsche zu lernen und
die ersten Kochversuche gemacht. Sie
war sehr motiviert und hatte nach Ein-
schätzung der Mutter sichtlich an
Selbstbewusstsein gewonnen. Die gan-
ze Familie war sehr zufrieden mit der
Entwicklung und wollte daran weiter-
arbeiten. Die Erörterung der Option
einer ambulanten Wohnbegleitung im
gemeinsamen Gespräch förderte die
Motivation der Beteiligten zusätzlich.
Die behinderte Frau entschloss sich,
möglichst viel zu lernen, damit sie ihren
Wunsch, in der elterlichen Wohnung zu
bleiben und dort ambulant begleitet zu
werden, besser umsetzen kann (vgl.
FEURER & VAN EICKELS 2010, 32).

In anderen Familien wurde vor allem
die Fürsorge in den Vordergrund
gestellt. Das hatte nur teilweise mit der
Schwere der Behinderung zu tun oder
der Fähigkeit des Menschen mit Behin-

derung, sich sprachlich zu äußern. In
vielen Begegnungen im Rahmen des
Projektes zeigte sich, dass die Eltern
oder Geschwister wenig Zutrauen in
die Fähigkeiten und Entwicklungsmög-
lichkeiten der behinderten Familienan-
gehörigen hatten. Ein Satz, der oft zu
Beginn eines Gesprächs fiel, war:
„Er/sie kann gar nichts“. 

Teilweise ließen sich defizitäre Sicht-
weisen während des Beratungsprozes-
ses aufbrechen oder zumindest aufwei-
chen. Viele Familien entdeckten neue
Möglichkeiten und entschlossen sich,
in diese Richtung weiterzugehen. Man-
che nützten dazu die Unterstützung
von KOMPASS. 

Wohnen mit ambulanter Begleitung
als Möglichkeit

Erstaunlich vielen Familien war nicht
bekannt, dass es die Möglichkeit ambu-
lanter Wohn-Begleitung gibt, oder sie
hatten sehr unklare Vorstellungen
davon. Stellte sich zudem das Wohnen
in einem Wohnheim nicht als angemes-
sene oder gewünschte Wohnform dar,
führte dieses Wissensdefizit bei einigen
Familien dazu, dass das Thema
Zukunft weitgehend ausgeblendet wur-
de. Hier hatte KOMPASS die Aufgabe,
zu informieren und gemeinsam mit den
Familien Lösungsstrategien zu entwi-
ckeln. Einige dieser Prozesse erforder-
ten viel Fingerspitzengefühl und die
Bereitschaft, die Familien ggf. über
Monate oder Jahre zu begleiten.

Bewertung des Auszugs als Abschie-
ben des behinderten Angehörigen

Viele Eltern oder Angehörige verbinden
mit dem Gedanken an den Auszug ihrer
behinderten Angehörigen ein Abschie-
ben oder ein Scheitern. Bekannte und
Verwandte tragen oft zu dieser Sicht-
weise bei. Nur wenige Eltern, beson-
ders jüngere, sahen den Auszug als
etwas Normales, das in der Regel bei
jungen Erwachsenen zwischen 20 und
30 Jahren stattfindet, unabhängig von
einer Behinderung. 

In allen Generationen scheint es für
Eltern besonders schwierig zu sein, sich
mit einem möglichen Auszug ihres Soh-
nes oder ihrer Tochter zu befassen,
wenn diese eine schwere geistige oder
mehrfache Behinderung haben. Die
Vorstellung, einen Menschen, der in
allen Bereichen auf Unterstützung an-
gewiesen ist, in fremde Hände zu ge-
ben, ist für viele Familien nur denkbar,
wenn es nicht mehr anders geht. Dabei
gehen die Eltern häufig bis an die
äußerste Grenze ihrer Belastbarkeit und
leisten bis ins hohe Alter Erstaunliches. 
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In einem Fall erforderte es mehrere
Telefonate mit verschiedenen Famili-
enmitgliedern über einen längeren
Zeitraum, bevor ein gemeinsames Ge-
spräch möglich wurde. Aus Angst,
sich gegenseitig zu beunruhigen, trau-
ten sich die Mutter und die Schwester
der behinderten Frau nicht, miteinan-
der zu sprechen, machten sich aber
beide Sorgen. Letztlich waren alle
froh über die Klärung, die die Familie
von dem Druck der Ungewissheit
befreit hat. Die Frau wird aller Vor-
aussicht nach in der Wohnung blei-
ben und dort ambulant begleitet wer-
den. Ihre Schwester wird die rechtli-
che Betreuung übernehmen (vgl.
FEURER & VAN EICKELS 2010, 29).

Bei einigen Familien war beim ersten
telefonischen Kontakt ein deutliches
Misstrauen zu spüren, das sich im Ver-
lauf des persönlichen Gesprächs meist
reduzierte oder ganz legte. Manchmal
waren mehrere Anläufe nötig, bis ein
Gespräch zustande kam. Nur die
erwähnten drei Familien lehnten ein
Gespräch mit KOMPASS explizit ab. In
einigen Fällen blieb es bei einem aus-
führlichen Telefonat, weil die Familie
keinen Besuch wünschte. 

Schwerpunkthemen der Beratung

Zukunftsplanung

Zentrales Thema, weil Ausgangspunkt
für den Besuch von KOMPASS, war die
Frage, wie es für den behinderten Men-
schen weitergehen würde, wenn die
Eltern nicht mehr leben oder die nötige
Unterstützung nicht mehr würden leis-
ten können. Der Bereich Wohnen
stand, wie zu erwarten, im Vorder-
grund, aber auch Fragen der Freizeitge-
staltung und finanzielle Aspekte. 

Rechtliche Betreuung

Der Informationsstand der Familien
zum Thema Rechtliche Betreuung war
sehr unterschiedlich. Rund zwei Drittel



Es muss davon ausgegangen werden,
dass sich Notaufnahmen in Wohnange-
bote auch in Zukunft nicht ganz ver-
meiden lassen werden. Vermutlich
kann die Zahl aber durch rechtzeitiges
Zugehen auf die Familien reduziert
werden.

Informationsweitergabe

Hauptthemen waren dabei:

> familienunterstützende Angebote
> Freizeitmöglichkeiten vor Ort
> finanzielle Belange (Kosten der Wohn-
begleitung, Rente, Grundsicherung,
Unterhaltspflicht etc.)

Besondere Herausforderungen

Sich widersprechende Vorstellungen
über das zukünftige Wohnen

Es kam mehrmals vor, dass die behin-
derten Menschen im Hinblick auf ihre
Zukunft andere Wünsche äußerten als
ihre Angehörigen, z. B. was den Zeit-
punkt des Auszugs oder die Wohnform
betraf.

Bei einem großen Teil der zur Ziel-
gruppe gehörenden Menschen ging es
um die Bedarfe, die aufgrund der
Altersentwicklung auf das Hilfesystem
– und damit auch auf den Leistungsträ-
ger – zukommen. Der Zeitpunkt des
Unterstützungsbedarfs hängt hier in
hohem Maß davon ab, wann die Ange-
hörigen die Unterstützung nicht mehr
leisten können, und ist schwer planbar.

Bei den jüngeren Jahrgängen behin-
derter Menschen zeichnet sich ein
anderes Bild ab. Die Einschätzung der
Möglichkeiten und Fähigkeiten von
Menschen mit Behinderung hat sich
verändert. Ihr Recht auf eigene Wün-
sche wird selbstverständlicher genom-
men, ein früherer Auszug ist eher Usus. 

Aufsuchende Beratung

Das Zugehen auf die Familien war ein
entscheidender Faktor bei KOMPASS.
Wie sich in den Gesprächen heraus-
stellte, waren die Angehörigen in der
Regel so von ihrem durch die Beglei-
tung des behinderten Menschen
bestimmten Alltag in Beschlag genom-
men, dass sie nicht von sich aus einen
Beratungsdienst aufgesucht hätten.

Zudem fehlte ihnen eine Anlaufstelle.
Sie begrüßten in der Mehrheit das
Angebot einer Beratung vor Ort und
waren dankbar für den Anstoß von
außen, der sie veranlasste, die ungelieb-
ten Fragen nach der Zukunft in den
Blick zu nehmen und nach Lösungen
zu suchen.

Soforthilfe – KOMPASS als Anlauf-
stelle bei Fragen oder in Krisen

Ein gutes Drittel der Familien (38 %)
nahm das Angebot in Anspruch, sich
bei KOMPASS nach dem Erstgespräch
weitere Unterstützung zu holen. Beim
größeren Teil dieser Familien be-
schränkte sich diese Beratung auf ein
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In einem Fall wünschte sich ein Be-
schäftigter der WfbM einige Zeit nach
dem Erstgespräch, das zusammen mit
den Eltern stattfand, ein Einzelge-
spräch. Er habe noch nicht ganz ver-
standen, wie das sei mit dem Wohnen.
Seine Eltern wollten nicht, dass er
ausziehe. Er selbst wolle aber gern mit
seiner Freundin zusammenziehen.

Die umgekehrte Situation ergab sich
bei einem Mann Anfang 40. Hier fän-
den die Eltern es gut, wenn er auszie-
hen und eigenständiger leben würde,
während er selbst es zu Hause schön
findet und das im Moment auf keinen
Fall will.

Soweit möglich vermittelte KOM-
PASS zwischen den Familienmitglie-
dern und bot Begleitung bei der Ent-
scheidungsfindung an. In Einzelfällen,
in denen eine Übereinstimmung nicht
erreicht werden konnte, verhalf KOM-
PASS dem Menschen mit Behinderung
dazu, seinen Lebensentwurf ohne Ein-
willigung der Eltern oder Angehörigen
umzusetzen. 

Bei einer Frau, Anfang 20, war das
der Fall. Sie berichtete im Einzel-
Gespräch, dass sie Angst vor ihrer
rechtlichen Betreuerin habe. Diese
behandle sie wie ein kleines Kind,
schreie sie an und nehme sie nicht
ernst. Zu dieser Zeit wohnte sie bei

ihrem Vater, der die Betreuerin, eine
Nachbarin, ausgesucht hatte. Sie hatte
sich nicht getraut, dem Vater zu wider-
sprechen. Des Weiteren hatte sie den
Wunsch, allein mit ambulanter Beglei-
tung zu wohnen. Ein gemeinsames Ge-
spräch mit dem Vater und der Betreue-
rin ergab den Eindruck, dass die Be-
treuerin überfordert war und sich so
verhielt, wie die Frau es geschildert hatte. 

Sie bat um Unterstützung beim Wechsel
der Betreuung, worauf das Amtsgericht
informiert und eine Berufsbetreuung
angeregt wurde. Als der Vater davon
hörte, drohte er seiner Tochter, sie aus
der Wohnung zu werfen, falls sie den
Betreuerwechsel durchsetzen sollte.
Die Richterin des Amtsgerichts fasste
daraufhin den Entschluss, den Betreu-
erwechsel erst offiziell zu machen,
wenn die behinderte Frau eine andere
Wohnmöglichkeit gefunden hätte. Da-
her erfolgte eine Notaufnahme ins Am-
bulant Begleitete Wohnen. Inzwischen
hat sie allein eine Wohnung, in der sie
begleitet wird, und kommt sehr gut
zurecht. Der Vater sieht die Entwick-
lung heute positiv.

Auswertung des Projektes KOMPASS

Ermittlung individueller voraussicht-
licher Unterstützungsbedarfe in
außerfamiliären Wohnformen

Durch die direkte Befragung der Men-
schen mit Behinderung und ihrer Ange-
hörigen wurde in den meisten Fällen
eine konkrete Einschätzung des zu-
künftigen Bedarfs an Alltagsunterstüt-
zung möglich. Es wurde gemeinsam ab-
gewogen, in welcher Wohnform den je-
weiligen Bedarfen und Wünschen des
Menschen mit Behinderung nach aktu-
eller Einschätzung am besten entspro-
chen werden könnte. Daraus ergab sich
zum voraussichtlichen Bedarf an Wohn-
formen folgendes Bild (vgl. Abb. 4).

45% 

19% 22% 

10% 

1% 

3% 

Keine Wohnunterstützung (WU)

Wohnheim (WH)

Ambulantes Betreutes Wohnen
(ABW)

ABW oder WH

ABW oder keine WU

ABW, WH oder keine WU

N = 195 Personen

Abb. 4: Voraussichtlicher Bedarf an Wohnformen (FEURER & VAN EICKELS
2010, 25)



kurzes Telefonat oder Gespräch, in dem
die anstehenden Fragen geklärt werden
konnten. Krisenintervention war bei
zwölf Familien erforderlich. 

Resümee 

Der aufsuchende familienberatende
Dienst hat sich aus Sicht der Leistungs-
erbringer und des Leistungsträgers zu
einem wichtigen Baustein im Hilfesys-
tem der Eingliederungshilfe für erwach-
sene Menschen mit geistiger und/oder
mehrfacher Behinderung und ihre Fa-
milien in Karlsruhe entwickelt. Die
Projektergebnisse stimmen mit den
Ergebnissen vorliegender Studien über-
ein und erweitern sie: Das Konzept der
aufsuchenden Beratung hat sich als
ausgesprochen sinnvoll erwiesen. Ein
wichtiges Ergebnis der Erfassung der
Wohnbedarfe ist, dass annähernd die
Hälfte der Menschen mit Behinderung,
die noch bei Angehörigen wohnen,
voraussichtlich Ambulante Wohnbe-
gleitung benötigen wird. Das ist ein
deutlich höherer Prozentsatz, als der
Leistungsträger erwartet hatte. Sicher-
lich wird dieses Ergebnis auch dadurch
beeinflusst, dass in Karlsruhe in diesem
Bereich eine gute Angebotsstruktur be-
steht: Es gibt mehrere Anbieter, die
ambulante Wohnbegleitung in unter-
schiedlichen Variationen (Einzelwoh-
nen, Paarwohnen, Wohngemeinschaft)
umsetzen. 

In vielen Familien ist durch die
KOMPASS-Beratung das Bewusstsein
gewachsen, dass es gilt, die Entwick-
lungsmöglichkeiten des Menschen mit
Behinderung zu fördern. Je mehr
Selbstständigkeit jemand entwickelt
und je mehr er an Alltagsbewältigung
lernt, während er in der Familie lebt,
desto besser kann der Übergang in
weitgehend eigenständiges, außerfami-
liäres Wohnen mit größtmöglicher
Selbstbestimmung gelingen. Dies Ziel
sollte in jeder Wohnform im Rahmen
der Möglichkeiten angestrebt werden.
Wünschenswert ist eine große Vielfalt
an Wohnformen, die sich an den indivi-
duellen Bedarfen der Menschen mit
Behinderung orientiert. Es bleibt we-
sentliche Aufgabe von KOMPASS, die
Familien auf ihren Entwicklungswegen
zu begleiten und zu ermutigen und
ihnen eine verlässliche Anlaufstelle zu
bieten.
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Für die Inklusion von Menschen mit
Behinderung setzt die seit 2009

auch in Deutschland geltende UN-
Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung (BRK) wegwei-
sende Maßstäbe der Umsetzung. Von
besonderer Relevanz für die Umsetzung
ist hier Artikel 19 der BRK, der Mög-
lichkeiten umfassender Teilhabe im
Gemeinwesen und zentral ein selbstbe-
stimmtes Leben, eine soziale Einbin-
dung sowie die Unterstützung zur
Umsetzung beinhaltet. 

In der Realität ist eine Teilhabe im
Gemeinwesen – trotz der zunehmen-
den Entwicklung und Verbreitung ge-
meinwesenintegrierter, ambulant unter-
stützter Wohnformen – nach wie vor
defizitär. Insbesondere sind die Ein-
bindung in soziale Netzwerke und 
die Teilhabe an allgemeinen Angeboten
im Gemeinwesen erheblich verbesse-

rungsbedürftig (vgl. LOEKEN & WIN-
DISCH 2008). 

Zur Verbesserung der sozialen Teil-
habe von Menschen mit Behinderung
ist in der Sozialen Arbeit eine an den
individuellen Ressourcen ansetzende
Gemeinwesen- bzw. Sozialraumorien-
tierung erforderlich, in der sich profes-
sionelle Dienstleistungen und bürger-
schaftliches Engagement verbinden
und ergänzen. Hier setzt der Ansatz des
„Circle of Support (COS)“ an (vgl.
KNUST-POTTER 2006), der seinen
Ursprung in der Selbstbestimmt-Leben-
Bewegung von Menschen mit Behinde-
rung in Nordamerika hat. Im Sinne des
Artikels 19 der BRK will er soziale
Unterstützung bei der Entwicklung und
Umsetzung von Vorstellungen zur Teil-
habe im Gemeinwesen durch informel-
le Kleinstnetzwerke auf der Basis von

persönlichem Bedarf, Selbstbestimmung
und Gleichberechtigung ermöglichen. 

COS-Gruppen entstanden ab 1998
in Dortmund und ab 2007 in Kassel mit
Studierenden und daran interessierten
behinderten Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf (Fokuspersonen) modell-
haft für eine gemeinwesen- bzw. sozial-
raumorientierte Praxis Sozialer Arbeit
unter dem Dach der Hochschulausbil-
dung von Sozialarbeiter(inne)n und
Sozialpädagog(inn)en. Der COS-An-
satz verbindet die Möglichkeiten, von-
einander zu lernen und soziale Hand-
lungskompetenzen zu erwerben. Die
Studierenden erwerben Fähigkeiten
inklusiver und ressourcenorientierter
Unterstützung, während die Fokusper-
sonen lernen, eigene Vorstellungen
sozialer Teilhabe und Selbstvertretung
über praktische Erfahrungen im Alltag
zu entwickeln. 

Auf welchen konzeptuellen Überle-
gungen die COS-Gruppen in Kassel
und Dortmund basieren und welche
Erfahrungen wie auch Nutzenwirkun-
gen mit ihnen einhergehen, ist Gegen-
stand des Beitrags. Methodisch bauen
Aussagen zu Erfahrungen und Wirkun-
gen, die sich mit den COS-Gruppen
verbinden, auf Ergebnissen einer explo-
rativen Form der Selbstevaluation
durch COS-Teilnehmende anhand von
Beobachtungsprotokollen (unstruktu-
rierte, teilnehmende Beobachtung),
praxisbezogenen Reflexionen und leit-
fadengestützten bzw. fokussierten In-
terviews mit behinderten Fokusperso-
nen für den Zeitraum 2008 bis 2009
auf. Der Zeitraum 2004 bis 2007 wurde
von KIRSCHNIOK (2010) dezidiert
analysiert.

COS als Medium für Selbstbestim-
mung, Empowerment und Inklusion 

Die Idee des COS ist in den 1980er Jah-
ren in Kanada entstanden und hat sich
rasch über die USA besonders in Groß-
britannien im Kontext von Indepen-
dent Living und Community Care/
Community Living zur Unterstützung
eines nicht institutionalisierten und
selbstbestimmten Lebens verbreitet. 

Wenn sich auch mit ihr unterschied-
liche Orientierungen und Arbeitsfor-
men verbinden (vgl. KNUST-POTTER
1998), ist die Grundidee folgende: Auf
Wunsch einer Person mit Behinderung
bildet sich ein Kreis von Menschen mit
dem Ziel, sich mit ihr als Fokusperson
gemeinsam regelmäßig zu treffen und
diese dabei zu unterstützen, von ihr
selbst bestimmte Ziele und persönliche
Lebensvorstellungen zu erreichen. Grün-
de für COS können ganz unterschied-
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| KURZFASSUNG Circles of Support (COS) sind kleine Unterstützerkreise, die zur Teilha-
be von Menschen mit Behinderung am Gemeinwesen beitragen sollen. Modellhaft wer-
den sie in Dortmund und Kassel im Rahmen der Studiengänge Soziale Arbeit umgesetzt.
Sie bestehen aus einer Person mit Behinderung (Fokusperson/Hauptperson) und zwei bis
vier Studierenden. Die COS-Mitglieder treffen sich regelmäßig und unternehmen ge-
meinsame Aktivitäten. Als Wirkungen sind im Ergebnis festzuhalten: Zum einen machen
die Fokuspersonen Erfahrungen, die sonst in der Familie oder unter institutionellen
Bedingungen oft so nicht möglich sind. Zum anderen lernen Studierende, ihre eigenen
und andere Handlungen kritisch einzuschätzen und sich anhand der praktischen Erfah-
rungen mit Fragen der Teilhabe, Selbstbestimmung und Fremdbestimmung sowie Ohn-
macht auseinanderzusetzen. 

| ABSTRACT Circles of Support as Social Networks and Chances for Inclusion.
Circles of Support (COS) are small supporter’s circles which should contribute to the par-
ticipation of people with disabilities in the community. They are implemented on a model
basis in Dortmund and Kassel within the courses of studies of social work. They consist
of a person with disabilities (focus person/central figure) and two to four students. The
members meet regularly and undertake common activities. As a result it can be stated,
that on the one hand the focus persons gain experiences which are not possible for them
in family settings or under institutional conditions. On the other hand students learn 
to estimate her own and other actions critically and to deal with questions of partici-
pation, self-determination and external determination as well as powerlessness by practi-
cal experiences.

Circles of Support als soziale 
Netzwerke und Chance zur Inklusion 

Evemarie Knust-Potter Matthias Windisch



lich sein: von Herausforderungen im
Alltag, Freizeitaktivitäten, Berufs- und
Lernsituationen bis hin zu Spezialinte-
ressen. Als informelle, soziale Mikro-
netzwerke können sich die COS aus
Personen mit unterschiedlicher sozialer
Nähe zur Fokusperson zusammenset-
zen. Bei ihnen kann es sich um Famili-
enmitglieder, Nachbarn und Freunde
der Fokusperson sowie um andere Mit-
glieder eines Gemeinwesens handeln,
die in der Regel für ihr Engagement
nicht bezahlt werden. Die Beteiligung
im COS ist freiwillig und dadurch moti-
viert, dass die Fokusperson für die
COS-Mitglieder wichtig ist. Ein COS ist
nicht nur für die Fokusperson förder-
lich, sondern für alle Teilnehmenden.
COS ist darauf gerichtet, keine Abhän-
gigkeiten zu verstärken, wie es oft in
traditionellen Settings der Fall ist.
Nicht ein System sozialer Dienstleis-
tungen mit seinen strukturellen Anfor-
derungen, sondern der Mensch steht im
Mittelpunkt von COS und ein Lernen
voneinander sowie das Herstellen und
Erhalten von reziproken Beziehungen,
auf deren Basis Unterstützung und
gegenseitiger Austausch ermöglicht
wird. Auf diese Weise können Stärken

und Fähigkeiten sich potenzieren sowie
Schwächen durch die gemeinsamen
Kompetenzen der Gruppe kompensiert
werden. 

Als Leitgedanken liegen dem COS
Selbstbestimmung, Selbstvertretung,
Empowerment und Inklusion zugrun-
de. Für die Umsetzung sozialer Teilhabe
in die Praxis, zu der COS einen wichti-
gen Beitrag leisten kann, sind nach
O’Brien fünf Basiselemente ausschlag-
gebend (vgl. KNUST-POTTER 2006):

> Präsenz im Gemeinwesen,
> Partizipation im und Teilhabe am
Gemeinwesen, 

> Wahl- und Handlungsmöglichkeiten, 
> Kompetenzen- und Ressourcenorien-
tierung,

> Status und Respekt. 

Je nach Ziel- und Aufgabenorientie-
rung können die COS in unterschiedli-
chen sozialen Kontexten angesiedelt
sein und die Fokuspersonen in ver-
schiedensten Lebensbereichen wie All-
tag, Freizeit, Schule und Ausbildung

oder im Rahmen von Arbeit und Beruf
unterstützen. 

In Deutschland spielen die als
Unterstützerkreise bezeichneten COS
bisher auch in Verbindung mit der Per-
sönlichen Zukunftsplanung von Men-
schen mit Behinderung eine große Rol-
le (vgl. z. B. DOOSE 1999; BOBAN
2003; HINZ 2005). In Großbritannien
können sich behinderte Menschen und
ihre Angehörigen seit 1994 an die
nationale Circles-Network-Organisati-
on mit verschiedenen regionalen Pro-
jekten wenden (vgl. Circles Network
2010), um dort Unterstützung und Hil-
fen bei der Bildung eines COS für die
Stärkung von Ressourcen und Kompe-
tenzen (Empowerment) und zur Ver-
besserung sozialer Teilhabe zu finden.

Die Bedingungen und Möglichkei-
ten von Selbstbestimmung, Empower-
ment und sozialer Teilhabe bei Behin-
derung durch das COS-Modell zu ver-
bessern, ist ebenfalls das Ziel der
modellhaft kooperierenden Theorie-
Praxis-Projekte im Rahmen des Studi-
ums der Sozialen Arbeit in Dortmund
und Kassel. 

Organisationsform und praktische
Umsetzung der COS in Dortmund 
und Kassel 

Der professionelle und sozialpolitische
Paradigmenwechsel von der Marginali-
sierung zur Inklusion spiegelt sich in
der Forderung nach „ambulant vor sta-
tionär“ auf lokaler Ebene bis in die glo-
bale Ebene der BRK wider. Eine daran
orientierte Qualifizierung und Kom-
petenzvermittlung für professionelle
Fachkräfte zu verankern, die vor Ort
mit Menschen mit Behinderung und
Unterstützungsbedarf arbeiten und
gesellschaftliche Bewusstseinsbildungs-
prozesse initiieren, ist zentrale Aufgabe
der Hochschulausbildung. Es gilt dem
erforderlichen und sich allmählich voll-
ziehenden Wandel von Rollen und 
Rollenverständnissen in den sozialen
Diensten im Rahmen der Behinderten-
hilfe vom „Betreuer zum Begleiter“
(HÄHNER u. a. 2006) angemessen Rech-
nung zu tragen. Dieser Wandel beinhal-
tet neue Herausforderungen und zu-
gleich auch neue Gefahren. Hochschul-
ausbildungen sind entsprechend der

neuen Anforderungen umzugestalten
und Leitbilder der professionellen Un-
terstützung auf dem Weg zu Selbstbe-
stimmung und sozialen Teilhabe im
Gemeinwesen aufzunehmen. Dies er-
fordert ein Verständnis für die Koope-
ration mit Ressourcen aus dem Bürger-
engagement und gleichzeitige kritische
Reflexion und Bewusstheit hinsichtlich
der damit verbundenen Probleme und
Gefahren. 

Mit Problemen und Gefahren ist z. B.
ein „Ambulant-vor-stationär-Denkmus-
ter“ gemeint, das davon ausgeht, dass
ein Umzug von der ausgrenzenden
Institutionsunterbringung in das Ge-
meinwesen genügt, ohne ein angemes-
senes formelles und informelles Dienst-
leistungssystem zu installieren (vgl.
KNUST-POTTER 1998). Um diesen fa-
talen Irrtümern entgegenzutreten, hat
auch die Hochschulausbildung für die
Soziale Arbeit mit behinderten Men-
schen zu gewährleisten, dass sich Fach-
kräfte der Komplexität des Inklusions-
ansatzes und der Herausforderungen
im Gemeinwesen bewusst sind und
dass sie mit den zusätzlichen erforderli-
chen Kompetenzen ausgestattet wer-
den, d. h. auch, dass sie über ein kriti-
sches Bewusstsein für die Ambivalen-
zen in der zweifelsohne erstrebens-
werten und alternativlosen Ambulant-
vor-stationär-Entwicklung verfügen. Die
Initiierung und Installation von COS-
Gruppen im Rahmen von Theorie-Pra-
xis-Projekten als ein Bestandteil des
Studiums der Sozialen Arbeit an den
Hochschulen in Dortmund und Kassel
zielt darauf ab, dazu einen Beitrag zu
leisten. Ebenso geht es darum, modell-
haft für die Praxis der Sozialen Arbeit
bei Behinderung einen Weg aufzuzei-
gen, auf welche Weise die Teilhabe von
Menschen mit Behinderung im Ge-
meinwesen verbessert werden kann. 

Auf Wunsch von Menschen mit
Autismus und kognitiven Beeinträchti-
gungen schließen sich zwei bis vier Stu-
dierende jeweils mit einer Fokusperson
zu einem COS für jeweils ein akademi-
sches Jahr zusammen, um sich regelmä-
ßig zu gemeinsamen Aktivitäten zu tref-
fen – durchschnittlich einmal in der
Woche in Dortmund und zweimal im
Monat in Kassel für mehrere Stunden.
Die Kontakte werden entweder in Ko-
operation mit ambulanten Diensten
vermittelt oder die potenziellen Fokus-
personen oder ihre Familien nehmen
direkt Kontakt zur Hochschule auf. Zu
Beginn bietet eine Auftaktveranstaltung
die Gelegenheit, sich gegenseitig ken-
nen zu lernen und als COS-Kleingrup-
pen zusammenzufinden. Ihre Aktivitä-
ten umfassen ein sehr breites Spektrum
der Alltagsgestaltung: von Freizeit- und
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Bildungsaktivitäten bis hin zum Stu-
dienabschluss.

Die Kernfunktionen der COS sind: 

> Artikulation von Wünschen, Zielen
und Visionen durch die Fokusperson,

> Ermöglichung und Verbesserung der
Einflussnahme der Fokusperson auf
das eigene Leben und die Alltagsge-
staltung,

> Aufbau, Erhalt und Erweiterung per-
sönlicher Netzwerke,

> gemeinsame Aktivitäten im Gemein-
wesen und Erfahrung damit verbun-
dener sozialer Interaktionen im
öffentlichen Raum,

> Verbesserung von Kontakten zur All-
tags- und Freizeitgestaltung,

> Ergänzung bzw. Erweiterung profes-
sioneller Unterstützung sowie Aus-
bau des Spektrums sozialer Erfahrun-
gen und Handlungskompetenzen. 

Methodische Elemente sind z. B. (vgl.
DOOSE & GÖBEL 1999; KNUST-
POTTER 1998 und 2006; LOEKEN &
WINDISCH 2009): 

> Ausgangslage der COS-Teilnehmen-
den verstehen, 

> Erstellen einer Netzwerkkarte bzw.
Netzwerkübersicht (relationship
map) zum Kennenlernen, 

> Aktivitätsplanung (activity plan –
Wünsche und Ziele der Fokusperson,
ihre Stärken und Fähigkeiten ver-
deutlichen, Schritte zur Umsetzung
von Wünschen bzw. Aktivitäten fest-
legen), 

> Zukunftsplanung (future plan – Um-
setzung von Wünschen und Zielen
der Fokusperson nach Prioritäten
und zeitlichen Phasen ordnen, situa-
tiv anpassen und evaluieren) und 

> Mapping (Visualisierung der Alltags-
wahrnehmung durch unterschiedli-
che Medien).

Durch die unmittelbaren Kontakte
im Gemeinwesen und als Rollenvorbild
können die COS Möglichkeiten für
inklusive Bedingungen schaffen.

Gekoppelt an wöchentliche beglei-
tende Theorie-Praxis-Seminare und
Reflexionstreffen in den Hochschulen,
Kooperationen mit professionellen Per-
sonen von kooperierenden ambulanten
Diensten und individuellen wöchentli-
chen Erfahrungs- und Evaluationsbe-
richten eröffnen sich den Studierenden
in den COS komplexe Möglichkeiten
zur situationsorientierten Theorie- und
Methodenaneignung bzw. Entwicklung
beruflicher Kompetenzen in Orientie-
rung an Paradigmen personenorientier-
ter, respektvoller und an den Ressour-
cen des Gegenübers ansetzenden Inter-

ventionen, die Empowerment und In-
klusion fokussieren. Studierende, die
ihre professionellen Grundhaltungen in
dieser Intensität und Komplexität er-
werben, laufen weniger Gefahr, sich
Strukturen von Fremdbestimmung und
Defizitorientierung kritiklos unterzu-
ordnen. 

Erfahrungen und Wirkungen durch
COS

Die Aussagen zu Erfahrungen und Wir-
kungen im Rahmen der COS-Praxis
beziehen sich auf die Sichtweisen der
COS-Teilnehmenden, Studierenden und
Fokuspersonen mit Behinderungen in
den Jahren 2008 und 2009. 

Beteiligt waren in diesem Zeitraum
44 Studierende und acht Fokusperso-
nen mit sog. geistigen und körperlichen
Behinderungen im Alter von 25 bis
über 50 Jahren in Kassel sowie 35 Stu-
dierende und acht Fokuspersonen mit
primär im autistischen Spektrum veror-
teten Differenzen (ASD) im Alter von
18 bis 32 Jahren in Dortmund. Wäh-
rend die Studierenden zeitlich begrenzt
auf jeweils ein Jahr (2008 bzw. 2009) an
den COS teilnahmen, erstreckte sich
der Teilnahmezeitraum für die Fokus-
personen auf beide Jahre (mit zwei Aus-
nahmen). 

Die Aktivitäten der Unterstützer-
kreise umfassten das gesamte Spektrum
der Alltagsgestaltung. Im Wesentlichen
konzentrierten sie sich auf Freizeit- und
Bildungsaktivitäten. Ebenfalls beinhal-
teten sie Prozesse des gegenseitigen
Kennenlernens und die Verständigung
bzw. Planung in Bezug auf die gemein-
samen Aktivitäten, deren Auswahl und
Gestaltung in erster Linie an den Be-
dürfnissen und Interessen der Fokus-
personen anknüpften.

So fiel z. B. einem Unterstützerkreis
aus Kassel mit einer älteren, allein
lebenden und sozial wenig eingebunde-
nen Fokusperson mit kognitiver Beein-
trächtigung in einer ländlichen Ge-
meinde die Aufgabe zu, ihre Freizeit
mitzugestalten und ihr persönliches
Netzwerk zu erweitern. Vornehmlich
an Wochenenden unternahm dieser
Unterstützerkreis gemeinsam geplante
größere Ausflüge zu verschiedenen Se-

henswürdigkeiten im ländlichen Um-
kreis und in eine nahe gelegenen Stadt,
zu denen die Fokusperson seit langer
Zeit wieder einmal gern wollte, aber
aufgrund einer psychisch bedingten
Mobilitätseinschränkung, von Orientie-
rungsproblemen und fehlender erfor-
derlicher Begleitung allein nicht hinge-
langen konnte. Zugleich bot der Unter-
stützerkreis ein kleines persönliches
Netzwerk, in dessen Rahmen sich die
Fokusperson trotz erheblicher verbal-
kommunikativer Einschränkungen ent-
sprechend ihrer Möglichkeiten über
persönliche Dinge austauschen konnte
sowie sich emotional wohl und respek-
tiert zu fühlen schien. Im Ergebnis
eines fokussierten Interviews mit ihr,
gestützt mit unterschiedlichen, teils
visualisierenden Medien, verdeutlicht
sich eine inklusionsfördernde Bedeu-
tung des COS. Der Unterstützerkreis
wird von der Fokusperson dem Frei-
zeitbereich zugeordnet und es deutet
sich an, dass ihr dessen soziale Funkti-
on bewusst ist. In diesem Zusammen-
hang wird COS als Medium angesehen,
dass der „Langeweile“ entgegenwirkt
und soziale Teilhabe ermöglicht. Auch
die studentischen COS-Teilnehmerin-
nen profitierten nach ihren Selbstein-
schätzungen durch die Interaktionser-
fahrungen auf „gleicher Augenhöhe“ in
vielfältiger Weise. Insbesondere sam-

melten sie Erfahrungen im sensiblen
Umgang mit Verschiedenheit und einer
differierenden Lebenswelt, mit Leichter
Sprache und z. T. mit der Verwendung
nonverbaler Verständigungsmöglich-
keiten sowie mit der Bedeutung von
Zurückhaltung und Zuhören für eine
gelingende partnerschaftliche Kommu-
nikation und Kooperation bei der Pla-
nung und Umsetzung von Aktivitäten. 

Ein weiteres Fallbeispiel für einen
Unterstützerkreis mit einer jungen Frau
mit Asperger-Syndrom in Dortmund
zeigt auf, dass für sie ein Schwerpunkt
auf der sozialen Interaktion lag. Der
Fokusperson, eine 28-jährigen Frau
(Frau K.), ging es darum, sich in für sie
selbst Angst auslösende soziale Situa-
tionen zu begeben und sich mit der
Unterstützung der Gruppe zu trauen,
Grenzen zu überschreiten. Aktivitäten
waren z. B.: 
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> gemeinsam in ein Eiscafé gehen, trotz
des Geräuschpegels einen Eisbecher
bestellen und mit den anderen
gemeinsam „genießen“,

> mit dem Auto unbekannte Strecken
fahren,

> sich gemeinsam einen Film im Kino
ansehen und nicht nur auf DVDs zu
Hause angewiesen zu sein. 

Nachdem das Eisdielenprojekt von
allen als sehr angespannt empfunden
wurde, haben weniger reizüberflutende
Treffen zum Kaffeetrinken in ruhiger
Atmosphäre und Einkaufen in einem
zwar reizintensiven und belebten, aber
mehr anonymen Umfeld stattgefunden.
Die vorbereitende Kommunikation für
die gemeinsamen Treffen lief in der
Regel über E-Mails und SMS. Im Laufe
der Zeit entwickelte sich eine rege
Kommunikation über diese Medien, die
auch andere Fragen zu sozialen Situa-
tionen und Verhaltensweisen beinhal-
teten. Für Frau K. wurde es immer
wichtiger zu erfahren, wie die anderen
sich in bestimmten Alltagssituationen
verhalten. Eine Studentin stellt in
ihrem Zwischenbericht fest: „Ich war
oft eine Art Informationsquelle für
soziale Interaktion, die Frau K. sehr
ausgiebig nutzte.“ Eine andere Studen-
tin bemerkt in einer Reflexion: „Ich
lernte immer besser die differente
Wahrnehmung der Welt von Frau K.
kennen und verstehen und Frau K.
lernte die für sie differente Wahrneh-
mung der Welt von ‚neurotypischen’
Menschen, wie sie uns bezeichnet, ken-
nen. Ich bin beeindruckt von ihrer
Fähigkeit, Details wahrzunehmen und
einmal gefahrene Strecken und gelaufe-
ne Wege wieder zu finden.“ 

Ein fokussiertes Interview mit Frau K.
war nicht mündlich, auf direktem Wege
möglich, sondern primär über E-Mail.
Für sie sind die Treffen in der COS-
Gruppe wichtig, um über ihre Grenzen
zu gelangen. Sie findet COS gut, auch
wenn die Studierenden jedes Jahr wech-
seln: „Es sind immer nette Leute.“ 

Die Problematik des jährlichen Wech-
sels ist allerdings ein wichtiges Thema,
das immer wieder Bestandteil von Refle-
xionsgesprächen ist, auch mit den
Fokuspersonen. Allerdings gilt es hierbei
zu berücksichtigen, dass es sich bei den
COS nicht um „Circles of Friends“ han-
delt, sondern eher um eine Ebene von
Bekanntschaft mit dem gemeinsamen
Interesse, sich zu treffen, etwas Gemein-
sames zu unternehmen und miteinander
und voneinander zu lernen.

Fazit

Im Kern der Interviewaussagen von Fo-
kuspersonen mit Behinderungen und
der selbstevaluativen Ergebnisse der
studentischen COS-Teilnehmerinnen
haben die Akteure aus den Erfahrungen
in den COS-Gruppen Folgendes mitge-
nommen: 

> Es gab Erfahrungen von gelungener,
aber auch nicht gelungener Kommu-
nikation und Verständigung in kom-
plexen Alltagssituationen. 

> Abbau von Ängsten und Überwin-
dung eigener Unsicherheiten, Äuße-
rungen von Wünschen und Interes-
sen, eigene Entscheidungen und Ver-
antwortungsübernahme wurden er-
möglicht. 

> Eine Erweiterung des persönlichen
Netzwerkes mit Gleichgesinnten er-
folgte durch COS, Unternehmungen
fanden z. B. ohne Mutter, Therapeu-
tin und professionelle Begleitung statt.

> Es wurden Mobilitätsbarrieren als
Herausforderung reflektiert, die Mo-
bilität gesteigert und Kontakte zu
Menschen mit und ohne Beeinträch-
tigungen aufgenommen.

> Gruppenprozesse, Zuverlässigkeit und
Kooperation wurden sukzessive er-
weitert. 

> Gegenseitige Einblicke in unter-
schiedliche Lebenswelten wurden
ebenso als positive Erfahrung heraus-
gestellt wie die Veränderung des Bil-
des von Menschen mit und ohne
Behinderung. 

> Gegenseitige Unterstützung, Sensibi-
lisierung von Wahrnehmung und die
Auseinandersetzung mit Nähe-Dis-
tanz-Problemen wurden gefördert. 

Als wichtige Elemente des COS-
Ansatzes wurden von allen Studieren-
den die Verzahnung der Praxiserfah-
rungen im Gemeinwesen, das gemein-
same Lernen mit der Fokusperson und
die theoretisch-kritische Reflexion der
Erfahrungen im Gemeinweisen an den
Hochschulen genannt.

LITERATUR

BOBAN, Ines (2003): Circles of Support
and Person Centered Planning – Unter-
stützerkreise und Persönliche Zukunftspla-
nung. In: Feuser, Georg (Hg.): Integration
heute – Perspektiven ihrer Weiterentwick-
lung in Theorie und Praxis. Frankfurt a. M.:
Lang, 287–297.
Circles Network (2010): What is Circles
Network? http://www.circlesnetwork.org.
uk/default.htm (abgerufen am 14.05.2010).
DOOSE, Stefan (1999): „I want my
dream!“ In: Kan, Peter van; Doose, Stefan
(Hg.): Zukunftsweisend – Peer Counceling

und Persönliche Zukunftsplanung. Kassel:
bifos, 67–134.
DOOSE, Stefan; GÖBEL, Susanne
(1999): Materialien zur Persönlichen 
Zukunftsplanung. In: Kan, Peter van; 
Doose, Stefan (Hg.): Zukunftsweisend –
Peer Counceling und Persönliche
Zukunftsplanung. Kassel: bifos, 135–199.
HÄHNER, Ulrich u. a. (2006): Vom Be-
treuer zum Begleiter: eine Neuorientie-
rung unter dem Paradigma der Selbstbe-
stimmung. 5. Aufl. Marburg: Lebenshilfe-
Verlag.
HINZ, Andreas (2005): Persönliche
Zukunftsplanung – eine Alternative zur
institutionellen Hilfeplanung. In: Fach-
dienst der Lebenshilfe (3), 1–10.
KIRSCHNIOK, Alina (2010): Circles of
Support. Eine analytische Netzwerkana-
lyse. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwis-
senschaften.
KNUST-POTTER, Evemarie (1998):
Behinderung – Enthinderung. Die Com-
munity Living Bewegung gegen Ausgren-
zung und Fremdbestimmung. Köln: KNI
Paperbacks.
KNUST-POTTER, Evemarie (Hg.) (2006):
Circles of Support. Kleine Netzwerke mit
großer Wirkung. http://www.cos-transna-
tional.net/pdf/5%20dortmund/dortmund
%20report.pdf (abgerufen am 10.05.2010).
LOEKEN, Hiltrud; WINDISCH, Matthias
(2009): Unterstützerkreise (Circles of Sup-
port) als Netzwerkstrategie im ambulan-
ten Unterstützten Wohnen für Menschen
mit Behinderung zur Förderung ihrer Teil-
habe. In: Börner, Simone u. a. (Hg.): Inte-
gration im vierten Jahrzehnt. Bad Heil-
brunn: Klinkhardt, 96–104.

Die Autor(inn)en:

Prof. Dr. Evemarie Knust-Potter

Fachhochschule Dortmund, Fachbereich
Angewandte Sozialwissenschaften, 
Behindertenpädagogik, Inclusion/
Diversity Studies, 44227 Dortmund

knust-potter@fh-dortmund.de 

Dr. Matthias Windisch

Universität Kassel, Fachbereich Human-
wissenschaften, Institut für Sozialwesen,
Fachgebiet Behinderung und Inklusion,
34109 Kassel

windisch@uni-kassel.de

i

@

@

133

PRAXIS UND MANAGEMENT
Circles of Support als soziale Netzwerke und Chance zur Inklusion

Teilhabe 3/2011, Jg. 50



Integration und Inklusion 

Die Vorstellung und Diskussion des im
Folgenden dargestellten Prozesses führ-
te bei Studierenden wiederholt zu der
Frage „Wer wurde wie inkludiert?“.
Doch genau diese Frage steht im Wider-
spruch zum Inklusionsgedanken, sie ist
dem Konzept der Integration verhaftet,
das von einer zuvor separierten oder
zumindest gesondert diagnostizierten
Gruppe von Menschen mit Behinde-
rungen ausgeht (vgl. z. B. HINZ 2004).
Das Konzept der Inklusion nimmt die
jeweilige Gruppe aller Menschen z. B.
in Schule oder Kindertagesstätte in den
Blick. Eine Klassifizierung Einzelner
rückt zugunsten der Heterogenität der
Gruppe in den Hintergrund (vgl.
SCHÄPER 2007, 174). Der Weg der
Inklusion „ersetzt den verengten Fokus
auf das Individuum und sein Verhalten
(…) durch den Blick auf den Zwischen-
raum, auf das, was die Menschen real
verbindet, eben die sie bildenden wie
durch sie gebildete Verhältnisse“ (DE-
DERICH et al. 2006, 8). Dementspre-
chend fokussiert der Index für Inklusi-
on – wie im Folgenden aufgezeigt – nicht
die Situation einzelner Kinder, sondern
die Lage gesamter Institutionen.

Der Index für Inklusion 

Der Index für Inklusion geht auf Über-
legungen in Australien und den USA in
den 1980er Jahren zurück, um den
Stand der Integration eines Kindes in
die Schule zu erfassen. In England wur-
den diese Überlegungen aufgegriffen
und weiterentwickelt. So wurde nicht
mehr nur das einzelne Kind betrachtet,
sondern die inklusive Situation der
gesamten Schule. Es entstand eine
Sammlung von Materialien, die Schu-
len im Prozess der inklusiven Entwick-
lung mit einem Instrument zur Selbstre-
flexion unterstützen: dem Index für
Inklusion. Dieser wurde 1998/99 in
England mit Unterstützung der Regie-
rung an alle Schulen verteilt. Seit 2003
liegt eine deutschsprachige Fassung für
die Schule vor. 

In England wurde nach dem Index
für die Schule auch eine Version für die
Vorschule und für Kindertageseinrich-
tungen entwickelt. Die deutsche Fas-
sung, herausgegeben von der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW), liegt seit 2006 vor und existiert
bereits in einer zweiten, überarbeiteten
Auflage (vgl. Index 2007). Der Index
versteht sich als eine Hilfestellung und

Handreichung für Kindertagesstätten
(im Folgenden: KiTa), um sich auf dem
Weg zu einer inklusiven KiTa zunächst
selbst einzuschätzen und weiterzuent-
wickeln. Ziel ist, in kleinen Schritten
Barrieren für Spiel, Lernen und Partizi-
pation bei jedem Kind zu verringern
und abzubauen. Der Index hilft, in der
KiTa angemessen auf die Vielfalt der
Kinder zu reagieren. Dabei bezieht er
unter inklusivem Blickwinkel nicht nur
das Kind, sondern die Sichtweisen aller
Beteiligter mit ein. Hierzu gehören die
Kinder mit ihren Eltern und Familien,
alle Mitarbeiterinnen der KiTa, Ehren-
amtliche, KiTa-Träger, Fachberatung,
die Bevölkerung des Stadtteils oder der
Gemeinde und dessen Organisationen
und Institutionen. Damit lenkt der In-
dex das Augenmerk auch auf die Ver-
netzung der KiTa mit ihrem Umfeld. Er
zeigt detailliert auf, was Inklusion in al-
len Bereichen der KiTa bedeuten kann.

Die Veröffentlichung eines Kommu-
nalen Index für Inklusion plant die
Montag-Stiftung Jugend und Gesell-
schaft für Oktober 2011 (vgl. Montag-
Stiftungen 2011). Das geplante Hand-
buch „soll als ein wertschätzendes,
mutmachendes Selbstentwicklungs- und
Selbstevaluationsinstrument dienen, das
ein Angebot für Organisationen, Insti-
tutionen und Einrichtungen ist, sich
mit ihren jeweils drängenden Themen
und ihrem Zusammenwirken auf kom-
munaler Ebene insbesondere im Hin-
blick auf die Chancengerechtigkeit aller
zu beschäftigen und damit Inklusion zu
leben“ (ebd.).

Erfahrungen mit dem Index für 
Inklusion

In der deutschsprachigen Fachliteratur
finden sich inzwischen einige Erfah-
rungen mit dem Einsatz des Index für
Inklusion in Schulen. Genannt werden
Schulen in Münster, München, Ham-
burg, Köln und Halle sowie das sich auf
eine ganze Gemeinde beziehende öster-
reichische Inklusionsprojekt in Wiener
Neudorf (vgl. Inklusionspädagogik 2011).

Dagegen scheint die Anwendung des
Index für Inklusion in seiner Version
für Kindertagesstätten im deutschspra-
chigen Raum, wie bereits vermutet,
eher selten zu sein. Bei unserer Recher-
che fanden wir Hinweise auf den Ein-
satz des Index für Inklusion in Kinder-
tagesstätten in Köln und in zwei Kin-
dertagesstätten in Baden-Württemberg
(vgl. IQUAnet 2010; PLATTE 2011).
Auch bei dem komplexen Projekt in
Wiener Neustadt wurde der Index für
Inklusion in der Kindertagesstättenva-
riante verwandt (vgl. Bildungseinrich-
tungen Wiener Neudorfs 2011). 
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Die GEW (2009) stellt fest, dass „die
praktische Umsetzung (…) nur müh-
sam voran kommt“, und es wird über-
legt, ob diese im Vorfeld eher als zusätz-
liche Belastung gesehen wird, neben
dem in den letzten Jahren zunehmen-
den Druck auf Kindertagesstätten, Bil-
dungspläne umzusetzen, sprachliche
und naturwissenschaftliche Kompeten-
zen zu fördern u. a. m.

Neben diesen sicher zutreffenden
Annahmen der GEW vermuten wir,
dass das Instrumentarium des Index für
Inklusion in seiner Komplexität für vie-
le Erzieherinnen zunächst eine wenig
anziehende Wirkung hat. Die Mitarbei-
terinnen der von uns begleiteten Kin-
dertagesstätte sprechen davon, zu Be-
ginn „vor einem Riesenberg“ gestanden
zu haben.

Bei der im Folgenden beschriebenen
Anwendung hat die Heilpädagogin, die
in dieser Regelkindertagesstätte Kinder,
Eltern und Mitarbeiterinnen im Rah-
men von Einzelintegrationsmaßnahmen
berät und fachlich unterstützt, den In-
dex für Inklusion vorgestellt und einge-
führt.

Die Anwendung des Index für Inklu-
sion in einer Regelkindertagesstätte
in Schleswig-Holstein

Die folgende Darstellung spiegelt im
Rahmen der Praxiserprobung erste Er-
fahrungen mit dem Index für Inklusion
in einer Kindertagesstätte wider. Das
Ziel war, den Index mit wissenschaftli-
cher Begleitung in eine Regelkinderta-
gesstätte einzuführen. Das Verfahren
sieht vor, den Entwicklungsprozess in
fünf Phasen zu gestalten (vgl. Abb. 1).
Diese Phasen werden hier kurz vorge-
stellt. Der Index beschreibt anhand 
dieser fünf Phasen sehr detailliert eine
Möglichkeit des Ablaufes (ebd.).

In der 1. Phase wird der Index be-
kannt gemacht und ein Index-Team
gebildet, das den internen Entwick-
lungsprozess leiten wird. Es wird emp-
fohlen, einen „kritischen Freund“ von
außerhalb unterstützend mit einzube-
ziehen, der die KiTa gut kennt und der
den Prozess mitgestaltet.

In der 2. Phase wird die KiTa-Situati-
on beleuchtet. Hierzu werden die Ideen
zum Thema Inklusion der Mitarbeite-
rinnen, der Leitung, des Trägers, der
Kinder, der Eltern und der Bürger des
Stadtteils oder der Gemeinde zusam-
mengetragen. Daraus ergeben sich Prio-
ritäten für die Entwicklung, die in die-
ser Phase festgelegt werden.

In der 3. Phase wird für die gewähl-
ten Prioritäten ein Handlungsplan er-
stellt. Was soll erreicht werden? Welche
Schritte werden unternommen? Wer
wird was bis wann tun? Wie viel Zeit
und welches Material werden benötigt?
Was wird und was darf es kosten?

In der 4. Phase wird der Handlungs-
plan in die Tat umgesetzt und es wird
versucht, das Engagement dafür auf-
rechtzuerhalten.

In der 5. Phase wird der bisherige
Prozess reflektiert, dokumentiert und
evaluiert. Damit wird die Einrichtungssi-
tuation erneut beleuchtet, die Verände-
rungen werden beurteilt. So führt Phase
5 zu Phase 2 und damit zu einer Fortset-
zung des Entwicklungskreislaufes mit
veränderten und neuen Prioritäten.

Der Index bietet im Teil 3 (71–124)
eine Fülle von Indikatoren und Fragen
an. Die Auseinandersetzung mit ihnen
hilft, die KiTa-Arbeit zu reflektieren,
eine inklusive Kultur zu entfalten,
inklusive Leitlinien zu etablieren und
eine inklusive Praxis zu entwickeln.

Ebenso sind im Index Anregungen
zum Sammeln von Informationen von
Mitarbeiterinnen, Eltern, Ehrenamtli-
chen, Kindern, Trägervertretern, Mit-
bürgern vorgestellt. Es gibt einen Frage-
bogen für Eltern, für junge Kinder und
für Hortkinder (Teil 4, 127–137).

Der Index für Inklusion weist an ver-
schiedenen Stellen immer wieder da-
rauf hin, dass er als Anregung, Hilfestel-
lung und Handreichung zu betrachten
ist. Er ermuntert eine KiTa, ihren eige-
nen Weg zu gehen und Inklusion als
Entwicklungsprozess zu sehen. Jede
KiTa kann die Materialien des Index an
ihre Bedürfnisse anpassen. „Jede Ver-
wendung ist gerechtfertigt, die zur Re-
flexion über Inklusion anregt und zu
einer größeren Partizipation von Kin-
dern und Jugendlichen an den Kultu-
ren, Aktivitäten und Gemeinschaften
ihrer Einrichtung führt.“ (Index für In-
klusion 2007, 25)

Der Prozess der Einführung des
Index für Inklusion in der vorgestellten
Kindertagesstätte begann im Januar
2008. Als Rahmen für die erfolgten Ak-
tivitäten wurden die beschriebenen fünf
Phasen als Ablaufplan genutzt. 

Phase 1 – Mit dem Index beginnen

Ausgangspunkt der 1. Phase des Index-
Prozesses war das KiTa-Team. Hier
wurde mit Unterstützung der Heilpäda-
gogin begonnen, sich mit dem Begriff
Inklusion auseinanderzusetzen. Das
KiTa-Team hat sich mit dem Index für
Inklusion bekannt gemacht und die
Entscheidung für den Index-Prozess
getroffen. Er sollte mit einer Befragung
der Eltern beginnen. Die frühe Ent-
scheidung für die Elternbefragung hatte
mehrere Gründe. Zum einen wirkte der
Index auf die Mitarbeiterinnen unüber-
sichtlich und in seiner Fülle (143 Sei-
ten) für sie überladen, was eine gewisse
Hilflosigkeit zur Folge hatte. Die Ent-
scheidung für die Elternbefragung
brachte einen Anfang und eine Struktur
in den Prozess. Sie sollte dem Team als
Rückmeldung ihrer Arbeit dienen, das
Finden von Prioritäten für die Weiter-
entwicklung erleichtern und die Eltern
an diesem Prozess teilhaben lassen.
Dies ergab ein gemeinsames Ziel. Die
Erarbeitung der Fragebögen und die
Beschäftigung mit den Aussagen er-
möglichten dem KiTa-Team eine erste
intensive Auseinandersetzung mit in-
klusiven Sichtweisen. Nun wurden der
Index für Inklusion sowie ein Arbeits-
papier des Elternfragebogens den El-
ternvertretern, dem Träger der KiTa,
dem Kirchenvorstand und der zustän-
digen Fachberaterin vorgestellt. Da-
durch entstand die Möglichkeit, dass
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alle, die innerhalb ihrer Funktionen
Verantwortung für die KiTa tragen, sich
anhand des Elternfragebogens mit
Inklusion auseinandersetzen konnten.
Ihre Sichtweisen wurden mit einbezo-
gen und als Bereicherung gesehen. Pa-
rallel zum KiTa-Team wurde nun das
Index-Team gebildet. In dieser KiTa
besteht das Index-Team aus einer Erzie-
herin, einer sozialpädagogischen Assis-
tentin, der KiTa-Leiterin, einer Eltern-
vertreterin, einer Trägervertreterin, ei-
nem Mitglied des Gemeinderates und
der die Einzelintegrationsmaßnahmen
begleitenden Heilpädagogin. 

Phase 2 – Die Einrichtungssituation
beleuchten

In der 2. Phase des Index-Prozesses
fand die Elternbefragung statt. Durch
die Auseinandersetzung mit den Aussa-
gen und deren Beurteilung hatten nun
die Eltern Gelegenheit, sich mit inklusi-
ven Sichtweisen bekannt zu machen.
Insgesamt wurden 128 Fragebögen ver-
teilt. 66 Fragebögen wurden an die KiTa
zurückgegeben. Das ergab eine Beteili-
gung von 52 %.

Die Elternbefragung wurde von der
Heilpädagogin ausgewertet und den
Mitarbeiterinnen vorgestellt, die da-
raufhin Prioritäten festlegten. Anschlie-
ßend wurden diese Prioritäten ver-
schiedenen Tätigkeitsbereichen der Ki-
Ta zugeordnet. Für drei Bereiche sollte
nun ein Handlungsplan erstellt werden.

Phase 3 – Einen inklusiven Plan 
entwerfen

In der 3. Phase wurde von Seiten des
KiTa-Teams mit Hilfe von Arbeitsgrup-
pen begonnen, aus den Prioritäten ei-
nen Handlungsplan zu erstellen. In ihm
sind konkrete Aktivitäten für bestimm-
te Zeiträume festgehalten, die auch den
Eltern und den Kindern Möglichkeiten
der Teilhabe am Entwicklungsprozess
bieten. Bei der visuellen Gestaltung des
Handlungsplanes wurden die Aktivitä-
ten den Prioritäten zugeordnet. 

Den Mitarbeiterinnen wurden in die-
ser Phase ihre Stärken bewusst. Sie be-
gannen, dies intensiv für ihre pädagogi-
sche Arbeit zu nutzen. Der Handlungs-
plan gab ihnen Struktur und ließ mit
seinen Ergänzungen, die sich durch
weitere Teamsitzungen ergaben, einen
Prozess erkennen. Das Sichtbarmachen
von Zielen und Arbeitsergebnissen durch
die Protokolle und den Handlungsplan
erhielten die Motivation des KiTa-
Teams für den Index-Prozess aufrecht. 

Gleichzeitig nahm das Index-Team
seine Arbeit auf und traf sich in dieser

Phase zweimal. Es wurden zunächst
grobe Ziele erarbeitet (Begleitung und
Unterstützung des vom KiTa-Team aus-
gehenden Index-Prozesses) und erste
Absprachen getroffen (Zeitrahmen/Ab-
lauf mit Tagesordnung/Grobplanung
der nächsten Sitzung/Erstellung von
Protokollen). Das Index-Team erhielt
zunächst die Möglichkeit, an der Aus-
wertung der Elternbefragung und dem
Setzen von Prioritäten durch das KiTa-
Team teilzuhaben. Vorschläge wurden
erarbeitet und Rückmeldungen gege-
ben. Daraus ergaben sich für das Index-
Team Aufgaben, die ebenfalls in den
Handlungsplan aufgenommen wurden
(z. B. Gestaltung eines Aushanges zur
Veröffentlichung der Ergebnisse der
Elternbefragung vor dem Büro der
KiTa). Bereits in der zweiten Sitzung
wurden konkrete Teilziele für das
nächste Treffen entwickelt in Form von
Vorschlägen zur Umsetzung der Index-
Aussagen B.1.5 c („Sind für neue Eltern
Informationen über die städtische Bil-
dungs-, Gesundheits- und sozialen Ein-
richtungen sowie über die eigene Ein-
richtung verfügbar?“) und B.1.5 k
(„Werden Kinder, die Schwierigkeiten
haben, sich die Lage der Räume zu mer-
ken, besonders am Anfang unter-
stützt?“). Das wurde vom KiTa-Team
als Unterstützung und Bereicherung
unter dem Blickwinkel der Mobilisie-
rung von Ressourcen wahrgenommen
und geschätzt.

Phase 4 – Den inklusiven Plan in die
Praxis umsetzen

In der 4. Phase wurde damit begonnen,
den Handlungsplan in die Praxis umzu-
setzen. Umgesetzte Aktivitäten wurden
im Handlungsplan farblich markiert.
Aktivitäten von KiTa- und Index-Team
begannen sich zu ergänzen. So wurde
die Auswertung der Elternbefragung mit
einem Aushang innerhalb der KiTa ver-
öffentlicht, auf die nicht nur Eltern, son-
dern auch Besucher aufmerksam wur-
den. Damit trug der Aushang zur Öf-
fentlichkeitsarbeit und inhaltlichen Ver-
netzung der KiTa mit dem Umfeld bei. 

Des Weiteren wurden Elternabende
der einzelnen Gruppen bewusster ge-
nutzt, um z. B. mit den Eltern über die
Bildung ihrer Kinder sowie über die
Bildungsangebote der KiTa, zu denen
bei den Eltern laut Elternbefragung
mehr Informationen gewünscht waren,
ins Gespräch zu kommen. Daraus erga-
ben sich langfristige Aktivitäten, die im
Handlungsplan vermerkt wurden. In
dieser Phase begann die KiTa auch mit
der Befragung der Kinder. Dafür stan-
den nun zwei von der KiTa nach der
Vorlage des Index erarbeitete Fragebö-
gen (für jüngere und für ältere Kinder)

zur Verfügung. Weiterhin wurden in der
KiTa angebotene Projekte zum Thema
Bildung gesammelt und in einer Über-
sicht visualisiert. Das trug zur Evaluati-
on der stattfindenden KiTa-Arbeit bei.
Für zwei Aktivitäten im Bereich Sicher-
heit wurden in Zusammenarbeit mit
Eltern schnell und unkompliziert Lö-
sungen gefunden und umgesetzt. So
wurde in dieser 4. Phase den Eltern
bewusst die Möglichkeit gegeben, am
KiTa-Leben teilzuhaben und es mitzu-
gestalten.

Das Index-Team traf sich zum dritten
Mal und nutzte die Möglichkeit, bei der
Erarbeitung von Vorschlägen unter in-
klusivem Blickwinkel zum Thema Ein-
gewöhnung, das KiTa-Team zu unter-
stützen (Erarbeitung eines Leitfadens
„Neue Kinder – Neue Eltern“). Ebenso
begann das Index-Team, die folgende 5.
Phase des Index-Prozesses, die Reflexi-
on und Evaluation der Einführung des
Index für Inklusion, vorzubereiten. 

Phase 5 – Den Index-Prozess 
evaluieren

In dieser Phase wurde der bisherige
Prozess auf einer Informationsveran-
staltung reflektiert und evaluiert. Das
KiTa- und das Index-Team berichteten
über die Einführung des Index für In-
klusion in ihrer Kindertagesstätte. Zu-
dem wurde von einer Hochschuldozen-
tin ein Fachvortrag zum Thema Inklusi-
on gehalten. Gleichzeitig wurde diese
Veranstaltung genutzt, um verantwort-
lichen Vertretern (Bereich Politik, Ge-
meindeinstitutionen, Wirtschaft) aus den
drei für die KiTa zuständigen Gemein-
den den Prozess der Weiterentwicklung
zu einer inklusiven Kindertagesstätte
vorzustellen. Leider war das Interesse
der eingeladenen Vertreter aus den drei
Gemeinden an dieser Veranstaltung
gering. Den Mitgliedern des KiTa- und
des Index-Teams ist es an diesem
Abend gelungen, den bisherigen Pro-
zess umfassend darzustellen und dies
vor Gästen engagiert zu präsentieren.

Mit der Veranstaltung „Auf dem Weg
zu einer inklusiven Kindertagesstätte“
im September 2008 wurde der Prozess
der Einführung des Index reflektiert,
dokumentiert und evaluiert. Die Ein-
führung des Index für Inklusion in die
Kindertagesstätte war mit dem erstmali-
gen Durchlaufen der Phasen 1 bis 5 des
Index-Prozesses beendet.

Den Index-Prozess fortsetzen – 
Ausblick

Der Prozess der Weiterentwicklung der
KiTa wird nun in einem erneuten Durch-
lauf der Phasen 2 bis 5 (vgl. Abb. 2) fort-
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geführt. Weitere Prioritäten, die umge-
setzt werden sollen, stehen bereits im
Handlungsplan oder sind vom Index-
Team vorgeschlagen. Die Auswertung
der Elternbefragung sowie die Rückbe-
sinnung auf die Erwartungen des KiTa-
und des Index-Teams bieten weitere
Möglichkeiten, in einem gemäßigterem
Tempo Prioritäten zu finden. Dazu
gehören z. B. die Überarbeitung des
Konzeptes zur Begrüßung neuer Kinder
und ihrer Familien, die Gestaltung
einer Internetseite der KiTa sowie die
Präsentation der Einrichtung im Veran-
staltungskalender der Gemeinde. Das
Index-Team wird sich weiterhin monat-
lich, in veränderter Zusammensetzung
treffen. 

Evaluation 

Nach einem Zeitraum von zwei Jahren
fand im Herbst 2010 eine Gruppen-
diskussion mit dem Team der Kinderta-
gesstätte statt, bei dem auch die beglei-
tende Heilpädagogin und die Vertrete-
rin des Trägers der Kindertagesstätte
anwesend waren. Das Team war voll-
zählig anwesend und zeigte sich hoch
motiviert, mit den beiden Autorin-
nen rückblickend ihre Erfahrungen zu
reflektieren.

Im Folgenden sollen vor allem be-
deutsame Ergebnisse dargestellt wer-
den, von einer vollständigen Darstel-
lung der Auswertung der Gruppendis-
kussion wird hier abgesehen.

Haltung zum Index für Inklusion 

Während beim ersten Kennenlernen
der Index für Inklusion für die Erziehe-
rinnen als „Riesenberg“ wirkte und sie
sich fragten, ob das „alles zu bewälti-
gen“ sei, erscheinen diese anfänglichen
Befürchtungen im Rückblick aufgelöst: 

Das bilanzierende Fazit der Kinder-
tagesstätten-Leiterin erhält uneinge-
schränkte Zustimmung des Teams:
„Also ich finde: Für uns hat das enorm
viel gebracht. Was wir alles auf den
Weg gebracht haben …“

Indexteam als positiver Unter-
stützungsfaktor

Nach anfänglichen Reibungen und er-
folgreichen Klärungen wurde die Ko-
operation zwischen dem Kindertages-
stätten-Team und dem Index-Team als
nachhaltig unterstützend empfunden.

„Mein Eindruck ist, dass dieser
Prozess von dem Index-Team und
dann ins Team und dann wieder in
Arbeitsgruppen, was sich so schwer-
fällig und langwierig anhört, dass das
aber doch ganz viel gebracht hat,
genau das irgendwie zu strukturieren
und umzusetzen.“

„Diese Außensicht finde ich auch
immer ganz wichtig, wenn wir als
Kleinteam zusammensitzen und die
Internen sind, und dann aber auch
diese Außensicht zu haben.“

Als besonders bedeutsam erlebt wur-
den sowohl der wechselseitige Diskus-
sionsprozess zwischen Index- und Kin-
dertagesstätten-Team als auch der Ge-
winn einer Außenperspektive. 

Umgestaltungen im Prozedere von
Veränderungen 

Das Team der Kindertagesstätte hatte in
der Vergangenheit mit der Initiierung
von Veränderungen wenig gute Erfah-
rungen gemacht, zu viele Dinge wurden
oft gleichzeitig angegangen, ohne dass
diese erfolgreich zu Ende gebracht wer-
den konnten. So wurde zu Beginn des

Index-Prozesses als eine Erwartung
festgehalten: „bessere Absprachen, In-
formationen und ein Miteinander im
Team“. 

Der Index-Prozess hat dem Team
dazu verholfen, eine hilfreiche Struktur
zu finden, um Entscheidungen zu tref-
fen und Veränderungen einzuführen.
Dazu gehören eher einfache Vorge-
hensweisen wie folgende: „… dass wir
gelernt haben, das was wir uns jetzt
vorgenommen haben erst zu Ende
bringen und dann das nächste dazu
holen, um nicht wieder zu viele Bau-
stellen auf einmal zu haben.“

Die Leiterin der Kindertagesstätte
erlebt diese Struktur als persönliche
Entlastung: „Ich fühl’ mich insgesamt
entlasteter, was das Gesamtarbeits-
feld angeht, fühl’ ich mich persönlich
echt entlasteter.“

Konkrete Veränderungen 

Die tatsächlichen, durch den Index-
Prozess angestoßenen Veränderungen
fanden nicht unmittelbar auf der Ebene
der Kinder statt, was zunächst dazu
geführt hatte, dass diese zu wenig wahr-
genommen und gewürdigt wurden.
Doch der Index selbst nennt bei der
Erläuterung von Inklusion zahlreiche
Faktoren wie „Verbesserungen für Mit-
arbeiter/innen ebenso wie für Kinder
herbeiführen“ oder „Die nachhaltigen
Beziehungen zwischen den Einrichtun-
gen und ihrem sozialen Umfeld för-
dern“ (BOOTH et al. 2007, 14).

Bei dem vorgestellten Index-Prozess
wurden folgende Veränderungen von
dem Kindertagesstätten-Team selbst be-
nannt:

> Die Struktur des Teams bei Aufgaben
und Veränderungen wurde verbessert
(s. o.).

> Absprachen im pädagogischen Alltag
wurden einvernehmlich und zufrie-
denstellend getroffen wie z. B. bezüg-
lich der Mittagessenssituation.

> Die Kindertagesstätten-Eingangspha-
se wurde neu reflektiert. Es wurde für
Kinder und Eltern eine neue Informa-
tionsmappe erstellt.

> Die Präsentation der Kindertagesstät-
te wurde umfassend neu gestaltet.
Dazu zählen die Einführung eines
Logos, die Gestaltung eines Flyers zur
Vorstellung der KiTa in der Gemeinde
sowie die Arbeit an einer Internetprä-
senz, die als Modell für 40 weitere
Kindertagesstätten des gleichen Trä-
gers gelten soll.
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Die soziale Vernetzung der Kinder-
tagesstätte wurde auf vielen Ebenen
ausgebaut:

> Die vorhandene Kooperation zum
Seniorenheim des gleichen Dorfes
wurde erweitert.

> Mit der örtlichen Grundschule wurde
eine grundlegende Kooperation initi-
iert. Verabredet und durchgeführt wer-
den regelmäßig wiederkehrende ge-
meinsame Feste und Aktivitäten. Die
Rektorin führt für die Eltern der Vor-
schulkinder einen Informationsabend
in der Kindertagesstätte durch. Erzie-
herinnen und Lehrkräfte treffen sich
zu gemeinsamen Entwicklungsgesprä-
chen vor und nach der Einschulung
der Kinder. Weitere Themen der Ko-
operation werden an einem runden
Tisch zwischen Kindertagesstätte und
Schule nun regelmäßig diskutiert.

> Die Vernetzung mit dem Träger wur-
de durch Einbeziehung einer Träger-
vertreterin in das Index-Team deut-
lich intensiviert.

Resümee

Die beschriebene Kindertagesstätte hat
sich im Zeitraum von Januar bis Sep-
tember 2008 anhand des Index in Rich-
tung einer inklusiven KiTa weiterentwi-
ckelt. Der Index für Inklusion erwies
sich dabei als geeignetes Handwerks-
zeug, um sich mit inklusiven Sichtwei-
sen auseinanderzusetzen. Bei seiner
Einführung hat sich eine beratende
Begleitung von außen sehr bewährt, um
den zunächst als große Hürde erschei-
nenden Index anzuwenden. 

Die gemeinsam gesammelten Erfah-
rungen von Regelkindertagesstätten
und mobiler Einzelintegration sind und
waren hilfreich, um einen Kindergarten
für Alle zu ermöglichen. Die Einzelinte-
gration als heilpädagogisches Unter-
stützungssystem trägt hier zur Vernet-
zung der KiTa mit ihrem Umfeld bei. Sie
ist eine vorhandene Ressource, die von
Regelkindertagesstätten genutzt wer-
den kann. Eine politische Unterstüt-
zung ist wünschenswert. Der Index für
Inklusion stärkt die Berechtigung der
mobilen Unterstützungssysteme und
lässt auf einen Kindergarten für Alle
hoffen, in dem sich jede und jeder will-
kommen fühlt (vgl. Index für Inklusion
2007, 72). 

Der Veränderungsprozess selbst be-
inhaltet für die Beteiligten eine sehr
große motivierende Wirkung und
stimmt insofern überein mit den im
Index formulierten Intentionen: „Der
Index stellt Hilfen für einen begleiten-
den Prozess der Selbstevaluation und
Entwicklung zur Verfügung (…). Der

begleitende Ansatz zur Verbesserung
einer Einrichtung, den der Index liefert,
bietet eine Alternative zu einem, der 
auf Überprüfung, Wettbewerb und Ver-
sagensangst aufbaut“ (BOOTH et al.
2007, 10).

Die Schlussfrage der Gruppendis-
kussion „Würden Sie einer andern KiTa
die Anwendung dieses Index empfeh-
len?“ wurde von den Erzieherinnen der
Kindertagesstätte unisono mit „Ja“ be-
antwortet und wird deshalb interessier-
ten Kindertagesstätten sehr empfohlen. 
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Nationaler Aktionsplan und 
Staatenbericht zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention 

Nationaler Aktionsplan und Staaten-
bericht der Bundesregierung stellen

bedeutsame Instrumente zur Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention
dar.

Der vom Bundeskabinett im Juni
beschlossene Nationale Aktionsplan
wird von den Selbsthilfe- und Behin-
dertenhilfeverbänden als zu unkonkret
und wenig verbindlich kritisiert. Glei-
ches gilt für den Entwurf des Ersten
Staatenberichts, der sich im Wesentli-
chen auf die Darstellung der Rechtslage

sowie den Aktionsplan bezieht. Aus
Sicht der Fachverbände fehlt eine Dar-
stellung der konkreten Lebenswirklich-
keit im Vergleich mit den politischen
und rechtlichen Herausforderungen der
Behindertenrechtskonvention. 

Weitere Informationen:

www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/
Nationaler-Aktionsplan/inhalt.html

www.institut-fuer-menschenrechte.de

www.lebenshilfe.de

@

i

Neue Förderung im Zeichen 
der Inklusion 

Die Aktion Mensch fördert im Rah-
men eines zeitlich befristeten För-

derprogramms Projekte und Initiativen,
die vor Ort unterschiedliche Akteure
aus allen Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens (u. a. aus Sozialwesen,
Wirtschaft, Kultur, öffentlichen Institu-
tionen) vernetzen. So soll das Mitei-
nander von Menschen mit und ohne
Behinderung im Sinne der UN-Behin-
dertenrechtskonvention ermöglicht und
damit die Umsetzung von Inklusion im
Alltag begünstigt werden.

Ziel des Förderprogramms ist die
Schaffung von Vernetzungsstrukturen.
In der Folge können dann ab dem Jahr
2012 Projektideen mit Mitteln der Ak-
tion Mensch umgesetzt werden. 

Weitere Informationen:

www.aktion-mensch.de

i

@

Landkarte der inklusiven Beispiele

Der Beauftragte der Bundesregie-
rung für die Belange behinderter

Menschen Hubert Hüppe hat eine
„Landkarte der inklusiven Beispiele“
ins Leben gerufen. Hierin sollen 
Beispiele erfolgreicher Inklusion in
Schulen, Betrieben, Kindertagesstätten,
Sportvereinen und Kommunen aufge-
zeigt und abgebildet werden.

Um ein gelungenes Beispiel erfolg-
reicher Inklusion anzumelden, wurde
auf dem Internetauftritt des Bundesbe-

auftragten eine Eingabemaske einge-
richtet. Ausgewählt werden die Beispie-
le vom Inklusionsbeirat, der fast aus-
schließlich mit Menschen mit Behin-
derungen besetzt ist und den Mittel-
punkt der Koordinierungsstelle zur UN-
Behindertenrechtskonvention bildet. 

Weitere Informationen:

www.inklusionslandkarte.de@

i
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ERWIDERUNGEN – MEINUNGEN – KRITIK

Leserforum

Anmerkungen zum Beitrag „LEBIKO –
Lebenslange Bildung in Kooperation“ 

von Wolfgang Praschak, 
Dörte Eggers und Susanne Gruber 
in der Teilhabe 2/11

Der Beitrag von Praschak et al. be-
tont eine Abgrenzung der Tages-

förderstätten gegenüber den WfbM. Die
dahinter stehende Frage ist die nach der
grundsätzlichen konzeptionellen Aus-
richtung von Tagesförderstätten/För-
dergruppen. Dabei betonen Praschak
et al. Tagesförderstätten als „Gegenmo-
dell zur WfbM“ und verabschieden sich
für ihre Einrichtung vom Ziel der Ein-
gliederung in die WfbM. Dies ist aus
meiner Sicht erstens fachlich ein fal-
scher und zweitens politisch ein gefähr-
licher Weg. 

Die fachliche Seite könnte man sehr
kurz mit einem Verweis auf die Behin-
dertenrechtskonvention (BRK) abhan-
deln, die für alle Menschen unabhängig
von der Behinderung ein Recht auf Teil-
habe am Arbeitsleben vorschreibt und
bei uns Gesetzeskraft hat. Was darüber
hinaus ein anthropologischer Begriff
von Arbeit beinhaltet, warum Arbeits-
tätigkeiten für Menschen wichtig sind,
warum dies auch für erwachsene Men-
schen mit schwersten Behinderungen
zutrifft und wie dies in der Praxis ausse-
hen kann, ist in der hier gebotenen Kür-
ze nicht ausführlich zu behandeln, in
Theorie und Praxis aber vielfach be-
schrieben und begründet. 

In Tagesförderstätten kann (und muss
meiner Meinung nach) eine Annähe-
rung an das stattfinden, was in unserer
Kultur und Gesellschaft Arbeit bedeutet.
Natürlich kann es nicht um eine Berufs-
ausübung im herkömmlichen Sinne
gehen. Aber wenn man die BRK ernst
nimmt, ist es unsere Aufgabe, einen
Kontakt zur Arbeitswelt herzustellen.
Dies kann nicht gelingen, indem wir, wie
in dem Artikel beschrieben, einmal in
der Woche ein Projekt wie die Erstellung
einer „Dschungelecke“ durchführen.
Wie durch eine solche konzeptionelle
Ausrichtung ein „wichtiger Beitrag zur
Inklusionsdebatte“ geleistet werden soll,
bleibt mir verborgen. Unklar bleibt auch,
was die Kunden der beschriebenen Ein-
richtung in den geschätzten 25 Stunden
in der Woche machen, in denen kein
Projekt stattfindet.

Ich halte diese Ausrichtung neben
fachlichen Bedenken auch politisch für
riskant, da so dem Leistungsträger Argu-
mente zur Abschaffung des zweiten
Milieus für schwerbehinderte Menschen
frei Haus geliefert werden. Ein das
„instrumentelle Arbeitstraining“ erset-
zendes „entwicklungsförderliches Zu-
sammenleben“ (was immer das auch
jeweils sein mag) kann ebenso im Wohn-
bereich stattfinden. Selbst ein Wechsel
der Räumlichkeiten und der Bezugsper-
sonen ist dort zu organisieren. Das zwei-
te Milieu bestimmt sich durch einen vom
Wohnen unterschiedenen Lebensinhalt,
und das ist bei erwachsenen Menschen
eine Arbeitstätigkeit, nicht unbedingt im
umgangssprachlich-ökonomischen Sinn,
aber persönlichkeitstheoretisch und bio-
grafisch.

Ein dritter Aspekt, den ich für be-
denklich halte und der in dem Artikel
nicht nur unterschwellig auftritt,
kommt in der Aussage zum Ausdruck,
dass den Mitarbeiter(inne)n „aufgrund
der ständigen Wiederholung und der
relativen Gleichförmigkeit der Arbeits-

abläufe“ die Motivation abhanden ge-
kommen sei. Bei aller notwendigen
Wertschätzung der schweren Arbeit der
Mitarbeiterschaft in derartigen Einrich-
tungen kann dies kein Grund sein, den
Kunden die Teilhabe am Arbeitsleben
vorzuenthalten. 

Der Weg, den Tagesförderstätten
(FuBs, Fördergruppen …) vor sich
haben, führt meines Erachtens nicht in
immer schönere und für die Mitarbei-
ter(innen) kreativere Projekte inner-
halb unserer Einrichtungsstrukturen,
sondern aus den Einrichtungen heraus.
Teilhabe am Arbeitsleben von Men-
schen mit schwersten Behinderungen
kann in der Tagesförderstätte organi-
siert werden, am besten geschieht sie
jedoch im gesellschaftlichen Arbeitsle-
ben außerhalb der vier Wände der Ta-
gesförderstätte, möglicherweise in der
WfbM, aber nicht zwangsläufig.

Das ist ein langer und schwerer Weg,
aber er entspricht den Anforderungen
der BRK. Diese veränderte Ausrichtung
kann die Mitarbeiter(innen) neu he-
rausfordern und die Notwendigkeit
eines zweiten Milieus für schwerstbe-
hinderte Menschen zeigen.

Heinz Becker,
Tagesförderstätte der ASB-Gesellschaft

für soziale Hilfen Bremen

Anton Dosen et al.

Praxisleitlinien und Prinzipien –
Assessment, Diagnostik, Behandlung
und Unterstützung für Menschen mit
geistiger Behinderung und Problem-
verhalten
Materialien der Deutschen Gesellschaft für seelische
Gesundheit bei Menschen mit geistiger Behinderung
(DGSGB), Band 21

2010. Berlin: DGSGB. 77 Seiten. 3,80 €. ISBN 978-3-938931-22-6

BUCHBESPRECHUNGEN

Die Zuschreibungen Verhaltensauf-
fälligkeit (in dieser Schrift als Pro-

blemverhalten bezeichnet) und psy-
chische Störung/psychische Krankheit
werden in der Praxis der Behinderten-

hilfe oft unbestimmt und undefiniert
verwandt oder einfach gleichgesetzt. In
der Heilpädagogik als Fachdisziplin
hatte es sich in den letzten Jahrzehnten
durchgesetzt zwischen Verhaltensauf-



fälligkeiten (z. B. Aggressionen, Provo-
kationen) und psychischen Krankhei-
ten (z. B. Psychosen, Depressionen,
Demenz u. a.) eindeutiger zu differen-
zieren. Verhaltensauffälligkeiten wer-
den hier als für die Betroffenen und das
Umfeld kritisches, sich wiederholendes
und vornehmlich erlerntes Verhaltens-
muster gesehen, welches einen deutli-
chen Bezug zu Situationen und Bezie-
hungen ausweist und vordringlich eine
psychosoziale und damit pädagogische
Problematik darstellt. Psychische Stö-
rungen/Krankheiten hingegen werden
mit spezifischer Symptomatik und spe-
ziellem Krankheitsverlauf verbunden
und als vornehmlich pathologische und
damit psychiatrische Problematik gese-
hen. Dieser Differenzierung hatte sich
die Medizin bis vor kurzer Zeit nicht
angeschlossen und die Verhaltensauf-
fälligkeiten den psychischen Krankhei-
ten zugeordnet. 

Das heutige und mit der hier bespro-
chenen Schrift nun auch in der Medizin
tragende Paradigma wird auf S. 7 in 
seinen historischen Zusammenhängen
erläutert: „Früher interpretierte man
Probleme des Verhaltens als Folge der
intellektuellen Beeinträchtigung“, spä-
ter „entwickelte sich die Vorstellung
der Fachleute dahin, Verhaltensproble-
me als Symptome einer psychischen
Krankheit zu sehen. Gegenwärtig inter-
pretiert man die Problemverhalten je-
doch als spezielle Phänomene mit spe-
zifischen Erscheinungsformen und Ent-
stehungsmechanismen“. 

Für die interdisziplinäre und natio-
nale Kooperation ist es ausgesprochen
hilfreich, dass nun auch die europäi-
sche Medizin durch ihre führenden
Vertreter und die deutsche Medizin ver-
treten durch die DGSGB mit der vorlie-
genden Schrift auf eine deutliche Diffe-
renzierung der Problemlagen umge-
lenkt hat. Zuvor hatte bereits die
Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie,
Psychotherapie und Nervenheilkunde
(DGPPN) eine grundsätzlich identische
Position veröffentlicht. Dieser Schritt
war überfällig, denn die bisherige Zu-
ordnung der Verhaltensauffälligkeiten
zu den psychischen Erkrankungen war
nur noch in Deutschland, Holland und
England anzutreffen. In Skandinavien
und vor allem in den USA hat man
schon lange zwischen den Zuschrei-
bungen klarer differenziert.

Trotz der verdeutlichten Wertschät-
zung sind in fachlicher Hinsicht ver-
schiedene Kritikpunkte angezeigt. Bei
Fachübersetzungen wird in der Regel
nicht die wörtliche Übersetzung ge-
wählt, sondern die im jeweiligen
Sprachraum etablierte Formulierung

verwandt. Bei dieser Schrift hat man
den Begriff „problem behaviour“ wört-
lich mit Problemverhalten übersetzt.
Diese Bezeichnung ist jedoch in der
deutschen Fachwelt eher ungewohnt,
wir sprechen von Verhaltensauffällig-
keiten oder auch von herausfordern-
dem Verhalten oder Verhaltensstörun-
gen. Leider wird in der Schrift nicht
begründet, warum man den unüblichen
Weg einer wörtlichen Übersetzung
gegangen ist und welche Vorteile man
hierin sieht. Im Gegensatz zu Verhal-
tensauffälligkeit, der eine Beobachter-
position und damit eine systemische
Perspektive einschließt, bezieht sich
Problemverhalten ausschließlich auf
die Person selbst. Zudem erscheinen
zwei Probleme erkennbar: 1. Es könnte
zu zusätzlichen Verwirrungen und
Unklarheiten darüber kommen, was
genau gemeint ist und ob sich Problem-
verhalten und Verhaltensauffälligkeiten
unterscheiden. 2. Der Begriff Verhal-
tensauffälligkeit ist nicht nur in Fach-
kreisen, sondern auch im sozialpoliti-
schen Rahmen eingeführt und sichert
den betroffenen behinderten Menschen
im Versorgungssystem notwendige und
teilweise spezielle Hilfen. Der Begriff
Problemverhalten könnte bei Kosten-
trägern als verharmlosend aufgegriffen
werden und Verhandlungen über Hil-
fen erschweren. Sie könnten die Frage
stellen, warum für ein Problem im Ver-
halten hohe Kostensätze genehmigt
werden sollen?

Im zweiten Vorwort heißt es: „Ver-
schiedene, manchmal antagonistische
Modelle und Interpretationen der
Interventionsstrategien konkurrieren
miteinander.“ Weiter heißt es: „Die vor-
liegenden Praxisleitlinien (…) können
dazu beitragen, diese unbefriedigende
Situation zu überwinden.“ Es gehört
zum Fachdiskurs dazu, dass verschie-
dene Modelle konkurrieren und sich
gegenseitig hinsichtlich Schwachstellen
kritisieren. Eine derart komplexe The-
matik erfordert geradezu den Fach-
streit, auch weil wir in verschiedener
Hinsicht erst am Anfang oder mitten in
der Entwicklung von Perspektiven ste-
hen; der Wunsch nach einheitlichen
Perspektiven ist verfrüht.

Der Text eröffnet lediglich eine for-
melle und keine akzentuierte Differen-
zierung zwischen Verhaltensauffällig-
keiten und psychischen Krankheiten,
hier hätte man sich deutlich mehr er-
hofft.

Es wird nicht eindeutig gesagt, für
wen bzw. welche Berufsgruppe(n) die
Leitlinien gedacht sind, die Zielgruppe
bleibt unklar, implizit wird ein generel-
ler Anspruch erhoben. Für Pädagog(in-

n)en und Psycholog(inn)en/Psychothe-
rapeut(inn)en können die Leitlinien
jedoch nur in Ansätzen passend sein:
Pädagogische Perspektiven klingen zwar
an, werden jedoch nicht wirklich aufge-
griffen, die Psychotherapie wird nicht
mal erwähnt.

Als vordringliches Ziel wird „die
Verwirklichung einer interdisziplinären
Praxis“ herausgehoben. Da fragt man
sich, warum dieser interdisziplinäre
Anspruch nicht bereits bei der Erstel-
lung realisiert wurde und nur Medizi-
ner(innen) beteiligt wurden; Pädago-
g(inn)en, Psycholog(inn)en und Sozio-
log(inn)en waren nicht einbezogen.
Weiter heißt es: „Problemverhalten ist
eine fachliche Herausforderung, die
von keiner Berufsgruppe oder Disziplin
allein bewältigt werden kann.“ Diese
Aussage erscheint als zu pauschal. Die
absolute Mehrzahl der Verhaltensauf-
fälligkeiten, und dies zeigt die Praxis
eindeutig, ist allein mit pädagogischen
und/oder psychotherapeutischen An-
sätzen bewältigbar. Die Beteiligung der
Psychiatrie ist nur in einem Teil der 
Fälle angezeigt. Es wäre daher hilfreich
gewesen, wenn die Leitlinien begründet
hätten, in welchen speziellen Fällen
eine Einbeziehung psychiatrischer Hil-
fen angezeigt ist.

Der vorgeschlagene Ablauf der
Diagnostik und Hilfen erscheint für die
meisten Verhaltensauffälligkeiten als
überdimensioniert und für die deut-
sche Praxis als zu normativ. Zudem
bleibt es überwiegend bei der Darstel-
lung von Abläufen, konkrete Hand-
lungsschritte bezogen auf den Klienten
bleiben aus.

In einer medizinischen Schrift hätte
man sich differenziertere Aussagen zur
Verwendung von Psychopharmaka bei
Problemverhalten erwartet. Auch wenn
eine zurückhaltende Position im Ge-
gensatz zur expansiven Praxis vertreten
wird, hätte diese Thematik in einer
Schrift von Medizinern differenzierter
behandelt werden müssen und mehr
Raum als weniger als eine halbe Seite
bedurft. Viel zu selten werden die theo-
retischen Bezugspunkte genannt, Hin-
weise auf Forschung fehlen fast voll-
kommen.

Fazit: Trotz der formulierten Kritik
können die vorliegenden Leitlinien als
wichtiger Schritt im Fachdiskurs zum
Thema Verhaltensauffälligkeiten gese-
hen werden. Der DGSGB ist zu danken,
dass sie diesen internationalen Beitrag
für den deutschsprachigen Fach- und
Praxisdiskurs zur Diskussion stellt.

Ernst Wüllenweber, Berlin
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Fünf Jahre nach seinem Erscheinen
wurde das bei Studierenden und

Fachleuten der Praxis offensichtlich
beliebte Buch sorgfältig überarbeitet
und aktualisiert. Im Hinblick auf die
gegenwärtige Diskussion um Integrati-
on und Inklusion hat es in besonderer
Weise weiterhin seine Berechtigung –
ist doch die Qualität der medizinisch-
ärztlichen Versorgung eine wichtige
Voraussetzung, um echte Teilhabe indi-
viduell zu ermöglichen. Die Darstellung
wird bestimmt von einem reichen in-

terdisziplinären Erfahrungshintergrund
und ist geprägt durch langjährige Lehr-
tätigkeit. Der stets praxisbezogene Text
macht auch komplizierte Sachverhalte
gut verständlich und ist spannend zu
lesen. 

Die bewährte Gliederung ist beibe-
halten, auch aktuelle Forschungsergeb-
nisse sind weitgehend berücksichtigt.
Stets sind die für das Verständnis nöti-
gen neurobiologischen Zusammenhän-
ge und deren Entwicklung instruktiv

geschildert, dann folgt eine spezifische
Darstellung der einzelnen „Störungsbil-
der“ bzw. möglicher, die Aktivitäten
einschränkender Beeinträchtigungen.
Daraus ergeben sich „heilpädagogische
Herausforderungen“, die jeweils praxis-
bezogen auf recht unterschiedliche
interdisziplinäre Aspekte Bezug neh-
men. Jeder Abschnitt schließt mit
Übungsaufgaben zur Selbstkontrolle
und mit kommentierten Hinweisen für
vertiefendes Lesen; neben dem Glossar
ist ein ausführliches Schrifttumsver-
zeichnis hilfreich.

Das für Studium wie Praxis sicher
unentbehrliche Buch kann allen Fach-
leuten, aber auch interessierten Laien
empfohlen werden. Dem preiswerten
Band ist weiterhin eine große Verbrei-
tung zu wünschen.

Gerhard Neuhäuser, Linden 

Thomas Hülshoff

Medizinische Grundlagen 
der Heilpädagogik 
2010. 2. Aufl. München: Reinhardt. 440 Seiten. 29,90 €. ISBN 978-3-8252-2698-5

Armin Sohns, Professor an einer 
privaten Fachhochschule, die als

eine der ersten einen grundständigen
Studiengang „Interdisziplinäre Frühför-
derung“ anbietet, legt mit diesem Buch
eine Bestandsaufnahme zur Entwick-
lung des Systems „Frühförderung“ vor,
die für Studierende und Fachkräfte 
in der Praxis dieses Arbeitsfeldes glei-
chermaßen von Interesse ist. Es ist 
ihm ein Anliegen, damit Grundlagen-
informationen für ein Empowerment
für die Fachkräfte der Frühförderung zu
liefern.

Nach einem kurzen Überblick über
die historische Entwicklung des Sys-
tems „Frühförderung“ erläutert er die
rechtlichen Grundlagen der Frühförde-
rung im Kontext der verschiedenen
Rechtsbezüge (SGB V, VIII, IX und
XII). Ausführlich werden die Entste-
hungsgeschichte und die Intention der
Frühförderungsverordnung (FrühV)
dargestellt. Es schließt sich eine Über-
sicht über die Teilsysteme der Frühför-
derung – vor allem Frühförderstellen
und Sozialpädiatrische Einrichtungen –
an. Eingeschoben werden dann einige
grundsätzliche Bezüge für die Arbeit
der Fachkräfte – Ressourcenorientie-
rung, Resilienz- und Risikoforschung,
Bedarfsbestimmung. 

Den Hauptteil des Buches bildet
dann eine differenzierte Erörterung der
Umsetzung der Komplexleistung Früh-
förderung in den einzelnen Bundeslän-
dern, die – primär auf der Basis einer
bundesweiten Studie (ISG-Studie) –
sehr viele Informationen zu den Rah-
menbedingungen der Arbeit in den ver-
schiedenen Bundesländern bietet und
deutlich macht, wie unterschiedlich die
Umsetzung des Anspruchs auf interdis-
ziplinäres Arbeiten in diesem Gebiet
derzeit ist. Abschließend werden einige
praxisnahe Ausführungen zur Diagnos-
tik, Erstellung von Förderplänen, Eltern-
begleitung gemacht sowie Best-practice-
Beispiele für interdisziplinäre, niedrig-
schwellige Angebote für Kinder mit
(drohender) Behinderung beschrieben.

Dem Verfasser gelingt es, die teilweise
trockenen rechtlichen Grundlagen in
gut nachvollziehbarer Form zu präsen-
tieren und – in kursiv gesetzten Textab-
schnitten – klare eigene Positionen zu
den Problemen zu beziehen, die sich für
die praktische Arbeit aus den strittigen
Auslegungen der Rechtslage und den
widerstrebenden Interessen von Jugend-
hilfe und Rehabilitationsträgern erge-
ben. Einige Fallbeispiele illustrieren die-
se Probleme und belegen eindrucksvoll,
dass die Praxis der Frühförderung teil-

weise noch weit hinter dem Anspruch
auf die Entwicklung interdisziplinärer,
bedarfsgerechter Hilfekonzepte zurück-
bleibt. Deutlich bezieht der Autor dabei
die Position, dass die Unterstützung für
Kinder und Familien möglichst „in einer
Hand“, d. h. durch eine gut ausgebildete
Fachkraft geschehen sollte, um Koordi-
nationsprobleme zu vermeiden, die ent-
stehen durch ein unkoordiniertes
Nebeneinander von Fachkräften aus
den unterschiedlichen Systemen der
Pädagogik und Gesundheitsversorgung. 

Konkrete Handlungsvorschläge für
die Diagnostik, Förderung des Kindes
oder Beratung der Familien werden die
Leserinnen und Leser in diesem Band
vergeblich suchen, stattdessen werden
sie die unterschiedlichen Rahmenbedin-
gungen der Arbeit von Fachkräften und
die damit verbundenen Probleme gut
verstehen können und einen fundierten
Überblick über die Situation in den ein-
zelnen Bundesländern sowie die Vernet-
zungsmöglichkeiten zu anderen Hilfesys-
temen gewinnen. Man muss nicht alle
Positionen des Autors teilen; so lässt sich
z. B. die postulierte Zuständigkeit der
Frühförderstellen für Kinder aus sozial
benachteiligten Familien mit guten
Gründen hinterfragen. Auf jeden Fall
werden Fachkräfte der Frühförderung
das Buch aber mit Gewinn lesen, sich in
ihrer Rolle als Unterstützer für Familien
mit Kindern, die von einer Behinderung
bedroht sind, bestärkt fühlen und her-
vorragend fundierte Argumentationshil-
fen in der sozialpolitischen Diskussion
über die Weiterentwicklung des Systems
Frühförderung finden. 

Klaus Sarimski, Heidelberg/München

Armin Sohns

Frühförderung
Ein Hilfesystem im Wandel

2010. Stuttgart: Kohlhammer. 303 Seiten. 26,80 €. ISBN 978-3-17-020012-8. 
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Anderlik, Lore

Montessori – Ein Weg zur Inklusion
Überlegungen aus der Praxis – für die Praxis
2011. Dortmund: Modernes Lernen. 
173 Seiten. 16,80 €

Bonfranchi, Riccardo

Ethische Handlungsfelder 
der Heilpädagogik 
Integration und Separation von Menschen mit
geistigen Behinderungen 
2011. Bern: Peter Lang. 189 Seiten. 33,10 €

Caritas, Katholische Jugendfürsorge

Rolli & Co. – 
Verschieden ist ganz normal
2011. Regensburg: Kinderleicht Wissen Verlag.
30 Seiten. 1,99 €

Conty, Michael; Sauer, Martin

Behindertenhilfe entwickeln
Fachliche Perspektiven und 
unternehmerische Herausforderung 
2010. Bielefeld: Bethel-Verlag. 332 Seiten. 19,80 €

Deutscher Verein für öffentliche und 
private Fürsorge e. V.

Fachlexikon der sozialen Arbeit
2011. 7. Aufl. Baden-Baden: Nomos. 
1129 Seiten. 44,00 €

Fischer, Heidi; Renner, Michael

Heilpädagogik
Heilpädagogisches Handlungskonzept 
in der Praxis
2010. Freiburg: Lambertus. 320 Seiten. 23,90 €

Fröhlich, Andreas; Heinen, Norbert; 
Klauß, Theo; Lamers, Wolfgang (Hg.)

Schwere und mehrfache 
Behinderung – interdisziplinär
2011. Oberhausen: Athena (in Kooperation 
mit der Bundesvereinigung Lebenshilfe). 
238 Seiten. 29,50 €

Göhring-Lange, Gabriele
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2011. Freiburg: Lambertus. 116 Seiten. 9,90 €

BIBLIOGRAFIE

Graumann, Sigrid

Assistierte Freiheit 
Von einer Behindertenpolitik der Wohltätigkeit
zu einer Politik der Menschrechte
2011. Frankfurt: Campus. 314 Seiten. 34,90 €

Herrmann, Volker u. a.

Theologie und Soziale Wirklichkeit
Grundbegriffe
2011. Stuttgart: Kohlhammer. 304 Seiten. 28,90 €

Hinte, Wolfgang; Treeß, Helga

Sozialraumorientierung 
in der Jugendhilfe
Theoretische Grundlagen, Handlungs-
prinzipien und Praxisbeispiele einer 
kooperativ-integrativen Pädagogik
2011. Weinheim: Juventa. 238 Seiten. 18,50 €

Kreidenweis, Helmut

IT-Handbuch für die Sozialwirtschaft
2011. Baden-Baden: Nomos. 294 Seiten. 44,00 €

Kreuzer, Max; Ytterhus, Borgunn

Dabeisein ist nicht alles
Inklusion und Zusammenleben im Kindergarten
2011. München: Reinhardt. 307 Seiten. 24,90 €

Kulig, Wolfram; Schirbort, Kerstin; 
Schubert, Michael (Hg.)

Empowerment behinderter Menschen 
Theorien, Konzepte, Best-Practice
2011. Stuttgart: Kohlhammer. 296 Seiten. 24,90 €

Otto, Hans-Uwe; Thiersch, Hans

Handbuch Soziale Arbeit 
2011. 4. Aufl. München: Reinhardt. 
1831 Seiten. 79,90 €

Schaeffer, Doris; Wingenfeld, Klaus

Handbuch Pflegewissenschaft
2010. Weinheim: Juventa. 766 Seiten. 69,00 €

Theuvsen, Ludwig; Schauer, Reinbert; 
Gmür, Markus

Stakeholder-Management in 
Nonprofit-Organisationen
Theoretische Grundlagen, empirische Ergebnisse
und praktische Ausgestaltungen
2010. Linz (A): Trauner. 529 Seiten. 32,80 €

Vanek-Gullner, Andrea

Du bist uns wichtig
Zur schulischen Integration von Sorgenkindern.
Ein pädagogisches Konzept
2011. Graz: Leykam. 220 Seiten. 19,40 €

Weiß, Wolfgang W.

Kommunale Bildungslandschaften 
Chancen, Risiken und Perspektiven
2011. Weinheim: Juventa. 192 Seiten. 19,95 €

VERANSTALTUNGEN

22. September 2011, Hamburg

Behinderte Bürgerrechte?
Politische Partizipation als Voraussetzung für
erfolgreiche Inklusion, Fachtagung des Rauhen
Hauses, www.rauheshaus.de

10. Oktober 2011, Berlin

Teilhabeforschung jetzt! 
Eine Einladung an Forschung und Lehre,
Tagung der Fünf Fachverbände der 
Behindertenhilfe, www.cbp.caritas.de

11. – 12. Oktober 2011, Ludwigshafen 

Demografischer Wandel, 
Fachkräftemangel und Co
Fachtagung der Landesverbände Baden-
Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz 
der Lebenshilfe, www.lebenshilfe-rlp.de

21. – 22. Oktober 2011, Hamburg 

Jedes Kind ist anders, alle Kinder
sind gleich. Inklusion ja – aber wie?
Jahrestagung der Deutschen Liga für das Kind,
www.liga-kind.de

24. – 25. Oktober 2011, Rheinsberg 

Beteiligung von Betroffenen in 
der Rehabilitationsforschung 
Tagung der Deutschen Vereinigung für 
Rehabilitation (DVfR), www.dvfr.de

25. Oktober 2011, Berlin 

UN-Behindertenrechtskonvention:
Deutschland auf dem Weg zur 
barrierefreien Gesellschaft?!
Tagung der Monitoring-Stelle und des Bundes-
kompetenzzentrums Barrierefreiheit e.V.,
www.institut-fuer-menschenrechte.de

25. – 26. November 2011, Dresden

Diversität & Ungleichheit
Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft 
für Soziale Arbeit, www.dgsainfo.de

25. – 27. November 2011, Berlin

!Gemeinsame Wege – 
Inklusion als Anspruch und 
Auftrag der Heilpädagogik
45. Bundesfachtagung des Berufs- und 
Fachverbandes Heilpädagogik (BHP) e.V., 
www.heilpaedagogikwirkt.de



144

INFOTHEK Teilhabe 3/2011, Jg. 50

IMPRESSUM

Teilhabe – Die Fachzeitschrift der Lebenshilfe
(bis Ende 2008 Fachzeitschrift Geistige Behinderung, begründet 1961)
ISSN 1867-3031

Herausgeberin
Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung e.V.

Leipziger Platz 15, 10117 Berlin
Tel.: (0 30) 20 64 11-0, Fax: (0 30) 20 64 11-204
www.lebenshilfe.de, teilhabe-redaktion@lebenshilfe.de

Redaktion
Dr. Theo Frühauf (Chefredakteur)
Dr. Markus Schäfers (Geschäftsführender Redakteur)
Wilfried Wagner-Stolp, Andreas Zobel, Roland Böhm
Tel.: (0 30) 20 64 11-123

Redaktionsbeirat
Prof. Dr. Klaus Hennicke, Bochum; Prof. Dr. Thomas Hülshoff, Münster
Prof. Dr. Theo Klauß, Heidelberg; Prof. Dr. Bettina Lindmeier, Hannover
Prof. Dr. Heinz Mühl, Wardenburg; Prof. Dr. Gerhard Neuhäuser, Linden
Prof. Dr. Jeanne Nicklas-Faust, Berlin; Prof. Dr. Monika Seifert, Berlin
Prof. Dr. Heike Schnoor, Marburg; Prof. Dr. Anne Waldschmidt, Köln
Prof. Dr. Norbert Wohlfahrt, Bochum

Bezugsbedingungen
Erscheinungsweise viermal im Jahr.

Jahresabonnement einschließlich Zustellgebühr und 7% MwSt.:
- Einzelheft: 10,– €
- Abonnement Normalpreis: 36,– €
- Abonnement Mitgliedspreis: 28,– €
- Sammelabonnement (ab 10 Exemplaren): 20,– €
- Abonnement Buchhandlungen: 23,40 €
- Studentenabonnement: 18,– €

Wir schicken Ihnen gern ein kostenloses Probeheft.

Das Abonnement läuft um 1 Jahr weiter, wenn es nicht 6 Wochen vor Ablauf des
berechneten Zeitraums gekündigt wird.

Abo-Verwaltung: Hauke Strack,
Tel.: (0 64 21) 4 91-123, E-Mail: hauke.strack@lebenshilfe.de

Anzeigen
Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 2 vom 01.06.2010, bitte anfordern oder im Internet
ansehen: www.lebenshilfe.de, Rubrik: Unsere Angebote
Anzeigenschluss: 1. März, 1. Juni, 1. Sept., 1. Dez.

Gestaltung
Aufischer, Schiebel. Werbeagentur GmbH, Hessenring 83, 61348 Bad Homburg

Druck
Druckhaus Dresden GmbH, Bärensteiner Str. 30, 01277 Dresden

Hinweise für Autorinnen und Autoren
Manuskripte, Exposés und auch Themenangebote können eingereicht werden bei:
Bundesvereinigung Lebenshilfe, Redaktion „Teilhabe“, Leipziger Platz 15, 10117 Ber-
lin, bevorzugt per E-Mail an: teilhabe-redaktion@lebenshilfe.de.
Für genauere Absprachen können Sie uns auch anrufen: (0 30) 20 64 11-123.
Für die Manuskripterstellung orientieren Sie sich bitte an den Autorenhinweisen, die
Sie unter www.lebenshilfe.de/teilhabe.php finden. Entscheidungen über die Veröf-
fentlichung in der Fachzeitschrift können nur am Manuskript getroffen werden. Ggf.
ziehen wir zur Mitentscheidung auch Mitglieder des Redaktionsbeirats oder weiteren
fachlichen Rat heran. Redaktionelle Änderungen werden mit den Autor(inn)en, die
letztlich für ihren Beitrag verantwortlich zeichnen, abgesprochen. Beiträge, die mit
dem Namen der Verfasserin bzw. des Verfassers gekennzeichnet sind, geben deren
Meinung wieder. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen mit geistiger
Behinderung ist durch diese Beiträge in ihrer Stellungnahme nicht festgelegt. Für
unverlangt eingesandte Manuskripte kann keine Haftung übernommen werden. Alle
Rechte, auch das der Übersetzung, sind vorbehalten. Nachdruck erwünscht, die
Zustimmung der Redaktion muss aber eingeholt werden.

inForm
A K T U E L L

| Weitere Informationen:www.inform-lebenshilfe.de

01. – 02.12.2011
Fremdverletzendes, selbstverletzendes 
und herausforderndes Verhalten, Tl. 1
Anmeldung unter Nr. 11328

13.12. – 14.12.2011
Wohnen und Leben von alten Menschen 
mit geistiger Behinderung
Anmeldung unter Nr. 11335

RECHT

10.10. – 11.10.2011
Rechtsgrundlagen im Arbeitsfeld 
Wohnen
Anmeldung unter Nr. 11601

17.10.2011
Das Leistungssystem der 
Eingliederungs-hilfe
Anmeldung unter Nr. 11604

MANAGEMENT

10.10. – 14.10. 2011
Fachkraft für Marketing
Anmeldung unter Nr. 11843 D

24.10. – 28.10.2011
Case Management in der 
Behindertenhilfe
Anmeldung unter Nr. 11813 C

21.11. – 22.11.2011 
Organisationsentwicklung von A bis Z
Anmeldung unter Nr. 11814

28.11. – 29.11.2011
Wissen, wo es lang geht: 
Personalführung
Anmeldung unter Nr. 11821

FACHPRAXIS

05.10. – 06.10.2011 
Ein Leben lang Wohngemeinschaft?
Anmeldung unter Nr. 11301

24.10. – 26.10.2011
Biografiearbeit mit alten Menschen
Anmeldung unter Nr. 11332

07.11. – 08.11.2011
Bedürfnis- und ressourcen-
orientiertes Arbeiten
Umgang mit verwirrten alten Menschen, 
die auch geistig behindert sind
Anmeldung unter Nr. 11331

18.11. – 19.11.2011 
Auf dem Weg zur inklusiven Schule
Anmeldung unter Nr. 11154

28.11. – 29.11.2011
Stiefkinder oder auf dem Weg 
zur Teilhabe?
Förderung von Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf
Anmeldung unter Nr. 11202

Veranstaltungen



Fachlexikon der sozialen Arbeit
Herausgegeben vom Deutschen Verein für 
öff entliche und private Fürsorge e.V.
7. völlig überarbeitete und aktuali sierte
Aufl age 2011, 1.139 S., brosch., 44,– €,
Vorzugspreis für Mitglieder des Deutschen
Vereins 34,– €, ISBN 978-3-8329-5153-5

Das „Fachlexikon“ ist das Standardwerk für die soziale 
Arbeit. Die aktuelle 7. Aufl age umfasst über 1.500 übersicht-
lich strukturierte und teilweise neu systematisierte Stich-
wörter, deren Auswahl sich strikt nach den Bedürfnissen der 
sozialen Arbeit richtet.

Über 600 Autorinnen und Autoren aus Wissenschaft und 
Praxis der sozialen Arbeit berücksichtigen den neuesten 
Stand der verschiedenen Entwicklungen und Diskurse und 
werden damit dem pluralistischen Anspruch des Fachlexi-
kons gerecht. 

Die Neuaufl age 

 geht auf die Reformentwicklungen zu Hartz IV ein,

 stellt alle wichtigen fachlichen Entwicklungen, z.B. in 
der Familienpolitik (Stichworte „Elternzeit“, „Vereinbar-
keit von Familien- und Erwerbsleben“) oder im Rahmen 
neuer Konzepte der sozialen Arbeit („care“) dar,

 verortet und umfasst stets klar die neuesten metho-
dischen Ansätze sozialer Arbeit,

 nimmt Rücksicht auf die Lesegewohnheiten durch ein 
ausdiff erenziertes System von ca. 700 Verweisstich-
wörtern sowie einem neu aufgenommenen Wort-
verzeichnis. Das einschlägige Stichwort wird rasch 
gefunden, Lektüreempfehlungen wie ein über 2.500 
Titel umfassendes Gesamtliteraturverzeichnis geben 
sinnvolle Vertiefungshinweise.

»Inzwischen ist es zu einem unverzichtbaren Standardwerk
für die Fachkräfte der sozialen Arbeit, für Mitarbeiterinnen 
und Mit arbeiter in Behörden und Verbänden, für Studieren-
de und alle an der sozialen Arbeit Interessierte geworden.«

Fachdienst der Lebenshilfe 3/08, zur Voraufl age

»Nutzen Sie dieses Expertenwissen für Ihre tägliche Arbeit!«
Ursula Krickl, Stadt und Gemeinde interaktiv 12/07, zur Voraufl age

Fachkompetenz aus erster Hand

Bestellen Sie in unserem Buchshop: http://verlag.deutscher-verein.de

» Bestünde eine Bibliothek Sozialer Arbeit 

nur aus einem Band – es wäre dieser.«

Prof. Dr. Lilo Schmitz, socialnet 6/2011

Die neue Aufl age ist da!



Jetzt bestellen unter: www.zeitschrift-teilhabe.de Teilhabe

Die Lebenshilfe unterstützt mit der Fachzeitschrift Teilhabe die wissen-
schaftliche Theoriebildung und Entwicklung von Fachkonzepten zum 
Thema Behinderung. Diese erscheint vierteljährlich in den Rubriken 
Wissenschaft und Forschung, Praxis und Management sowie einer 
Infothek mit Buchbesprechungen und weiteren aktuellen Hinweisen.
 
Die Teilhabe ist jetzt auch als E-Paper mit weiteren Zusatzfunktionen 
als App (iOS oder Android) und für Desktops verfügbar.

Die Lebenshilfe unterstützt mit der Fachzeitschrift Teilhabe die wissen-
schaftliche Theoriebildung und Entwicklung von Fachkonzepten zum
Thema Behinderung. Diese erscheint vierteljährlich in den Rubriken 
Wissenschaft und Forschung, Praxis und Management sowie einer 
Infothek mit Buchbesprechungen und weiteren aktuellen Hinweisen.

Die Teilhabe ist jetzt auch als E-Paper mit weiteren Zusatzfunktionen 
als App (iOS oder Android) und für Desktops verfügbar.

  WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG PRAXIS UND MANAGEMENT INFOTHEK

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V.

Leipziger Platz 15
10117 Berlin

Tel.: (0 30) 20 64 11-0 
Fax: (0 30) 20 64 11-204

Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
www.lebenshilfe.de

Postvertriebsstück zkz 79986
Entgelt bezahlt

ISSN 1867-3031 Postvertriebsstück zkz 79986 

Werden Sie Fan!
www.facebook.com/lebenshilfe

ANZE IGE


	Inhaltsverzeichnis
	EDITORIAL
	Inklusion: Krise der Behindertenpädagogikpositiv wenden (Theo Frühauf)

	WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
	Sozialräume gestalten statt Sondersysteme befördern (Wolfgang Hinte)
	Disability Studies und Menschen mit Lernschwierigkeiten (Ursula Naue)
	Partizipation von unterstützt kommunizierenden Personen (Susanne Wachsmuth, Matthias Schmidt)
	Unbelegte Behauptungen und uralte Klischees – oder: Krisensymptome der Heilpädagogik? (Andreas Hinz)

	PRAXIS UND MANAGEMENT
	Aufsuchende Familienberatung für erwachsene Menschen mit Behinderung (Barbara Feurer, Bettina Lindmeier)
	Circles of Support als soziale Netzwerke und Chance zur Inklusion (Evemarei Knust-Potter, Matthias Windisch)
	Ein Kindergarten für Alle (Sybille Haefke, Ulrike Mattke)

	INFOTHEK
	Nationaler Aktionsplan und Staatenbericht zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
	Neue Förderung im Zeichen der Inklusion
	Landkarte der inklusiven Beispiele
	Leserforum
	Buchbesprechungen
	Praxisleitlinien und Prinzipien – Assessment, Diagnostik, Behandlung und Unterstützung für Menschen mit geistiger Behinderung und Problemverhalten
	Medizinische Grundlagen der Heilpädagogik
	Frühförderung

	BIBLIOGRAFIE
	VERANSTALTUNGEN

	IMPRESSUM


